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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Lena BINDER als 

Einzelrichterin über die Beschwerden von 

1.) XXXX , geb. XXXX , 

2.) XXXX , geb. XXXX , 

3.) XXXX , geb. XXXX , 

4) XXXX , geb.  XXXX  

alle StA. Russische Föderation, vertreten durch Asyl in Not, diese vertreten durch Kübra 

ATASOY-ÖZOGLU, gegen die Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl jeweils 

vom 15.04.2022, Zlen. 

1.) 760184507-191267333, 

2.) 1103965709-191267422, 

3.) 1159496009-191266884, 

4) 791578500-191267058, 

nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 03.08.2022 zu Recht: 

A) 
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I. Die Beschwerden werden als unbegründet abgewiesen. 

II. Der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels aus Gründen des Art. 8 EMRK gemäß § 55 

Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005, wird als unzulässig zurückgewiesen. 

III. Der Antrag auf Befangenheit des einvernehmenden Organwalters des Bundesamtes für 

Fremdenwesen und Asyl gemäß § 7 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), 

BGBl. Nr. 51/1991, wird als unzulässig zurückgewiesen. 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Die Beschwerdeführer sind Geschwister und alle minderjährig. Sie sind russische 

Staatsangehörige und Angehörige der tschetschenischen Volksgruppe. 

2.1. Die Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer reisten (gemeinsam mit drei damals 

minderjährigen Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer) im August 2005 in das 

österreichische Bundesgebiet ein und stellten für sich und die drei Geschwister am 18.08.2005 

Asylanträge. Nach der Geburt des minderjährigen Erstbeschwerdeführers in Österreich wurde 

für diesen am 10.02.2006 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt. Mit Bescheiden des 

Bundesasylamtes vom 14.05.2007 wurde den Eltern und (abgeleitet) den drei Geschwistern 

der minderjährigen Beschwerdeführer Asyl zuerkannt und festgestellt, dass ihnen damit kraft 

Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. Hinsichtlich der Eltern der minderjährigen 

Beschwerdeführer wurde festgestellt, dass der Vater im ersten Tschetschenienkrieg von 1994 

bis 1996 gegen Russland gekämpft und anschließend von 1996 bis 1999 im Antiterrorzentrum 

der Tschetschenischen Republik Itschkeria gearbeitet hat, weshalb er nach Ausbruch des 

zweiten Tschetschenienkrieges von russischen Soldaten sowie Anhängern von Kadyrow 

verfolgt wurde. Die Mutter der minderjährigen Beschwerdeführer wurde als Ehefrau des 

Vaters von russischen Soldaten wie auch Anhängern von Kadyrow verfolgt. 

2.2. Dem minderjährigen Erstbeschwerdeführer wurde mit Bescheid vom selben Tag gemäß § 

3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005, der Status des 
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Asylberechtigten abgeleitet von seinem Vater zuerkannt und festgestellt, dass ihm damit kraft 

Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

2.3. Nach der Geburt des minderjährigen Viertbeschwerdeführers in Österreich wurde für 

diesen am 21.12.2009 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid 

vom 07.01.2010 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und dem 

minderjährigen Viertbeschwerdeführer der Status des Asylberechtigten abgeleitet von seinem 

Vater zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihm damit kraft Gesetzes die 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

2.4. Nach der Geburt der minderjährigen Zweitbeschwerdeführerin in Österreich wurde für 

diese am 01.02.2016 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid 

vom 09.02.2016 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und der 

minderjährigen Zweitbeschwerdeführerin der Status der Asylberechtigten abgeleitet von 

ihrem Vater zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihr damit kraft Gesetzes die 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

2.5. Nach der Geburt des minderjährigen Drittbeschwerdeführers in Österreich wurde für 

diesen am 12.07.2017 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid 

vom 21.07.2017 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und dem 

minderjährigen Drittbeschwerdeführer der Status des Asylberechtigten abgeleitet von seinem 

Vater zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihm damit kraft Gesetzes die 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

3. Aufgrund einer Kontrollmitteilung vom 02.09.2019 dokumentierte die Österreichische 

Botschaft in Moskau einen Aufenthalt der minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer 

gemeinsam mit deren Mutter in Russland, wobei zur Reisebewegung russische 

Auslandsreisepässe verwendet wurden. Daraufhin leitete das Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl ein Asylaberkennungsverfahren gegen die gesamte Familie ein und verständigte die 

zuständige Niederlassungsbehörde über die erforderliche Erteilung von Aufenthaltstiteln 

„Daueraufenthalt – EU“. 

3.1. Nachdem der gesamten Familie Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt wurden, 

erkannte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl den Eltern und den vier (teils 

volljährigen, teils minderjährigen) Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer mit 

Bescheiden vom 22.02.2022, 03.03.2022 und 04.03.2022 den Status der Asylberechtigten 

gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ab und stellte fest, dass ihnen die Flüchtlingseigenschaft kraft 

Gesetzes nicht mehr zukomme (Spruchpunkt I.). Weiters wurde den Eltern und Geschwistern 
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der minderjährigen Beschwerdeführer der Status der subsidiär Schutzberechtigten nicht 

zuerkannt (Spruchpunkt II.) und ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden 

Gründen gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt III.). 

Die dagegen erhobenen Beschwerden wies das Bundesverwaltungsgericht mit Erkenntnis 

vom 08.06.2022, GZ. W189 2253915-1/8E u.a., nach Durchführung einer mündlichen 

Beschwerdeverhandlung rechtskräftig ab. Festgestellt wird darin, dass sich die Umstände, 

aufgrund derer dem Vater der minderjährigen Beschwerdeführer Asyl gewährt wurde, 

insofern geändert hätten, als die Tschetschenienkriege zu Ende seien und den Eltern und 

Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer nunmehr bei einer Rückkehr nach 

Tschetschenien individuell und konkret weder Lebensgefahr noch ein Eingriff in ihre 

körperliche Integrität drohe. Teilnehmer der beiden Tschetschenienkriege würden heute 

allein wegen ihrer Teilnahme nicht mehr bedroht. Die Eltern und Geschwister der 

minderjährigen Beschwerdeführer seien keine öffentlichen Kritiker von Kadyrow. Zudem habe 

die Mutter der minderjährigen Beschwerdeführer für sich sowie für die minderjährigen Zweit- 

bis Viertbeschwerdeführer in den Jahren 2018 und 2019 von der russischen Botschaft in Wien 

persönlich Auslandsreisepässe ausstellen lassen. Sie sei mit diesen drei Kindern am 

26.07.2019 über den Flughafen von Prag nach Russland eingereist, wo sie ihre Angehörigen 

im Heimatdorf in Tschetschenien besucht habe. Sie hätten im Haus der Großmutter 

mütterlicherseits der minderjährigen Beschwerdeführer gewohnt, sich dort jedoch nicht 

versteckt gehalten, und wären am 02.09.2019 mit einem Flug von Moskau nach Bratislava 

nach Österreich zurückkehrt. 

3.2. Den minderjährigen Beschwerdeführern wurde mit den o.a. Bescheiden vom 15.04.2022 

der ihnen zuerkannte Status der Asylberechtigten gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 aberkannt 

und gemäß § 7 Abs. 4 AsylG 2005 festgestellt, dass ihnen die Flüchtlingseigenschaft kraft 

Gesetzes nicht mehr zukommt (Spruchpunkte I.). Gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 wurde den 

minderjährigen Beschwerdeführern der Status der subsidiär Schutzberechtigten nicht 

zuerkannt (Spruchpunkte II.) und keine Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden 

Gründen gemäß § 57 AsylG 2005 erteilt (Spruchpunkte III.). 

Begründend wird darin im Wesentlichen ausgeführt, dass die Gründe, aufgrund derer den 

minderjährigen Beschwerdeführern Asyl zuerkannt worden sei, weggefallen seien und sie es 

nicht mehr ablehnen könnten, den Schutz ihres Herkunftsstaates anzunehmen. Die Lage habe 

sich in Tschetschenien nachhaltig geändert; auch seien Tschetschenen in der Russischen 

Föderation nicht mehr bedroht. Gründe für die Zuerkennung von subsidiärem Schutz seien bei 
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den gesunden minderjährigen Beschwerdeführern unter Berücksichtigung der Länderberichte 

– und auch vor dem Hintergrund der COVID-19 Situation – nicht hervorgekommen. 

4. Gegen diese Bescheide erhoben die minderjährigen Beschwerdeführer am 14.06.2022 

fristgerecht vollinhaltlich Beschwerde, in denen im Wesentlichen moniert wird, dass das 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl nicht erhoben habe, ob für die minderjährigen 

Beschwerdeführer zum heutigen Entscheidungszeitpunkt individuelle Fluchtgründe vorlägen. 

Es sei die Situation von Kindern in der Russischen Föderation und Tschetschenien nicht 

ausreichend berücksichtigt worden und es fehle an aktuellen Länderberichten hinsichtlich der 

Lage in der Russischen Föderation aufgrund des Ukraine-Krieges. 

5. Am 03.08.2022 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Beschwerdeverhandlung im Beisein einer Dolmetscherin für die tschetschenische Sprache 

sowie der Rechtsvertretung der minderjährigen Beschwerdeführer statt, in welcher der 

minderjährige Erstbeschwerdeführer sowie der Vater der minderjährigen Beschwerdeführer 

als Zeuge ausführlich zu allfällig zum gegenständlichen Entscheidungszeitpunkt bestehenden 

individuellen Fluchtgründen und Rückkehrbefürchtungen der minderjährigen 

Beschwerdeführer befragt wurden. 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Aufgrund der Asylanträge, der 

Einvernahmen insbesondere der Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer durch Organe 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes sowie durch das Bundesasylamt und das Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl, der Bescheide, der Einsichtnahmen in die bezughabenden 

Verwaltungs- und Gerichtsakten – insbesondere auch in jene der Eltern der minderjährigen 

Beschwerdeführer –, der Einsichtnahmen in das Zentrale Melderegister, das Zentrale 

Fremdenregister, das Grundversorgungs-Informationssystem und das Strafregister sowie 

insbesondere auf Grundlage der vor dem Bundesverwaltungsgericht durchgeführten 

mündlichen Verhandlung am 03.08.2022 werden die folgenden Feststellungen getroffen und 

der Entscheidung zugrunde gelegt: 

1.1. Zum Verfahrensgang: 

1.1.1. Die Eltern der vier minderjährigen Beschwerdeführer reisten (gemeinsam mit drei 

damals minderjährigen Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer) im August 2005 

in das österreichische Bundesgebiet ein und stellten für sich und die drei Geschwister am 
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18.08.2005 Asylanträge. Nach der Geburt des minderjährigen Erstbeschwerdeführers in 

Österreich wurde für diesen am 10.02.2006 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt. Mit 

Bescheiden des Bundesasylamtes vom 14.05.2007 wurde den Eltern und (abgeleitet) den drei 

Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer Asyl zuerkannt und festgestellt, dass 

ihnen damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. Hinsichtlich der Eltern der 

minderjährigen Beschwerdeführer wurde festgestellt, dass der Vater im ersten 

Tschetschenienkrieg von 1994 bis 1996 gegen Russland gekämpft und anschließend von 1996 

bis 1999 im Antiterrorzentrum der Tschetschenischen Republik Itschkeria gearbeitet hat, 

weshalb er nach Ausbruch des zweiten Tschetschenienkrieges von russischen Soldaten sowie 

Anhängern von Kadyrow verfolgt wurde. Die Mutter der minderjährigen Beschwerdeführer 

wurde als Ehefrau des Vaters von russischen Soldaten wie auch Anhängern von Kadyrow 

verfolgt. 

Dem minderjährigen Erstbeschwerdeführer wurde mit Bescheid vom selben Tag gemäß § 3 

Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005, der Status des 

Asylberechtigten abgeleitet von seinem Vater zuerkannt und festgestellt, dass ihm damit kraft 

Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Nach der Geburt des minderjährigen Viertbeschwerdeführers in Österreich wurde für diesen 

am 21.12.2009 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid vom 

07.01.2010 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und dem 

minderjährigen Viertbeschwerdeführer der Status des Asylberechtigten abgeleitet von seinem 

Vater zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihm damit kraft Gesetzes die 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Nach der Geburt der minderjährigen Zweitbeschwerdeführerin in Österreich wurde für diese 

am 01.02.2016 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid vom 

09.02.2016 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und der minderjährigen 

Zweitbeschwerdeführerin der Status der Asylberechtigten abgeleitet von ihrem Vater 

zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihr damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft 

zukommt. 

Nach der Geburt des minderjährigen Drittbeschwerdeführers in Österreich wurde für diesen 

am 12.07.2017 ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, welchem mit Bescheid vom 

21.07.2017 gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 stattgegeben und dem 

minderjährigen Drittbeschwerdeführer der Status des Asylberechtigten abgeleitet von seinem 
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Vater zuerkannt sowie festgestellt wurde, dass ihm damit kraft Gesetzes die 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

1.1.2. Aufgrund einer Kontrollmitteilung vom 02.09.2019 dokumentierte die Österreichische 

Botschaft in Moskau einen Aufenthalt der minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer 

gemeinsam mit deren Mutter in Russland, wobei zur Reisebewegung russische 

Auslandsreisepässe verwendet wurden. Daraufhin leitete das Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl ein Asylaberkennungsverfahren gegen die gesamte Familie ein und verständigte die 

zuständige Niederlassungsbehörde über die erforderliche Erteilung von Aufenthaltstiteln 

„Daueraufenthalt – EU“. 

Nachdem der gesamten Familie Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt wurden, 

wurden die Aberkennungsverfahren der Eltern und vier der (teils volljährigen, teils 

minderjährigen) Geschwister der minderjährigen Beschwerdeführer mit Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 08.06.2022, GZ. W189 2253915-1/8E u.a., nach 

Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung rechtskräftig negativ 

abgeschlossen. Festgestellt wird darin, dass sich die Umstände, aufgrund derer dem Vater der 

minderjährigen Beschwerdeführer Asyl gewährt wurde, insofern geändert hätten, als die 

Tschetschenienkriege zu Ende seien und den Eltern und Geschwistern der minderjährigen 

Beschwerdeführer nunmehr bei einer Rückkehr nach Tschetschenien individuell und konkret 

weder Lebensgefahr noch ein Eingriff in ihre körperliche Integrität drohe. Teilnehmer der 

beiden Tschetschenienkriege würden heute allein wegen ihrer Teilnahme nicht mehr bedroht. 

Die Eltern und Geschwistern der minderjährigen Beschwerdeführer seien keine öffentlichen 

Kritiker von Kadyrow. Zudem habe die Mutter der minderjährigen Beschwerdeführer für sich 

sowie für die minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer in den Jahren 2018 und 2019 

von der russischen Botschaft in Wien persönlich Auslandsreisepässe ausstellen lassen. Sie sei 

mit diesen drei Kindern am 26.07.2019 über den Flughafen von Prag nach Russland eingereist, 

wo sie ihre Angehörigen im Heimatdorf in Tschetschenien besucht habe. Sie hätten im Haus 

der Großmutter mütterlicherseits der minderjährigen Beschwerdeführer gewohnt, sich dort 

jedoch nicht versteckt gehalten, und wären am 02.09.2019 mit einem Flug von Moskau nach 

Bratislava nach Österreich zurückkehrt. 

1.1.3. Den minderjährigen Beschwerdeführern wurde mit den o.a. Bescheiden vom 

15.04.2022 der ihnen zuerkannte Status der Asylberechtigten gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 

aberkannt und gemäß § 7 Abs. 4 AsylG 2005 festgestellt, dass ihnen die Flüchtlingseigenschaft 

kraft Gesetzes nicht mehr zukommt (Spruchpunkte I.). Gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 wurde 

den minderjährigen Beschwerdeführern der Status der subsidiär Schutzberechtigten nicht 
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zuerkannt (Spruchpunkte II.) und keine Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden 

Gründen gemäß § 57 AsylG 2005 erteilt (Spruchpunkte III.). Gegen diese Bescheide erhoben 

die minderjährigen Beschwerdeführer am 14.06.2022 fristgerecht vollinhaltlich Beschwerde. 

1.1.4. Am 03.08.2022 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Beschwerdeverhandlung im Beisein einer Dolmetscherin für die tschetschenische Sprache 

sowie der Rechtsvertretung der minderjährigen Beschwerdeführer statt, in welcher der 

minderjährige Erstbeschwerdeführer sowie der Vater der minderjährigen Beschwerdeführer 

als Zeuge ausführlich zu allfällig zum gegenständlichen Entscheidungszeitpunkt bestehenden 

individuellen Fluchtgründen und Rückkehrbefürchtungen der minderjährigen 

Beschwerdeführer befragt wurden. 

 
 

1.2. Zu den minderjährigen Beschwerdeführern: 

Die vier minderjährigen Beschwerdeführer sind die Kinder des XXXX , geb. XXXX , und der XXXX 

, geb. XXXX , beide StA. Russische Föderation. Sie sind russische Staatsangehörige und 

Angehörige der tschetschenischen Volksgruppe und wurden allesamt im österreichischen 

Bundesgebiet geboren. Ihre Identitäten stehen fest; sie führen die im Kopf dieser 

Entscheidung ersichtlichen Personalien. 

Die minderjährigen Beschwerdeführer leben mit ihren Eltern sowie zwei weiteren (teils 

minderjährigen) Geschwistern in einem gemeinsamen Haushalt. Sie beherrschen die 

tschetschenische Sprache sowie die deutsche Sprache auf jeweils sehr gutem Niveau. Der 

minderjährige Erstbeschwerdeführer und der minderjährige Viertbeschwerdeführer 

beherrschen die tschetschenische Sprache nur in Wort, nicht jedoch in Schrift. Die Russische 

Sprache beherrschen die minderjährigen Beschwerdeführer weder in Wort noch in Schrift. 

Der minderjährige Erstbeschwerdeführer absolvierte in Österreich die Volksschule und 

besucht derzeit die Oberstufe eines Gymnasiums. Der minderjährige Erstbeschwerdeführer 

war noch nie in der Russischen Föderation. Er ist in Österreich unbescholten. 

Die minderjährige Zweitbeschwerdeführerin und der minderjährige Drittbeschwerdeführer 

besuchen einen Kindergarten. Die minderjährige Zweitbeschwerdeführerin wird ab 

September 2022 eine Volksschule besuchen. 

Der minderjährige Viertbeschwerdeführer besucht eine Mittelschule. 
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Für die minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer wurden auf persönlichen Antrag 

ihrer Mutter von der russischen Botschaft in Wien am 03.07.2018 (minderjährige Zweit- und 

Drittbeschwerdeführer) bzw. am 05.08.2019 (minderjähriger Viertbeschwerdeführer) 

russische Auslandsreisepässe ausgestellt. Sie reisten mit ihrer Mutter am 26.07.2019 über den 

Flughafen von Prag in die Russische Föderation ein, wo sie ihre Angehörigen im 

tschetschenischen Heimatdorf ihrer Eltern besuchten. Sie wohnten dabei im Haus der 

Großmutter mütterlicherseits und mussten sich nicht versteckten. Am 02.09.2019 kehrten sie 

mit einem Flug von Moskau nach Bratislava zurück nach Österreich. 

In Tschetschenien leben noch die Großmutter mütterlicherseits, zwei Tanten 

mütterlicherseits, sieben Tanten und ein Onkel väterlicherseits. Die Eltern der minderjährigen 

Beschwerdeführer stehen mit diesen Verwandten in regelmäßigem Kontakt; zu Festen und 

Feiertagen haben auch die minderjährigen Beschwerdeführer mit diesen Verwandten 

telefonischen Kontakt. Weiters leben in Wolgograd der Großvater mütterlicherseits, ein Onkel 

mütterlicherseits und zwei Halbonkel mütterlicherseits, zu denen jedoch kein Kontakt 

besteht. 

Die minderjährigen Beschwerdeführer sind gesund. Sie sind im Jänner 2022 mit COVID-19 

infiziert gewesen. 

1.3. Zu den Gründen für die Aberkennung des Status der Asylberechtigten, einer allfälligen 

Verfolgungsgefahr der minderjährigen Beschwerdeführer in der Russischen Föderation zum 

Entscheidungszeitpunkt und einer möglichen Rückkehr dorthin: 

Die Umstände, auf Grund derer den Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer der Status 

der Asylberechtigten zuerkannt wurde, bestehen aufgrund einer dauerhaften und 

grundlegenden Änderung der Lage in der Russischen Föderation nicht mehr. Die Umstände, 

aufgrund derer den Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer Asyl gewährt wurde, haben 

sich insofern geändert, als die Tschetschenienkriege zu Ende sind und den Eltern der 

minderjährigen Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Tschetschenien individuell und 

konkret weder Lebensgefahr noch ein Eingriff in ihre körperliche Integrität droht. Teilnehmer 

der beiden Tschetschenienkriege werden heute allein wegen ihrer Teilnahme an den Kriegen 

nicht mehr bedroht. Die Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer sind auch – ebenso 

wenig wie diese selbst – keine öffentlichen Kritiker von Kadyrow. Den Eltern der 

minderjährigen Beschwerdeführer (sowie vier ihrer Geschwister) wurde mit Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 08.06.2022, GZ. W189 2253915-1/8E u.a., rechtskräftig der 
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Status der Asylberechtigten aberkannt, ihnen kein subsidiärer Schutz gewährt und keine 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden Gründen erteilt. 

Die minderjährigen Beschwerdeführer sind aktuell in Tschetschenien bzw. der Russischen 

Föderation nicht aus Gründen der Volksgruppenzugehörigkeit, der Religion, der Nationalität, 

der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 

Ansichten bedroht. 

Der minderjährige Erstbeschwerdeführer ist mit seinen 16 Jahren nicht im wehrpflichtigen 

Alter. Es droht ihm nach einer Rückkehr zum gegenwärtigen Zeitpunkt in die Russische 

Föderation nicht, in den russischen Krieg gegen die Ukraine eingezogen und dort eingesetzt 

zu werden. 

Die minderjährigen Beschwerdeführer sind im Fall der Rückkehr in die Russische Föderation 

bzw. nach Tschetschenien nicht gefährdet, der Folter oder unmenschlicher oder 

erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden, nicht von der Todesstrafe 

bedroht und würden nicht in eine existenzgefährdende Notlage geraten. 

Die aktuell vorherrschende COVID-19-Pandemie stellt kein Rückkehrhindernis dar. Die 

minderjährigen Beschwerdeführer sind körperlich gesund und gehören mit Blick auf ihr Alter 

von 16, zwölf, sechs und fünf Jahren sowie aufgrund des Fehlens einschlägiger physischer 

(chronischer) Vorerkrankungen keiner spezifischen Risikogruppe betreffend COVID-19 an. 

Zudem sind die minderjährigen Beschwerdeführer bereits im Jänner 2022 – ohne schweren 

Krankheitsverlauf – an COVID-19 erkrankt. Es besteht keine hinreichende Wahrscheinlichkeit, 

dass die minderjährigen Beschwerdeführer bei einer Rückkehr in die Russische Föderation 

eine COVID-19-Erkrankung mit schwerwiegendem oder tödlichem Verlauf bzw. mit dem 

Bedarf einer intensivmedizinischen Behandlung bzw. einer Behandlung in einem Krankenhaus 

erleiden würde. COVID-19 ist eine durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 verursachte 

Viruserkrankung, die erstmals im Jahr 2019 in Wuhan/China festgestellt wurde und sich 

seither weltweit verbreitet. Nach dem aktuellen Stand verläuft die Viruserkrankung bei ca. 

80% der Betroffenen leicht und bei ca. 15% der Betroffenen schwerer, wenn auch nicht 

lebensbedrohlich. Bei ca. 5% der Betroffenen verläuft die Viruserkrankung derart schwer, dass 

Lebensgefahr gegeben ist und intensivmedizinische Behandlungsmaßnahmen notwendig 

sind. Diese sehr schweren Krankheitsverläufe treten am häufigsten in den Risikogruppen der 

älteren Personen und der Personen mit Vorerkrankungen (z.B. Diabetes, Herzkrankheiten und 

Bluthochdruck) auf. 

1.4. Zur maßgeblichen Situation in der Russischen Föderation: 
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Im Folgenden werden die wesentlichen Feststellungen aus den vom 

Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Länderberichten (Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation, Russische Föderation, Version 3) wiedergegeben: 

1.4.1. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation, Russische Föderation, Version 7, veröffentlicht am 21.04.2022: 

COVID-19-Situation 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Russland ist von COVID-19 landesweit sehr stark betroffen. Aktuelle und detaillierte Zahlen bietet unter anderem 
die Weltgesundheitsorganisation (WHO) [https://covid19.who.int/region /euro/country/ru] (AA 7.1.2022). Die 
Regionalbehörden in der Russischen Föderation sind für Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 zuständig, 
beispielsweise in Bezug auf Mobilitätseinschränkungen, medizinische Versorgung und soziale Maßnahmen (RAD 
15.2.2021; vgl. CWRR 11.2.2022). 

Einen strengen Lockdown gab es landesweit bislang nur im ersten Halbjahr 2020 (ÖB Moskau 6.2021; vgl. RFE/RL 
9.2.2022). Von 30.10. bis 7.11.2021 verordnete Präsident Putin einen weiteren Lockdown bzw. eine arbeitsfreie 
Woche als kurzfristige Maßnahme zur Eindämmung des Coronavirus. In vielen Regionen waren die 
Einschränkungen teilweise bereits vorher in Kraft getreten (WKO 8.2.2022; vgl. HB 29.10.2021). Es herrscht eine 
soziale Distanzierungspflicht für öffentliche Plätze und öffentliche Verkehrsmittel. Der verpflichtende 
Mindestabstand zwischen Personen beträgt 1,5 Meter (WKO 8.2.2022; vgl. AA 7.1.2022). In allen öffentlich 
zugänglichen Räumen und Verkehrsmitteln ist ein Mund-Nasen-Schutz zu tragen (AA 7.1.2022; vgl. WKO 
8.2.2022). Am Arbeitsplatz sind Hygienevorschriften (u.a. Temperaturmessungen, Mundschutz, 
Desinfektionsmittel, Mindestabstand etc.) einzuhalten. Sport-, Kultur-, Unterhaltungs-, Werbeveranstaltungen 
und Messen sind erlaubt, wenn die Teilnehmeranzahl 50% der gesamten Raumkapazität nicht übersteigt (WKO 
8.2.2022). Bei Verstößen gegen die Hygienevorschriften können hohe Geldstrafen verhängt werden (AA 
7.1.2022). Die medizinische COVID-Versorgung erfolgt für die Bevölkerung kostenlos (CWRR o.D.a). 

Zu den Impfstoffen, welche in der Russischen Föderation entwickelt wurden und dort eingesetzt werden, zählen: 
Gam-COVID-Vac (Sputnik V), EpiVacCorona, Sputnik Light, EpiVacCorona-N, CoviVac, Konvasėl und Ad5-nCoV 
(CWRR o.D.b). Aufgrund stark steigender COVID-19-Erkrankungen im Sommer und Herbst 2021 haben mehrere 
Regionen Russlands Unternehmen im Dienstleistungsbereich verpflichtet, Angestellte gegen COVID-19 zu impfen 
(WKO 8.2.2022). In Russland ist die Impfskepsis sehr hoch (DS 14.12.2021; vgl. LM 14.8.2021). In etwa die Hälfte 
der Bevölkerung ist geimpft. Impfungen sind ab einem Alter von 12 Jahren möglich (RFE/RL 9.2.2022). COVID-
Impfungen sind für russische Staatsbürger kostenlos (ÖB Moskau 6.2021). Der Ministerpräsident Michail 
Mischustin unterzeichnete am 8.9.2021 ein Dekret, wonach für jede Impfung gegen das Coronavirus an die 
impfenden Ärzte eine Prämie von mindestens 200 Rubel (ca. 2,50 Euro) ausbezahlt werden soll (Russland-
Analysen 20.9.2021). 

Für die Einreise nach Russland wird grundsätzlich ein COVID-19-Testergebnis (PCR) benötigt. Russische 
Staatsbürger müssen bei den Grenzkontrollen keinen COVID-Test vorlegen, dieser muss jedoch spätestens drei 
Tage nach der Einreise nachgeholt werden. Russische Staatsbürger, welche nach der Einreise ein positives 
Testergebnis erhalten, müssen sich in Quarantäne begeben. Russische Staatsbürger, die mit einem in Russland 
zugelassenen Impfstoff geimpft sind, und genesene russische Staatsbürger dürfen ohne PCR-Test und 
Quarantäne nach Russland einreisen. Direktflüge zwischen Österreich und Russland werden mehrmals 
wöchentlich von Austrian Airlines, Aeroflot und S7 angeboten. Auch mit anderen Ländern bestehen reguläre 
Flugverbindungen (WKO 8.2.2022). Russische Inlandsflüge wurden während der ganzen Dauer der Pandemie 
aufrechterhalten (WKO 8.2.2022; vgl. AA 7.1.2022). 

Staatliche Unterstützungsmaßnahmen für die russische Wirtschaft sind unterschiedlich und an viele 
Bedingungen gebunden. Die meisten Hilfsprogramme sind Ende 2020 ausgelaufen. Zu den ersten staatlichen 
Hilfsmaßnahmen zählten Kredit-, Miet- und Steuerstundungen (ausgenommen Mehrwertsteuer), Reduktion der 
Sozialabgaben sowie Kreditgarantien und zinslose Kredite. Später kamen Steuererleichterungen sowie direkte 
Zuschüsse hinzu (WKO 8.2.2022). Die Regierung bietet Exporteuren Hilfe an, eröffnete die Möglichkeit eines 
Konkursmoratoriums, bot günstige Kredite für Gehaltsauszahlungen an, etc. (CWRR o.D.c). Viele der Maßnahmen 
waren nur für kleine und mittlere Unternehmen oder bestimmte Branchen zugänglich und hatten einen 
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zweckgebundenen Charakter (beispielsweise gebunden an Gehaltszahlungen oder Arbeitsplatzerhalt) (WKO 
8.2.2022). Unterstützung gab es für „systemrelevante“ Unternehmen, außerdem finanzielle Unterstützung der 
regionalen Budgets. Laut einem Bericht der Menschenrechts-Ombudsperson haben 4,5 Millionen kleine und 
mittlere Unternehmen während der Pandemie aufgehört zu existieren. Soziale Unterstützungsleistungen hatten 
v.a. Familien mit Kindern zum Ziel. Zusätzliche Bonuszahlungen gab es für medizinisches Personal (ÖB Moskau 
6.2021). Die Wirtschaft erholt sich wieder (WIIW o.D.). Von Jänner bis August 2021 stieg die Industrieproduktion 
um +4,5%, was auf die Rohstoffproduktion (+2,1%) und mehr noch auf die verarbeitende Industrie (+5,3%) 
zurückzuführen ist (WKO 10.2021). Die Inflation der Konsumentenpreise erreichte im Dezember 2021 einen Wert 
von 8,4% (WIIW o.D.). Im März 2020 fielen die Ölpreise aufgrund des Ölpreiskampfes zwischen Russland und 
Saudi-Arabien sowie der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie mit einem starken Nachfragerückgang auf die 
Weltwirtschaft erneut auf ein historisches Tief und führten zu einer Abwertung des Rubels von 25%. Ein starker 
Ölpreisanstieg von über 50% sorgte 2021 für eine Stärkung des Rubels (WKO 10.2021). 

Moskau: 

In Moskau herrscht Maskenpflicht. Im öffentlichen Verkehr gelten Maskenpflicht und Distanzregelungen. 
Konzert-, Sport-, Unterhaltungsveranstaltungen u.Ä. mit mehr als 500 Personen sind nur mit QR-Codes erlaubt 
(CWRR 11.2.2022). Mindestens 30% aller Arbeitskräfte sowie ältere Arbeitnehmer und chronisch Kranke haben 
Fernarbeit zu leisten. Ausgenommen sind vollständig Geimpfte und Genesene (CWRR 11.2.2022; vgl. Mos.ru 
11.2.2022). Strafen können auferlegt werden wegen Verletzungen der Maskenpflicht, Nichteinhaltung von 
Distanzregelungen sowie Quarantäne-Verstößen (Mos.ru o.D.b). Impfungen erfolgen kostenlos (Mos.ru o.D.a). 
In Moskau gilt eine Impfpflicht für mindestens 80% der Mitarbeiter im Dienstleistungsbereich sowie der 
städtischen Beamten (CWRR 11.2.2022; vgl. Mos.ru 11.2.2022). Vollimmunisiert sind aktuell 6.803.415 Personen 
(CWRR 11.2.2022). Im Moskauer Gebiet herrscht in u.a. folgenden Bereichen eine Impfpflicht: Staatsdienst, 
öffentliche Dienstleistungen, Bildung, Gesundheitswesen, Tourismus und Gastgewerbe sowie Kultur und Sport 
(CWRR 11.2.2022). Der Moskauer Bürgermeister beziffert die Ausgaben der Moskauer Behörden zur Bekämpfung 
des Coronavirus in der Hauptstadt und die Beseitigung der wirtschaftlichen Folgen auf rund 800 Milliarden Rubel 
(ca. 9,6 Milliarden Euro) (Russland-Analysen 24.1.2022). 

St. Petersburg: 

In St. Petersburg ist das Tragen von Masken obligatorisch. Im öffentlichen Verkehr gelten Maskenpflicht und 
Distanzregelungen. Die Durchführung von Massenveranstaltungen ist untersagt (CWRR 11.2.2022; vgl. Gov.spb 
14.2.2022). Für Gastronomiebetriebe gelten beschränkte Öffnungszeiten. Theateraufführungen und Konzerte 
dürfen nur dann stattfinden, wenn maximal 75% der Plätze belegt sind (CWRR 11.2.2022). Es wird empfohlen, 
möglichst viele Personen in den Fernarbeitsmodus zu versetzen (Gov.spb 14.2.2022). Personen über 60 Jahren 
sowie chronisch Kranke haben Fernarbeit zu verrichten (CWRR 11.2.2022). In St. Petersburg gilt eine Covid-
Impfpflicht für über 60-Jährige. Außerdem müssen sich chronisch Kranke und Mitarbeiter verschiedener 
Branchen impfen lassen (z.B. Industriesektor, Bauwesen, Verkehr) (Tass.ru 9.11.2021). 2.961.758 Personen sind 
vollständig geimpft [ca. 55% der Petersburger; Anm. der Staatendokumentation]. 9.699 Betten sind für COVID-
Patienten insgesamt verfügbar, wovon 33,04% derzeit unbelegt sind (Gov.spb 16.2.2022). 

Tschetschenien: 

In Tschetschenien herrscht Maskenpflicht. Im öffentlichen Verkehr sind Masken zu tragen. Personen über 65, 
Schwangere und Personen mit chronischen Erkrankungen sind in den Fernarbeitsmodus versetzt. Es gilt eine 
Impfpflicht für Arbeitgeber und Führungskräfte sowie eine Impfpflicht im Dienstleistungssektor (CWRR 
11.2.2022). Ungeimpften Personen wird seitens öffentlich Bediensteter mit Entlassung gedroht, mit 
Verweigerung medizinischer Hilfe etc. (CK 5.7.2021). Für das Erledigen von Einkäufen (z.B. in Apotheken), für den 
Besuch von Kaffeehäusern usw. ist ein Impfzertifikat erforderlich (CK 5.7.2021; vgl. CWRR 11.2.2022). 
Tschetschenien hat mit 65,64% eine der höchsten Impfquoten Russlands. 71,3% der über 60-Jährigen sind 
geimpft (Chechnya.gov 20.9.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021). 675.642 Personen sind vollimmunisiert (CWRR 
11.2.2022). 

Dagestan: 

In Dagestan herrscht Maskenpflicht. Veranstaltungssäle dürfen mit maximal 50% der Plätze belegt sein. Es gilt 
eine Impfpflicht für Mitarbeiter medizinischer Einrichtungen (CWRR 11.2.2022) sowie für Studierende über 18 
Jahren (Ria.ru 19.11.2021). Insgesamt wurden in Dagestan bislang 1.135.137 Personen (38,04% der 
Gesamtbevölkerung) geimpft (E-dag.ru 17.2.2022). 

Quellen: 
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• AA – Auswärtiges Amt [Deutschland] (7.1.2022): Russische Föderation: Reise- und Sicherheitshinweise 
(COVID-19-bedingte Reisewarnung), https://www.auswaertiges-
amt.de/de/aussenpolitik/laender/russischefoederation-ode/russischefoederationsicherheit/201536, 
Zugriff 17.2.2022 

• Chechnya.gov – Глава Чеченской Республики [Oberhaupt der Tschetschenischen Republik] [Russische 
Föderation] (20.9.2021): Р. Кадыров провел совещание по борьбе с коронавирусной инфекцией [R. 
Kadyrow hielt Sitzung zur Bekämpfung der Coronavirus-Infektion], http://chechnya.gov.ru/novosti/r-
kadyrov-provel-soveshhanie-po-borbe-s-koronavirusnoj-infektsiej/, Zugriff 17.2.2022 

• CK – Caucasian Knot (5.7.2021): Week in the Caucasus: review of main events of June 28-July 4, 2021, 
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/56028, Zugriff 17.2.2022 

• CWRR – COVID-19-Webseite der russischen Regierung [Russische Föderation] (11.2.2022): Ситуация с 
СOVID-19 в регионах [COVID-19-Situation in den Regionen], h t t p s : 
//стопкоронавирус.рф/information/ , Zugriff 17.2.2022 

• CWRR – COVID-19-Webseite der russischen Regierung [Russische Föderation] (o.D.a): Часто задаваемые 
вопросы [FAQ], https://стопкоронавирус.рф/faq/ , Zugriff 5.10.2021  

• CWRR – COVID-19-Webseite der russischen Regierung [Russische Föderation] (o.D.b): Все о вакцинации 
против COVID-19 [Alles über die COVID-19-Impfung], https://вакцина. стопкоронавирус.рф/#faq27 , 
Zugriff 17.2.2022 

• CWRR – COVID-19-Webseite der russischen Regierung [Russische Föderation] (o.D.c): Меры поддержки 
бизнеса [Unternehmensunterstützungsmaßnahmen], https://стопкоронавирус. рф/about-covid/what-
to-do/business/ , Zugriff 17.2.2022 

• DS – Der Standard (14.12.2021): Trotz Omikron lockert der Kreml seine Corona-Politik, 
https://www.derstandard.at/story/2000131874259/trotz-omikron-lockert-der-kreml-seine-corona-
politik , Zugriff 17.2.2022 

• E-dag.ru – Moj Dagestan [Mein Dagestan] / Offizielle Website Dagestans [Russische Föderation] 
(17.2.2022): Информация о проведении вакцинации населения Республики Дагестан против COVID-
19 [Information über COVID-19-Impfung der Bevölkerung der Republik Dagestan], https://mydagestan.e-
dag.ru/vaccination-against-covid-19/ , Zugriff 17.2.2022 

• Gov.spb – Администрация Санкт-Петербурга [St. Petersburger Verwaltung] [Russische Föderation] 
(16.2.2022): Эпидемиологическая ситуация за 16.2.2022 [Epidemiologische Situation für den 
16.2.2022], https://www.gov.spb.ru/covid-19/ , Zugriff 17.2.2022 

• Gov.spb – Администрация Санкт-Петербурга [St. Petersburger Verwaltung] [Russische Föderation] 
(14.2.2022): Меры контроля [Kontrollmaßnahmen], https://www.gov.spb.ru/covid-19/mery-kontrolya/ 
, Zugriff 17.2.2022 

• HB – Handelsblatt (29.10.2021): Russland entgleitet die Kontrolle in der Coronakrise, 
https://www.handelsblatt.com/politik/international/pandemie-russland-entgleitet-die-kontrolle-in-der-
coronakrise/27751164.html?ticket=ST-6229042-SkvjqKAObFUJcXv02wlz-cas01.example.org , Zugriff 
17.2.2022 

• LM – Le Monde (14.8.2021): Covid-19 dans le monde : nombre inégalé de morts en Russie, nouveau tour 
de vis à Sydney [Covid-19 weltweit: Unübertroffene Anzahl von Todesfällen in Russland, neue 
Einschränkungen in Sydney], https://www.lemonde.fr/planete/article/2021/08/14/covid-19-dans-le-
monde-nombre-inegale-de-morts-en-russie-nouveau-tour-de-vis-a-sydney_6091433_3244.html , Zugriff 
17.2.2022 

• Mos.ru – Offizielle Webseite des Moskauer Bürgermeisters [Russische Föderation] (11.2.2022): Меры 
борьбы с коронавирусом в Москве [Anti-Coronavirus-Maßnahmen in Moskau], 
https://www.mos.ru/city/projects/measures/ , Zugriff 17.2.2022 

• Mos.ru – Offizielle Webseite des Moskauer Bürgermeisters [Russische Föderation] (o.D.a): Первичная и 
повторная вакцинация [Erst- und Zweitimpfung], https://www.mos.ru/city/projects/covid-19/privivka/ 
, Zugriff 17.2.2022 

• Mos.ru – Offizielle Webseite des Moskauer Bürgermeisters [Russische Föderation] (o.D.b): Обжалование 
штрафа [Strafberufung], https://www.mos.ru/city/projects/covid-19/shtraf, Zugriff 17.2.2022 

• ÖB Moskau – Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, http://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, Zugriff 
17.2.2022 

• RAD – Russian Analytical Digest (Nr. 263) / Anna Tarasenko (15.2.2021): Mitigating the Social Consequences 
of the COVID-19 Pandemic: Russia’s Social Policy Response, 
https://css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securities-
tudies/pdfs/RAD263.pdf#page=12, Zugriff 17.2.2022 
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• RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (9.2.2022): Russia’s Daily COVID-19 Infection Rate Hits Record 
Again, https://www.rferl.org/a/russia-covid-new-record/31694474.html, Zugriff 17.2.2022 

• Ria.ru – RIA Novosti (19.11.2021): В 16 регионах ввели обязательную вакцинациюдля студентов старше 
18 лет [In 16 Regionen wurde Impfpflicht für Studierende über 18 eingeführt], 
https://ria.ru/20211119/vaktsinatsiya-1759732743.html , Zugriff 17.2.2022 

• Russland-Analysen (Nr. 412) (24.1.2022): Covid-19-Chronik (6.-24.12.2021), https://www.laender-
analysen.de/russland-analysen/412/RusslandAnalysen412.pdf, Zugriff 17.2.2022 

• Russland-Analysen (Nr. 406) (20.9.2021): Covid-19-Chronik (2.8.-12.9.2021), https://www.laender-
analysen.de/russland-analysen/406/RusslandAnalysen406.pdf, Zugriff 17.2.2022 

• Tass.ru (9.11.2021): В Петербурге ввели обязательную вакцинацию от ковида длялюдей старше 60 лет 
[In Petersburg wurde Covid-Impfpflicht für über 60-Jährige eingeführt], 
https://tass.ru/obschestvo/12875031, Zugriff 17.2.2022 

• WIIW – Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsvergleiche (o.D.): Russia – Overview, 
https://wiiw.ac.at/russia-overview-ce-10.html, Zugriff 17.2.2022 

• WKO – Wirtschaftskammer Österreich (8.2.2022): Coronavirus: Situation in Russland, 
https://www.wko.at/service/aussenwirtschaft/coronavirus-info-russland.html, Zugriff 17.2.2022 

• WKO – Wirtschaftskammer Österreich (10.2021): Wirtschaftsbericht Russische Föderation, 
https://www.wko.at/service/aussenwirtschaft/russische-foederation-wirtschaftsbericht.pdf, Zugriff 
17.2.2022 

 

Politische Lage 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Die Russische Föderation hat ca. 143 Millionen Einwohner (GIZ 1.2021c; vgl. CIA 5.2.2021). Russland ist eine 
Präsidialdemokratie mit föderativem Staatsaufbau (GIZ 1.2021a; vgl. EASO 3.2017). Der Präsident verfügt über 
weitreichende exekutive Vollmachten, insbesondere in der Außen- und Sicherheitspolitik (GIZ 1.2021a; vgl. EASO 
3.2017, AA 21.10.2020c). Er ernennt auf Vorschlag der Staatsduma den Vorsitzenden der Regierung, die 
stellvertretenden Vorsitzenden und die Minister, und entlässt sie (GIZ 1.2021a). Wladimir Putin ist im März 2018 
bei der Präsidentschaftswahl mit 76,7% im Amt bestätigt worden (Standard.at 19.3.2018; vgl. FH 4.3.2020). Die 
Wahlbeteiligung lag der russischen Nachrichtenagentur TASS zufolge bei knapp 67% und erfüllte damit nicht ganz 
die Erwartungen der Präsidialadministration (Standard.at 19.3.2018). Putins wohl stärkster Widersacher Alexej 
Nawalny durfte nicht bei der Wahl kandidieren. Er war zuvor in einem von vielen als politisch motiviert 
eingestuften Prozess verurteilt worden und rief daraufhin zum Boykott der Abstimmung auf, um die 
Wahlbeteiligung zu drücken (Presse.com 19.3.2018; vgl. FH 3.3.2021). Oppositionelle Politiker und die 
Wahlbeobachtergruppe Golos hatten mehr als 2.400 Verstöße gezählt, darunter mehrfach abgegebene Stimmen 
und die Behinderung von Wahlbeobachtern. Wähler waren demnach auch massiv unter Druck gesetzt worden, 
an der Wahl teilzunehmen. Auch die Wahlkommission wies auf mutmaßliche Manipulationen hin (Tagesschau.de 
19.3.2018). Wahlbetrug ist weit verbreitet, was insbesondere im Nordkaukasus deutlich wird (BTI 2020). 
Präsident Putin kann dem Ergebnis zufolge nach vielen Jahren an der Staatsspitze weitere sechs Jahre das Land 
führen (Tagesschau.de 19.3.2018; vgl. OSCE/ODIHR 18.3.2018). 

Die Verfassung wurde per Referendum am 12.12.1993 mit 58% der Stimmen angenommen. Sie garantiert die 
Menschen- und Bürgerrechte. Das Prinzip der Gewaltenteilung ist zwar in der Verfassung verankert, jedoch 
verfügt der Präsident über eine Machtfülle, die ihn weitgehend unabhängig regieren lässt. Er ist 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte, trägt die Verantwortung für die Innen- und Außenpolitik und kann die 
Gesetzesentwürfe des Parlaments blockieren. Die Regierung ist dem Präsidenten untergeordnet, der den 
Premierminister mit Zustimmung der Staatsduma ernennt. Das Zweikammerparlament, bestehend aus 
Staatsduma und Föderationsrat, ist in seinem Einfluss stark beschränkt. Am 15. Januar 2020 hat Putin in seiner 
jährlichen Rede zur Lage der Nation eine Neuordnung des politischen Systems vorgeschlagen und eine Reihe von 
Verfassungsänderungen angekündigt. Dmitri Medwedjew hat den Rücktritt seiner Regierung erklärt. Sein 
Nachfolger ist der Leiter der russischen Steuerbehörde Michail Mischustin (GIZ 1.2021a). Die 
Verfassungsänderungen ermöglichen Wladimir Putin, für zwei weitere Amtszeiten als Präsident zu kandidieren 
(GIZ 1.2021a; vgl. FH 3.3.2021), dies gilt aber nicht für weitere Präsidenten (FH 3.3.2021). Die Volksabstimmung 
über eine umfassend geänderte Verfassung fand am 1. Juli 2020 statt, nachdem sie aufgrund der Corona-
Pandemie verschoben worden war. Bei einer Wahlbeteiligung von ca. 65% der Stimmberechtigten stimmten laut 
russischer Wahlkommission knapp 78% für und mehr als 21% gegen die Verfassungsänderungen. Neben der 
sogenannten Nullsetzung der bisherigen Amtszeiten des Präsidenten, durch die der amtierende Präsident 2024 
und theoretisch auch 2030 zwei weitere Male kandidieren darf, wird das staatliche Selbstverständnis der 
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Russischen Föderation in vielen Bereichen neu definiert. Der neue Verfassungstext beinhaltet deutlich sozialere 
und konservativere Inhalte als die Ursprungsverfassung aus dem Jahre 1993 (GIZ 1.2021a). Nach dem 
Referendum kam es zu Protesten von einigen Hundert Personen in Moskau. Bei dieser nicht genehmigten 
Demonstration wurden 140 Personen festgenommen. Auch in St. Petersburg gab es Proteste (MDR 16.7.2020). 

Der Föderationsrat ist als 'obere Parlamentskammer' das Verfassungsorgan, das die Föderationssubjekte auf 
föderaler Ebene vertritt. Er besteht aus 178 Abgeordneten (GIZ 1.2021a): Jedes Föderationssubjekt entsendet je 
einen Vertreter aus Exekutive und Legislative in den Föderationsrat. Die Staatsduma mit 450 Sitzen wird für fünf 
Jahre gewählt (GIZ 1.2021a; vgl. AA 1.10.2021c). Es gibt eine Fünfprozentklausel (GIZ 1.2021a).  

Zu den wichtigen Parteien der Russischen Föderation gehören: die Regierungspartei Einiges Russland (Jedinaja 
Rossija) mit 1,9 Millionen Mitgliedern; Gerechtes Russland (Sprawedliwaja Rossija) mit 400.000 Mitgliedern; die 
Kommunistische Partei der Russischen Föderation (KPRF) mit 150.000 Mitgliedern, welche die Nachfolgepartei 
der früheren KP ist; die Liberaldemokratische Partei (LDPR) mit 185.000 Mitgliedern, die populistisch und 
nationalistisch ausgerichtet ist; die Wachstumspartei (Partija Rosta), die sich zum Neoliberalismus bekennt; 
Jabloko, eine demokratisch-liberale Partei mit 55.000 Mitgliedern; die Patrioten Russlands (Patrioty Rossii), links-
zentristisch mit 85.000 Mitgliedern und die Partei der Volksfreiheit (PARNAS), eine demokratisch-liberale Partei 
mit 58.000 Mitgliedern (GIZ 1.2021a). Die Zusammensetzung der Staatsduma nach Parteienstärke gliedert sich 
nach den Wahlen von September 2021 wie folgt: Einiges Russland (324 Sitze), Kommunistische Partei Russlands 
(57 Sitze), Liberaldemokratische Partei Russlands (21 Sitze), Gerechtes Russland (27 Sitze) und die neu 
gegründete Partei Neue Leute (13 Sitze). Alle in der Duma vertretenen Parteien gelten als dem Kreml 
nahestehend (BAMF 27.9.2021). Diese sogenannte Systemopposition stellt die etablierten Machtverhältnisse 
nicht in Frage und übt nur moderate Kritik (SWP 11.2018). Während Präsident Putin und die Zentrale 
Wahlkommission von einer 'freien und fairen' Abstimmung sprachen, bezeichnete die unabhängige 
Wahlrechtsorganisation Golos die Wahl mit Blick auf Berichte über massive Unregelmäßigkeiten als 'eine der 
schmutzigsten' in der Geschichte des Landes. Aufgrund der Wahlfälschungsvorwürfe kam es zu Demonstrationen 
und Festnahmen (BAMF 27.9.2021). 

Russland ist eine Föderation, die aus 85 Föderationssubjekten (einschließlich der international nicht anerkannt 
annektierten Republik Krim und der Stadt föderalen Ranges Sewastopol) mit unterschiedlichem Autonomiegrad 
besteht. Die Föderationssubjekte (Republiken, Autonome Gebiete, Autonome Kreise, Gebiete, Regionen und 
Föderale Städte) verfügen über jeweils eine eigene Legislative und Exekutive (GIZ 1.2021a; vgl. AA 21.10.2020c). 
Die Gouverneure der Föderationssubjekte werden auf Vorschlag der jeweils stärksten Fraktion der regionalen 
Parlamente vom Staatspräsidenten ernannt. Dabei wählt der Präsident aus einer Liste dreier vorgeschlagener 
Kandidaten den Gouverneur aus (GIZ 1.2021a).  

Es gibt acht Föderationskreise (Nordwestrussland, Zentralrussland, Südrussland, Nordkaukasus, Wolga, Ural, 
Sibirien, Ferner Osten), denen jeweils ein Bevollmächtigter des Präsidenten vorsteht. Der Staatsrat der 
Gouverneure tagt unter Leitung des Präsidenten und gibt der Exekutive Empfehlungen zu aktuellen politischen 
Fragen und zu Gesetzesprojekten. Nach der Eingliederung der Republik Krim und der Stadt Sewastopol in die 
Russische Föderation wurde am 21.3.2014 der neunte Föderationskreis Krim gegründet. Die konsequente 
Rezentralisierung der Staatsverwaltung führt seit 2000 zu politischer und wirtschaftlicher Abhängigkeit der 
Regionen vom Zentrum. Diese Tendenzen wurden bei der Abschaffung der Direktwahl der Gouverneure in den 
Regionen und der erneuten Unterordnung der regionalen und kommunalen Machtorgane unter das föderale 
Zentrum ('exekutive Machtvertikale') deutlich (GIZ 1.2021a). 

Bei den in einigen Regionen stattgefundenen Regionalwahlen am 8.9.2019 hat die Regierungspartei Einiges 
Russland laut Angaben der Wahlleitung meist ihre Mehrheit verteidigt. Im umkämpften Moskauer Stadtrat verlor 
sie allerdings viele Mandate (Zeit Online 9.9.2019). Hier stellt die Partei nur noch 25 von 45 Vertretern, zuvor 
waren es 38. Die Kommunisten, die bisher fünf Stadträte stellten, bekommen 13 Sitze. Die liberale Jabloko-Partei 
bekommt vier und die linksgerichtete Partei Gerechtes Russland drei Sitze (ORF 18.9.2019). Die beiden letzten 
Parteien waren bisher nicht im Moskauer Stadtrat vertreten. Zuvor sind zahlreiche Oppositionskandidaten von 
der Wahl ausgeschlossen worden, was zu den größten Protesten seit Jahren geführt hat (Zeit Online 9.9.2019), 
bei denen mehr als 1.000 Demonstranten festgenommen wurden (Kleine Zeitung 28.7.2019). Viele von den 
Oppositionskandidaten haben zu einer 'smarten Abstimmung' aufgerufen. Die Bürger sollten irgendjemand 
wählen – nur nicht die Kandidaten der Regierungspartei. Bei den für die russische Regierung besonders wichtigen 
Gouverneurswahlen gewannen die Kandidaten der Regierungspartei überall (Zeit Online 9.9.2019). 

Aufgrund der Eskalation der Ukraine-Krise und der Anerkennung der selbst ernannten Volksrepubliken Donezk 
und Luhansk im Osten der Ukraine als eigenständige Republiken durch Russland, verhängen die EU und USA 
scharfe Sanktionen (Tagesspiegel.de 23.2.2022). Auch Kanada, Japan und Australien schließen sich den 
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Sanktionen an (Merkur.de 23.2.2022). Das Sanktionspaket der EU umfasst ein Handelsverbot für russische 
Staatsanleihen, um eine Refinanzierung des russischen Staates zu erschweren. Zudem sollen mehrere Hundert 
Personen und Unternehmen auf die EU-Sanktionsliste kommen. Darunter sind jene 350 Abgeordnete des 
russischen Parlaments, die für die russische Anerkennung der selbst ernannten Volksrepubliken Luhansk und 
Donezk in der Ostukraine gestimmt haben, aber auch Banken, die in der Ostukraine Geschäfte machen. Auch 
sollen die Freihandelsregelungen der EU mit der Ukraine nicht mehr für die Gebiete in der Ostukraine gelten. 
Von Personen, Organisationen und Unternehmen, die auf die EU-Sanktionsliste gesetzt werden, werden 
sämtliche in der EU vorhandenen Vermögenswerte eingefroren. Zudem dürfen gelistete Personen nicht mehr in 
die EU einreisen, und mit den Betroffenen dürfen auch keine Geschäfte mehr gemacht werden. Auch die 
Zertifizierung der deutsch-russischen Gaspipeline Nord Stream 2 wird bis auf weiteres gestoppt. Die USA 
verbieten Geschäfte in oder mit den beiden von Russland anerkannten Separatistengebieten in der Ostukraine. 
Weiters werden Sanktionen gegen zwei russische Banken und gegen drei Unterstützer Putins und deren 
Angehörige verhängt (Tagesspiegel.de 23.2.2022). 
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Tschetschenien: 

Letzte Änderung: 15.11.2021 

Die Einwohnerzahl Tschetscheniens liegt bei ca. 1,5 Millionen. Laut Aussagen des Republikoberhauptes Ramsan 
Kadyrow sollen rund 600.000 Tschetschenen außerhalb der Region leben – eine Hälfte davon in der Russischen 
Föderation, die andere Hälfte im Ausland. Experten zufolge hat ein Teil von ihnen Tschetschenien während der 
Kriege nach dem Zerfall der Sowjetunion verlassen, beim anderen Teil handelt es sich um Siedlungsgebiete 
außerhalb Tschetscheniens. Diese entstanden bereits vor über einem Jahrhundert, teilweise durch Migration aus 
dem Russischen in das Osmanische Reich, und zwar über Anatolien bis in den arabischen Raum. Was die Anzahl 
von Tschetschenen in anderen russischen Landesteilen anbelangt, so ist es aufgrund der öffentlichen Datenlage 
schwierig, verlässliche Aussagen zu treffen (ÖB Moskau 6.2021). 

In Tschetschenien gilt Ramsan Kadyrow als Garant Moskaus für Stabilität. Mit Duldung der russischen 
Staatsführung hat er in der Republik ein autoritäres Herrschaftssystem geschaffen, das vollkommen auf seine 
eigene Person ausgerichtet ist und weitgehend außerhalb des föderalen Rechtsrahmens funktioniert (ÖB Moskau 
6.2021; vgl. AA 2.2.2021, FH 3.3.2021). Fraglich bleibt auch die föderale Kontrolle über die tschetschenischen 
Sicherheitskräfte, deren faktische Loyalität vorrangig dem Oberhaupt der Republik gilt. Ramsan Kadyrow 
bekundet immer wieder seine absolute Loyalität gegenüber dem Kreml (ÖB Moskau 6.2021). Bei der Dumawahl 
im September 2021 gewann die Partei Einiges Russland in Tschetschenien 89,2% der Stimmen. Zeitgleich fand in 
Tschetschenien auch die Wahl des Republikoberhauptes statt. Amtsinhaber Ramsan Kadyrow gewann diese 
Wahl nach vorläufigem Ergebnis mit 99,7% der abgegebenen Stimmen (CK 20.9.2021). In Tschetschenien regiert 
Kadyrow unangefochten autoritär. Gegen vermeintliche Extremisten und deren Angehörige, aber auch gegen 
politische Gegner, wird rigoros vorgegangen (ÖB Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021). Um die Kontrolle über die 
Republik zu behalten, wendet Kadyrow unterschiedliche Formen von Gewalt an, wie z.B. Entführungen, Folter 
und außergerichtliche Tötungen (FH 3.3.2021; vgl. AA 2.2.2021). Dies kann manchmal auch außerhalb Russlands 
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stattfinden. Kadyrow wird verdächtigt, die Ermordung von unliebsamen Personen, welche ins Ausland geflohen 
sind, angeordnet zu haben (FH 3.3.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021). 

Während der mittlerweile über zehn Jahre andauernden Herrschaft des amtierenden Republikoberhauptes 
Ramsan Kadyrow gestaltete sich Tschetscheniens Verhältnis zur Russischen Föderation ambivalent. Einerseits ist 
Kadyrow bemüht, die Zugehörigkeit der Republik zu Russland mit Nachdruck zu bekunden, tschetschenischen 
Nationalismus mit russischem Patriotismus zu verbinden, Russlands Präsidenten in der tschetschenischen 
Hauptstadt Grosny als Staatsikone auszustellen und sich als 'Fußsoldat Putins' zu präsentieren. Andererseits hat 
er das Föderationssubjekt Tschetschenien so weit in einen Privatstaat verwandelt, dass in der Umgebung des 
russischen Präsidenten die Frage gestellt wird, inwieweit sich die von Wladimir Putin ausgebaute 'föderale 
Machtvertikale' dorthin erstreckt. Zu Kadyrows Eigenmächtigkeit gehört auch eine Außenpolitik, die sich vor 
allem an den Mittleren Osten und die gesamte islamische Welt richtet. Kein anderer regionaler Führer 
beansprucht eine vergleichbare, über sein eigenes Verwaltungsgebiet und die Grenzen Russlands 
hinausreichende Rolle. Kadyrow inszeniert Tschetschenien als Anwalt eines russischen Vielvölker-
Zusammenhalts, ist aber längst zum 'inneren Ausland' Russlands geworden. Deutlichster Ausdruck dieser 
Entwicklung ist ein eigener Rechtszustand, in dem islamische und gewohnheitsrechtliche Regelungssysteme 
sowie die Willkür des Republikführers in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands geraten (SWP 3.2018). 

Ein Abkommen von September 2018 über die Abtretung von umstrittenem Territorium von Inguschetien an 
Tschetschenien hatte politische Unruhen in Inguschetien zur Folge (ÖB Moskau 12.2019). Der Konflikt um die 
Grenzziehung flammt immer wieder auf. Im März 2019 wurden Proteste in Inguschetien gewaltsam aufgelöst, 
wobei manche Teilnehmer körperlich gegen die Polizei Widerstand leisteten. 33 Personen wurden 
festgenommen (HRW 14.1.2020). Die Proteste hatten außerdem den Rücktritt des inguschetischen Präsidenten 
Junus-bek Jewkurow im Juni 2019 zur Folge (ÖB Moskau 12.2019). Jewkurows Nachfolger ist Machmud-Ali 
Kalimatow (NZZ 29.6.2019). 
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Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Wie verschiedene Anschläge mit zahlreichen Todesopfern in den letzten Jahren gezeigt haben, kann es in 
Russland, auch außerhalb der Kaukasus-Region, zu Anschlägen kommen (AA 25.2.2022a; vgl. EDA 25.2.2022). Die 
russischen Behörden halten ihre Warnung vor Anschlägen aufrecht und rufen weiterhin zu besonderer Vorsicht 
auf (AA 25.2.2022a). Trotz verschärfter Sicherheitsmaßnahmen kann das Risiko von Terrorakten nicht 
ausgeschlossen werden. Die russischen Sicherheitsbehörden weisen vor allem auf eine erhöhte Gefährdung 
durch Anschläge gegen öffentliche Einrichtungen und größere Menschenansammlungen hin (Untergrundbahn, 
Bahnhöfe und Züge, Flughäfen etc.) (EDA 25.2.2022). 

Russland tritt als Protagonist internationaler Terrorismusbekämpfung auf und begründet damit seinen 
Militäreinsatz in Syrien. Vom Beginn des zweiten Tschetschenienkriegs 1999 bis ins Jahr 2013 sah es sich mit 75 
größeren Terroranschlägen auf seinem Staatsgebiet konfrontiert, die Hunderte Zivilisten das Leben kosteten. 
Verantwortlich dafür war eine über Tschetschenien hinausgehende Aufstandsbewegung im Nordkaukasus. Die 
gewaltsamen Zwischenfälle am Südrand der Russischen Föderation gingen 2014 um 46% und 2015 um weitere 
51% zurück. Auch im Global Terrorism Index, der die Einwirkung des Terrorismus je nach Land misst, spiegelt sich 
diese Entwicklung wider. Nach der Militärintervention in Syrien Ende September 2015 erklärte der sogenannte 
Islamische Staat (IS) Russland den Dschihad und übernahm die Verantwortung für den Abschuss eines russischen 
Passagierflugzeugs über dem ägyptischen Sinai mit 224 Todesopfern (SWP 4.2017). Seitdem war der Kampf 
gegen die Terrormiliz zu einer Parole russischer Außen- und Sicherheitspolitik geworden, auch wenn der 
russische Militäreinsatz in Syrien gewiss nicht nur von diesem Ziel bestimmt ist, sondern die Großmachtrolle 
Russlands im Mittleren Osten stärken sollte (SWP 4.2017; vgl. Deutschlandfunk 29.9.2020). Der Einsatz in Syrien 
ist der größte und längste Auslandseinsatz des russischen Militärs seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion. 
Zunächst sollten nur die Luftstreitkräfte die syrische Armee unterstützen. Bodentruppen wurden erst später und 
in geringerem Maße mobilisiert - in Form von Spezialeinheiten und schließlich am Ende des Feldzugs als 
Militärpolizei. Es gab auch Berichte über den Einsatz privater paramilitärischer Strukturen (DW 29.9.2020). Hier 
ist vor allem die 'Gruppe Wagner' zu nennen. Es handelt sich hierbei um einen privaten russischen 
Sicherheitsdienstleister, der nicht nur in Syrien, sondern auch in der Ukraine und in Afrika im Einsatz ist. Mithilfe 
solcher privaten Sicherheitsdienstleister lässt sich die Zahl von Verlusten des regulären russischen Militärs gering 
halten (BPB 8.2.2021), und der teure Einsatz sorgt dadurch in der russischen Bevölkerung kaum für Unmut (DW 
29.9.2020).  

In den letzten Jahren rückte eine weitere Tätergruppe in Russland ins Zentrum der Medienaufmerksamkeit, 
nämlich Islamisten aus Zentralasien. Die Zahl der Zentralasiaten, die beim sog. IS kämpften, wurde auf einige 
Tausend geschätzt (Deutschlandfunk 28.6.2017). Erst im Oktober 2020 wurden bei Spezialoperationen 
zentralasiatische Dschihadisten in Südrussland getötet und weitere in Moskau und St. Petersburg festgenommen 
(SN 15.10.2020). 

Nachdem Präsident Putin am 21.2.2022 die separatistischen Gebiete Luhansk und Donezk in der Ostukraine als 
eigenständige Republiken anerkannt hatte (Tagesspiegel 23.2.2022), startete er am 24.2.2022 einen 
militärischen Großangriff auf die Ukraine (Standard 25.2.2022). Die russischen Streitkräfte griffen das 
Nachbarland aus mehreren Richtungen an (ORF.at 25.2.2022). Da sich die Kampfhandlungen derzeit auf das 
Gebiet der Ukraine beschränken, entnehmen Sie detailliertere Informationen bitte dem CMS Ukraine und den 
dazugehörigen Kurzinformationen der Staatendokumentation. Die Situation wird von der Staatendokumentation 
einem laufenden Monitoring unterzogen. 

 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.2.2022a): Russische Föderation: Reise- und 
Sicherheitshinweise, https://www.auswaertiges-
amt.de/de/aussenpolitik/laender/russischefoederation-
node/russischefoederationsicherheit/201536#content_0 , Zugriff 25.2.2022 
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 BPB - Bundeszentrale für politische Bildung [Deutschland] (8.2.2021): Analyse: Söldner im Dienst 
autoritärer Staaten: Russland und China im Vergleich, 
https://www.bpb.de/internationales/europa/russland/analysen/327198/soeldner-im-dienst-
autoritaerer-staaten, Zugriff 8.4.2021 

 Deutschlandfunk (28.6.2017): Anti-Terrorkampf in Dagestan. Russische Methoden, 
https://www.deutschlandfunk.de/anti-terrorkampf-in-dagestan-russische-
methoden.724.de.html?dram:article_id=389824, Zugriff 7.4.2021 

 Deutschlandfunk (29.9.2020): An Russland kommt im Nahen Osten niemand mehr vorbei, 
https://www.deutschlandfunk.de/fuenf-jahre-russischer-militaereinsatz-in-syrien-
an.724.de.html?dram:article_id=484951, Zugriff 8.4.2021 

 DW - Deutsche Welle (29.9.2020): Russland im Syrien-Krieg: Gekommen, um zu bleiben, 
https://www.dw.com/de/russland-im-syrien-krieg-gekommen-um-zu-bleiben/a-55096554, Zugriff 
8.4.2021 

 EDA – Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (25.2.2022): 
Reisehinweise für Russland, https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-
reisehinweise/russland/reisehinweise-fuerrussland.html#par_textimage, Zugriff 25.2.2022 

 ORF.at (25.2.2022): Russland bricht Krieg in Europa vom Zaun, https://orf.at/stories/3248939/, Zugriff 
25.2.2022 

 SN - Salzburger Nachrichten (15.10.2020): Terrorzelle in Russland ausgeschaltet, 
https://www.sn.at/politik/weltpolitik/terrorzelle-in-russland-ausgeschaltet-94250941, Zugriff 8.4.2021 

 Der Standard (25.2.2022): Russland greift Ukraine an: Zahlreiche Explosionen in Hauptstadt Kiew, 
https://www.derstandard.at/jetzt/livebericht/2000133645058/russland-greift-ukraine-an-zahlreiche-
explosionen-in-hauptstadt-kiew?responsive=false, Zugriff 25.2.2022 

 SWP – Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2017): Russland und der Nordkaukasus im Umfeld des 
globalen Jihadismus, https://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2017A23_hlb.pdf, Zugriff 7.4.2021 

 Der Tagesspiegel (23.2.2022): EU-Außenminister einigen sich auf Sanktionen gegen Russland, 
https://www.tagesspiegel.de/politik/putin-selbst-vorerst-nicht-auf-der-liste-eu-aussenminister-
einigen-sich-auf-sanktionen-gegen-russland/28091828.html, Zugriff 25.2.2022 

Nordkaukasus: 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Die Sicherheitslage im Nordkaukasus hat sich verbessert, wenngleich das nicht mit einer nachhaltigen 
Stabilisierung gleichzusetzen ist (ÖB Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021). In internationalen sicherheitspolitischen 
Quellen wird die Lage im Nordkaukasus mit dem Begriff 'low level insurgency' umschrieben (SWP 4.2017). 

Ein Risikomoment für die volatile Stabilität in der Region ist die Verbreitung des radikalen Islamismus. Innerhalb 
der extremistischen Gruppierungen verschoben sich etwa ab 2014 die Sympathien zur regionalen Zweigstelle 
des sogenannten Islamischen Staates (IS), der mittlerweile das Kaukasus-Emirat praktisch vollständig verdrängt 
hat. Das rigide Vorgehen der Sicherheitskräfte, aber auch die Abwanderung islamistischer Kämpfer in die 
Kampfgebiete in Syrien und in den Irak, haben dazu geführt, dass die Gewalt im Nordkaukasus in den 
vergangenen Jahren deutlich zurückgegangen ist. Trotzdem wird sowohl in Tschetschenien als auch in Dagestan 
immer wieder von bewaffneten Übergriffen berichtet (ÖB Moskau 6.2021). 

Als Epizentrum der Gewalt im Kaukasus galt lange Zeit Tschetschenien. Die Republik ist in der Topographie des 
bewaffneten Aufstands mittlerweile aber zurückgetreten; angeblich sind dort nur noch kleinere Kampfverbände 
aktiv. Dafür kämpften Tschetschenen in zunehmender Zahl an unterschiedlichen Fronten außerhalb ihrer Heimat 
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– etwa in der Ostukraine sowohl aufseiten pro-russischer Separatisten als auch auf der ukrainischen Gegenseite 
sowie in Syrien und im Irak (SWP 4.2015). In Tschetschenien konnte der Kriegszustand überwunden und ein 
Wiederaufbau eingeleitet werden. In einem Prozess der 'Tschetschenisierung' wurde die Aufstandsbekämpfung 
im zweiten Tschetschenienkrieg an lokale Sicherheitskräfte delegiert, die sogenannten Kadyrowzy. Diese auf den 
ersten Blick erfolgreiche Strategie steht aber kaum für eine nachhaltige Befriedung (SWP 4.2017). 

Die russische Teilrepublik Dagestan im Nordkaukasus gilt seit einigen Jahren als Brutstätte von Terrorismus. Mehr 
als 1.000 Kämpfer aus dem Land sollen sich dem sog. Islamischen Staat in Syrien und im Irak angeschlossen 
haben. Terroristen aus Dagestan sind auch in anderen Teilen Russlands und im Ausland aktiv. Viele Radikale aus 
Dagestan sind außerdem in den Nahen Osten ausgereist. In den Jahren 2013 und 2014 brachen ganze 
salafistische Familien dorthin auf. Die russischen Behörden halfen den Radikalen damals sogar bei der Ausreise. 
Vor den Olympischen Spielen in Sotschi wollte Russland möglichst viele Gefährder loswerden (Deutschlandfunk 
28.6.2017). Den russischen Sicherheitskräften werden schwere Menschenrechtsverletzungen bei der 
Durchführung der Anti-Terror-Operationen in Dagestan vorgeworfen. Das teils brutale Vorgehen der 
Sicherheitsdienste, gekoppelt mit der noch immer instabilen sozialwirtschaftlichen Lage in Dagestan, schafft 
wiederum weiteren Nährboden für die Radikalisierung innerhalb der dortigen Bevölkerung (ÖB Moskau 6.2021). 
Laut dem Leiter des dagestanischen Innenministeriums gab es bei der Bekämpfung des Aufstands in Dagestan 
einen Durchbruch. Die Aktivitäten der Gruppen, die in der Republik aktiv waren, sind seinen Angaben zufolge 
praktisch komplett unterbunden worden. Nach acht Mitgliedern des Untergrunds, die sich Berichten zufolge im 
Ausland verstecken, wird gefahndet. Trotzdem besteht laut Analysten und Journalisten weiterhin die Möglichkeit 
von Anschlägen durch einzelne Täter (ACCORD 13.1.2020).  

[Anmerkung Staatendokumentation:] Bitte vergleichen Sie hierzu auch alle Kapitel zur Allgemeinen 
Menschenrechtslage (einschließlich der Kapitel zu Tschetschenien, Dagestan und Dschihadistische Kämpfer und 
ihre Unterstützer, Kämpfer des ersten und zweiten Tschetschenien-Krieges, Kritiker allgemein). 

Im Jahr 2020 liegt die Gesamtopferzahl des Konfliktes im gesamten Nordkaukasus [Anm.: durch Addieren aller 
verfügbaren Quartals- und Monatsberichte von Caucasian Knot] bei 56 Personen, davon wurden 45 getötet und 
11 verwundet. 42 der Getöteten gehörten bewaffneten Gruppierungen an, alle anderen Getöteten und 
Verwundeten sind den Exekutivkräften zuzurechnen. In Tschetschenien sind im Jahr 2020 insgesamt 18 Personen 
getötet und zwei verwundet worden. 15 der Getöteten gehörten bewaffneten Gruppierungen an, alle anderen 
Getöteten und Verwundeten sind den Exekutivkräften zuzurechnen. In Dagestan sind im Jahr 2020 insgesamt 
neun Personen getötet und eine verwundet worden. Alle Getöteten gehören bewaffneten Gruppierungen an, 
die verwundete Person ist den Exekutivkräften zuzurechnen. Drei Getötete gab es in Kabardino-Balkarien und 
einen Getöteten in Inguschetien (CK 2.7.2020a, CK 2.7.2020b, CK 27.10.2020, CK 24.12.2020, CK 20.2.2021). Von 
Jänner bis inklusive August 2021 sind 26 Personen im Zuge des Konfliktes im Nordkaukasus getötet werden 
[Anm.: durch Addieren aller verfügbaren Quartals- und Monatsberichte von Caucasian Knot] (CK 15.4.2021, CK 
21.7.2021, CK 12.8.2021, CK 27.9.2021). 
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_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 8.4.2021 
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 CK - Caucasian Knot (2.7.2020b): In February and March 2020, four people fell victim to armed conflict 
in Northern Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/51357/, Zugriff 8.4.2021 
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 CK - Caucasian Knot (24.12.2020): 15 people suffered in armed conflict in Northern Caucasus in Q3 2020, 
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/53177/, Zugriff 8.4.2021 
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Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/53738/, Zugriff 8.4.2021 

 CK - Caucasian Knot (15.4.2021): In the 1st quarter of 2021, 19 people fell victim to armed conflict in 
Northern Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/55259/, Zugriff 18.10.2021 

 CK - Caucasian Knot (21.7.2021): One person killed during armed conflict in Northern Caucasus in 
Quarter 2 of 2021, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/56193/, Zugriff 18.10.2021 
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Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/56855/, Zugriff 18.10.2021 

 CK - Caucasian Knot (27.9.2021): In August 2021, no victims of armed conflict recorded in Northern 
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methoden.724.de.html?dram:article_id=389824, Zugriff 9.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 18.10.2021 

 SWP – Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2015): Dagestan: Russlands schwierigste Teilrepublik, 
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2015_S08_hlb_isaeva.pdf, Zugriff 
9.4.2021 

 SWP – Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2017): Russland und der Nordkaukasus im Umfeld des 
globalen Jihadismus, https://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2017A23_hlb.pdf, Zugriff 8.4.2021 

Rechtsschutz / Justizwesen 

Letzte Änderung: 21.04.2022 

Es gibt in der Russischen Föderation Gerichte für Verfassungs-, Zivil-, Verwaltungs- und Strafrecht. Es gibt den 
Verfassungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, föderale Gerichtshöfe und die Staatsanwaltschaft. Die 
Staatsanwaltschaft ist verantwortlich für Strafverfolgung und hat die Aufsicht über die Rechtmäßigkeit der 
Handlungen von Regierungsbeamten. Strafrechtliche Ermittlungen werden vom Ermittlungskomitee geleitet 
(EASO 3.2017). Die russischen Gerichte sind laut Verfassung unabhängig, allerdings kritisieren sowohl 
internationale Gremien (EGMR – Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, EuR – Europäischer Rat) als auch 
nationale Organisationen (Ombudsperson, Menschenrechtsrat) regelmäßig Missstände im russischen 
Justizwesen. Einerseits kommt es immer wieder zu politischen Einflussnahmen auf Prozesse, andererseits 
beklagen viele Bürger die schleppende Umsetzung von Urteilen bei zivilrechtlichen Prozessen (ÖB Moskau 
6.2021). Der Judikative mangelt es auch an Unabhängigkeit von der Exekutive, und berufliches Weiterkommen 
in diesem Bereich ist an die Einhaltung der Präferenzen des Kremls gebunden (FH 3.3.2021). Auch Korruption ist 
im Justizsystem ein Problem (EASO 3.2017, BTI 2020). 

Das russische Justizsystem ist institutionell abhängig von den Untersuchungsbeamten, die häufig die Urteile 
bestimmen. Politisch wichtige Fälle werden vom Kreml überwacht, und Richter haben nicht genug Autonomie, 
um den Ausgang zu bestimmen (ÖB Moskau 6.2021). Die Personalkommission des Präsidenten und die 
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Vorsitzenden des Gerichts kontrollieren die Ernennung und Wiederernennung der Richter des Landes, die eher 
aus dem Justizsystem befördert werden, als unabhängige Erfahrungen als Anwälte zu sammeln. Änderungen der 
Verfassung, die im Jahr 2020 verabschiedet wurden, geben dem Präsidenten die Befugnis, mit Unterstützung des 
Föderationsrates, Richter am Verfassungsgericht und am Obersten Gerichtshof zu entfernen, was die ohnehin 
mangelnde Unabhängigkeit der Justiz weiter schädigt (FH 3.3.2021). 

In Strafprozessen kommt es nur sehr selten zu Freisprüchen der Angeklagten. Am 1. Oktober 2019 trat eine 
Reform des russischen Gerichtswesens in Kraft, mit der eigene Gerichte für Berufungs- und Kassationsverfahren 
geschaffen wurden sowie die Möglichkeit von Sammelklagen eingeführt wurde. Wenngleich diese Reformen ein 
Schritt in die richtige Richtung sind, bleiben grundlegende Mängel des russischen Gerichtswesens bestehen (z.B. 
de facto 'Schuldvermutung' im Strafverfahren, informelle Einflussnahme auf die Richter etc.). Anwälte im 
Menschenrechtsbereich beklagen ungleiche Spielregeln in Gerichtsverfahren und steigenden Druck gegen die 
Anwälte selbst (ÖB Moskau 6.2021).  

2010 ratifizierte Russland das 14. Zusatzprotokoll der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), das 
Änderungen im Individualbeschwerdeverfahren vorsieht. Das 6. Zusatzprotokoll über die Abschaffung der 
Todesstrafe ist zwar unterschrieben, wurde jedoch nicht ratifiziert. Der russische Verfassungsgerichtshof (VfGH) 
hat jedoch das Moratorium über die Todesstrafe im Jahr 2009 bis zur Ratifikation des Protokolls verlängert, 
sodass die Todesstrafe de facto abgeschafft ist. Auch das Römer Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
wurde von Russland nicht ratifiziert. Spannungsgeladen ist das Verhältnis der russischen Justiz zu den Urteilen 
des EGMR. Moskau sieht im EGMR ein politisiertes Organ, das zur Untergrabung der Souveränität Russlands 
missbraucht werde (ÖB Moskau 6.2021). Im Juli 2015 stellte der russische Verfassungsgerichtshof klar, dass bei 
einer der russischen Verfassung widersprechenden Konventionsauslegung seitens des EGMR das russische 
Rechtssystem aufgrund der Vorrangstellung des Grundgesetzes gezwungen sein wird, auf die buchstäbliche 
Befolgung der Entscheidung des Straßburger Gerichtes zu verzichten. Diese Position des Verfassungsgerichtshofs 
wurde im Dezember 2015 durch ein Föderales Gesetz unterstützt (ÖB Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021, USDOS 
11.3.2020). Im Juli 2020 wurde diese Rechtsposition auch in der Verfassung verankert und dem russischen 
Verfassungsgerichtshof das Recht eingeräumt, Urteile zwischenstaatlicher Organe nicht umzusetzen, wenn diese 
in ihrer Auslegung der Bestimmungen zwischenstaatlicher Verträge nicht mit der russischen Verfassung im 
Einklang stehen (ÖB Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021). Weiters wurde mit der Verfassungsänderung, die am 
4.7.2020 in Kraft trat, das Recht des Föderationsrats, Richter des Verfassungsgerichtshofs auf Vorschlag des 
Präsidenten zu entlassen, verankert (ÖB Moskau 6.2021). Die Venedig-Kommission des Europarates gab eine 
Stellungnahme zu den damaligen Entwürfen für Verfassungsänderungen ab. Die Kommission bekräftigte ihre 
Ansicht, dass die Befugnis des Verfassungsgerichts, ein Urteil des EGMR für nicht vollstreckbar zu erklären, den 
Verpflichtungen Russlands aus der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) widerspricht (HRW 
13.1.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Mit Ende 2020 waren beim EGMR 13.650 Anträge aus Russland anhängig. Im 
Jahr 2020 wurde die Russische Föderation in 173 Fällen wegen Verletzungen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) verurteilt. Besonders zahlreich sind Konventionsverstöße gegen das Recht 
auf Freiheit und Sicherheit, das Recht auf ein faires Verfahren und wegen unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung (ÖB Moskau 6.2021). 

Wegen Russlands Einmarsch in die Ukraine im Februar 2022 hatte der Europarat Russlands Mitgliedschaft 
zunächst suspendiert. Russland gab kurz darauf seinen Austritt aus dem Europarat nach 26 Jahren Mitgliedschaft 
bekannt und kam damit einem Beschluss der übrigen Mitgliedsstaaten zuvor. Nach dem endgültigen Ausschluss 
Russlands aus dem Europarat hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) alle Verfahren gegen 
Russland vorerst ausgesetzt. Nach Angaben des Gerichts vom Jänner 2022 wurden 24 % der rund 70.000 beim 
EGMR anhängigen Verfahren von Russen und Russinnen angestrengt. Russland gehört nun nicht länger zu den 
Unterzeichnerstaaten der EMRK, und seine Bürger können sich nicht mehr an den EGMR wenden (ORF.at 
17.3.2022). 

Am 10.2.2017 fällte das Verfassungsgericht eine Entscheidung zu Artikel 212.1 des Strafgesetzbuchs, der 
wiederholte Verstöße gegen das Versammlungsrecht als Straftat definiert. Die Richter entschieden, die 
Abhaltung einer nicht genehmigten friedlichen Versammlung allein stelle noch keine Straftat dar. Am 22.2.2017 
überprüfte das Oberste Gericht das Urteil gegen den Aktivisten Ildar Dadin, der wegen seiner friedlichen Proteste 
eine Freiheitsstrafe auf Grundlage von Artikel 212.1. erhalten hatte, und ordnete seine Freilassung an (AI 
22.2.2018). Bei den Protesten im Zuge der Kommunal- und Regionalwahlen in Moskau im Juli und August 2019, 
bei denen mehr als 2.600 Menschen festgenommen wurden, wurde teils auf diesen Artikel (212.1) 
zurückgegriffen (AI 16.4.2020). Im Juli 2017 trat eine weitere neue Bestimmung in Kraft, wonach die Behörden 
Personen die russische Staatsbürgerschaft aberkennen können, wenn sie diese mit der 'Absicht' angenommen 
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haben, die 'Grundlagen der verfassungsmäßigen Ordnung des Landes anzugreifen'. NGOs kritisierten den 
Wortlaut des Gesetzes, der nach ihrer Ansicht Spielraum für willkürliche Auslegungen bietet (AI 22.2.2018).  

Die Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis unterscheidet nicht nach Merkmalen wie ethnischer 
Zugehörigkeit, Religion oder Nationalität. Es gibt jedoch Hinweise auf selektive Strafverfolgung, die auch 
sachfremd, etwa aus politischen Gründen oder wirtschaftlichen Interessen, motiviert sein kann. Repressionen 
Dritter, die sich gezielt gegen bestimmte Personen oder Personengruppen wegen ihrer ethnischen Zugehörigkeit, 
Religion, Nationalität oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe richten, äußern sich hauptsächlich 
in homophoben, fremdenfeindlichen oder antisemitischen Straftaten, die vonseiten des Staates nur in einer 
Minderheit der Fälle zufriedenstellend verfolgt und aufgeklärt werden (AA 2.2.2021). 
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Tschetschenien und Dagestan: 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Das russische föderale Recht gilt für die gesamte Russische Föderation, einschließlich Tschetschenien und 
Dagestan. Neben dem russischen föderalen Recht spielen sowohl Adat als auch Scharia eine wichtige Rolle in 
Tschetschenien. Republiksoberhaupt Ramsan Kadyrow unterstreicht die Bedeutung, die der Einhaltung des 



- 25 - 

russischen Rechts zukommt, verweist zugleich aber auch auf den Stellenwert des Islams und der 
tschetschenischen Tradition (EASO 9.2014). 

Das Adat ist eine Art Gewohnheitsrecht, das soziale Normen und Regeln festschreibt. Dem Adat-Recht kommt in 
Zusammenhang mit der tschetschenischen Lebensweise eine maßgebliche Rolle zu. Allgemein gilt, dass das Adat 
für alle Tschetschenen gilt, unabhängig von ihrer Clanzugehörigkeit. Das Adat deckt nahezu alle gesellschaftlichen 
Verhältnisse in Tschetschenien ab und regelt die Beziehungen zwischen den Menschen. Im Laufe der 
Jahrhunderte wurden diese Alltagsregeln von einer Generation an die nächste weitergegeben. Das Adat ist in 
Tschetschenien in Ermangelung einer Zentralregierung bzw. einer funktionierenden Gesetzgebung erstarkt. 
Daher dient das Adat als Rahmen für die gesellschaftlichen Beziehungen. In der tschetschenischen Gesellschaft 
ist jedoch auch die Scharia von Bedeutung. Die meisten Tschetschenen sind sunnitische Muslime und gehören 
der sufistischen Glaubensrichtung des sunnitischen Islams an [Anm. d. Staatendokumentation: für Informationen 
bezüglich Sufismus vgl.: ÖIF Monographien (2013): Glaubensrichtungen im Islam]. Der Sufismus enthält unter 
anderem auch Elemente der Mystik. Eine sehr kleine Minderheit der Tschetschenen sind Salafisten (EASO 
9.2014). Die Scharia-Gerichtsbarkeit bildet am Südrand der Russischen Föderation eine Art 'alternative Justiz'. 
Sie steht zwar in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands, wird aber, mit Einverständnis der involvierten 
Parteien, für die Rechtsprechung auf lokaler Ebene eingesetzt (SWP 4.2015). Tendenzen zur verstärkten 
Verwendung von Scharia-Recht haben in den letzten Jahren zugenommen. Somit herrscht in Tschetschenien ein 
Rechtspluralismus aus russischem Recht, traditionellen Gewohnheitsrecht (Adat), einschließlich der Tradition der 
Blutrache, und Scharia-Recht. Hinzu kommt ein Geflecht an Loyalitäten, das den Einzelnen bindet. Nach Ansicht 
von Kadyrow stehen Scharia und traditionelle Werte über den russischen Gesetzen (AA 2.2.2021). Somit bewegt 
sich die Republik Tschetschenien in Wirklichkeit außerhalb der Gerichtsbarkeit des russischen Rechtssystems, 
auch wenn sie theoretisch darunter fällt. Dies legt den Schluss nahe, dass sowohl Scharia als auch Adat zur 
Anwendung kommen und es unterschiedliche Auffassungen bezüglich der Frage gibt, welches der beiden 
Rechtssysteme einen stärkeren Einfluss auf die Gesellschaft ausübt. Formal gesehen hat das russische föderale 
Recht Vorrang vor Adat und Scharia (EASO 9.2014). Die Einwohner Tschetscheniens sagen jedoch, dass das 
fundamentale Gesetz in Tschetschenien 'Ramsan sagt' lautet, was bedeutet, dass Kadyrows gesprochene 
Aussagen einflussreicher sind als die Rechtssysteme und ihnen möglicherweise sogar widersprechen (CSIS 
1.2020). 

Die Tradition der Blutrache hat sich im Nordkaukasus in den Clans zur Verteidigung von Ehre, Würde und 
Eigentum entwickelt. Dieser Brauch impliziert, dass Personen am Täter oder dessen Verwandten Rache für die 
Tötung eines ihrer eigenen Verwandten üben. Er kommt heutzutage noch vereinzelt vor. Die Blutrache ist durch 
gewisse traditionelle Regeln festgelegt und hat keine zeitliche Begrenzung (ÖB Moskau 6.2021). Nach wie vor 
gibt es Clans, die Blutrache praktizieren (AA 2.2.2021). 

In Einklang mit den Prinzipien des Föderalismus ist das tschetschenische Parlament autorisiert, Gesetze innerhalb 
der Zuständigkeit eines Föderationssubjektes zu erlassen. Laut Artikel 6 der tschetschenischen Verfassung 
überwiegt das föderale Gesetz gegenüber dem tschetschenischen im Bereich der ausschließlichen Zuständigkeit 
der Föderalen Regierung, wie beispielsweise Gerichtswesen und auswärtige Angelegenheiten, aber auch bei 
geteilten Zuständigkeiten wie Minderheitenrechten und Familiengesetzgebung. Bei Themen im Bereich der 
ausschließlichen Zuständigkeit der Republik überwiegt das tschetschenische Gesetz. Die tschetschenische 
Gesetzgebung besteht aus einem Höchstgericht und 15 Distrikt- oder Stadtgerichten sowie Friedensgerichten, 
einem Militärgericht und einem Schiedsgericht. Die formale Qualität der Arbeit der Judikative ist vergleichbar 
mit anderen Teilen der Russischen Föderation, jedoch wird ihre Unabhängigkeit stärker angegriffen als 
anderswo, da Kadyrow und andere lokale Beamte Druck auf Richter ausüben (EASO 3.2017). So musste zum 
Beispiel im Mai 2016 der Vorsitzende des Obersten Gerichts Tschetscheniens nach Kritik von Kadyrow 
zurücktreten, obwohl die Ernennung/Entlassung der Richter grundsätzlich in die föderalen Kompetenzen fällt 
(ÖB Moskau 6.2020). Ein neueres Beispiel betrifft die Familie eines ehemaligen Richters am Obersten Gerichtshof 
in Tschetschenien. Kadyrow hat die Familie zu 'Terroristen' erklärt, da die beiden Söhne als Verаntwortliche 
hinter einem regimekritischen Telegram-Kanal vermutet werden (Snob 10.2.2022). 

Die föderalen Behörden haben nur begrenzte Möglichkeiten, politische Entscheidungen in Tschetschenien zu 
treffen, wo das tschetschenische Republiksoberhaupt Ramsan Kadyrow im Gegenzug für das Halten der Republik 
in der Russischen Föderation unkontrollierte Macht erlangt hat (FH 3.3.2021). Die Bekämpfung von Extremisten 
geht laut Aussagen von lokalen NGOs mit rechtswidrigen Festnahmen, Sippenhaft, Kollektivstrafen, spurlosem 
Verschwinden, Folter zur Erlangung von Geständnissen, fingierten Straftaten, außergerichtlichen Tötungen und 
Geheimgefängnissen, in denen gefoltert wird, einher. Die strafrechtliche Verfolgung der 
Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend (AA 2.2.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Es gibt ein Gesetz, welches 
die Verwandten von Terroristen verpflichtet für Schäden zu haften, die bei Angriffen entstanden sind. 
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Menschenrechtsanwälte kritisieren dieses Gesetz als kollektive Bestrafung. Angehörige von Terroristen können 
auch aus Tschetschenien vertrieben werden (US DOS 11.3.2020; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Grundsätzlich können 
Tschetschenen an einen anderen Ort in der Russischen Föderation außerhalb Tschetscheniens flüchten und dort 
leben, solange sie nicht neuerlich ins Blickfeld der tschetschenischen Sicherheitskräfte rücken (ÖB Moskau 
6.2021). Recherchen oder Befragungen von Opfern vor Ort durch NGOs sind nicht möglich; bestimmte Gruppen 
genießen keinen effektiven Rechtsschutz (AA 2.2.2021), hierzu gehören neben Journalisten und 
Menschenrechtsaktivisten (ÖB Moskau 6.2021) auch Oppositionelle, Regimekritiker und Frauen, welche mit den 
Wertvorstellungen ihrer Familie in Konflikt geraten, Angehörige der LGBTI-Gemeinschaft und diejenigen, die sich 
mit Republiksoberhaupt Kadyrow bzw. seinem Clan überworfen haben. Kadyrow äußert regelmäßig Drohungen 
gegen Oppositionspolitiker, Menschenrechtsaktivisten und Minderheiten. Teilweise werden Bilder von Personen 
dieser Gruppen mit einem Fadenkreuz überzogen und auf Instagram veröffentlicht, teilweise droht er, sie mit 
Sanktionen zu belegen, da sie Feinde des tschetschenischen Volkes seien, oder er ruft ganz unverhohlen dazu 
auf, sie umzubringen. Nach einem kritischen Artikel über mangelnde Hygiene-Vorkehrungen gegen COVID-19 
drohte Kadyrow der Journalistin Elena Milaschina öffentlich (AA 2.2.2021). Dissens und Kritik werden in 
Tschetschenien weiterhin rücksichtslos unterdrückt (HRW 13.1.2022). 

In Bezug auf Vorladungen von der Polizei in Tschetschenien ist zu sagen, dass solche nicht an Personen verschickt 
werden, die man verdächtigt, Kontakt mit dem islamistischen Widerstand zu haben. Solche Verdächtige werden 
ohne Vorwarnung von der Polizei mitgenommen, ansonsten wären sie gewarnt und hätten Zeit zu verschwinden 
(DIS 1.2015). 

Auch in Dagestan hat sich der Rechtspluralismus – das Nebeneinander von russischem Recht, Gewohnheitsrecht 
(Adat) und Scharia-Recht – bis heute erhalten. Mit der Ausbreitung des Salafismus im traditionell sufistisch 
geprägten Dagestan in den 1990er Jahren nahm auch die Einrichtung von Scharia-Gerichten zu. Grund für die 
zunehmende und inzwischen weit verbreitete Akzeptanz des Scharia-Rechts war bzw. ist u.a. das dysfunktionale 
und korrupte staatliche Justizwesen, das in hohem Maße durch Ämterkauf und Bestechung geprägt ist. Die 
verschiedenen Rechtssphären durchdringen sich durchaus: Staatliche Rechtsschutzorgane und Scharia-Gerichte 
agieren nicht losgelöst voneinander, sondern nehmen aufeinander Bezug. Auch die Blutrache wird im von 
traditionellen Clan-Strukturen geprägten Dagestan angewendet. Zwar geht die Regionalregierung dagegen vor, 
doch sind nicht alle Clans bereit, auf die Institution der Blutrache zu verzichten (AA 2.2.2021). 
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Sicherheitsbehörden 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Das Innenministerium (MVD), der Föderale Sicherheitsdienst (FSB), das Untersuchungskomitee und die 
Generalstaatsanwaltschaft sind auf allen Regierungsebenen für den Gesetzesvollzug zuständig. Der FSB ist mit 
Fragen der Sicherheit, Gegenspionage und der Terrorismusbekämpfung betraut, aber auch mit Verbrechens- und 
Korruptionsbekämpfung (US DOS 11.3.2020). 

Das Untersuchungskomitee (SK) ist zuständig für schwere und sehr schwere Straftaten (z.B. Mord, 
Vergewaltigung, Verbrechen an Minderjährigen, Straftaten im Zusammenhang mit den verfassungsmäßigen 
Rechten einer Person; Bestechlichkeit und Fehlverhalten von Beamten) (EASO 3.2017). 

Die nationale Polizei untersteht dem Innenministerium und bekämpft Kriminalität. Die Aufgaben der Föderalen 
Nationalgarde sind die Sicherung der Grenzen gemeinsam mit der Grenzwache und dem FSB, die Administrierung 
von Waffenbesitz, der Kampf gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität, der Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und der Schutz von wichtigen staatlichen Einrichtungen. Weiters nimmt die Nationalgarde an der 
bewaffneten Verteidigung des Landes gemeinsam mit dem Verteidigungsministerium teil. Zivile Behörden halten 
eine wirksame Kontrolle über die Sicherheitskräfte aufrecht. Obwohl das Gesetz Mechanismen für 
Einzelpersonen vorsieht, um Klagen gegen Behörden wegen Menschenrechtsverletzungen einzureichen, 
funktionieren diese Mechanismen oft nicht gut. Gegen Beamte, die Missbräuche begangen haben, werden nur 
selten strafrechtliche Schritte unternommen, um sie zu verfolgen oder zu bestrafen, was zu einem Klima der 
Straflosigkeit führt (US DOS 11.3.2020), ebenso wendet die Polizei häufig übermäßige Gewalt an (FH 3.3.2021; 
vgl. AI 7.4.2021, HRW 13.1.2022). 

Nach dem Gesetz können Personen bis zu 48 Stunden ohne gerichtliche Zustimmung inhaftiert werden, 
vorausgesetzt es gibt Beweise oder Zeugen. Ansonsten ist ein Haftbefehl notwendig. Verhaftete müssen von der 
Polizei über ihre Rechte aufgeklärt werden, und die Polizei muss die Gründe für die Festnahme dokumentieren. 
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Der Verhaftete muss innerhalb von 24 Stunden einvernommen werden, davor hat er das Recht, für zwei Stunden 
einen Anwalt zu treffen. Spätestens 12 Stunden nach der Inhaftierung muss die Polizei den Staatsanwalt 
benachrichtigen. Die Behörden müssen dem Inhaftierten auch die Möglichkeit geben, seine Angehörigen 
telefonisch zu benachrichtigen, es sei denn, ein Staatsanwalt stellt einen Haftbefehl aus, um die Inhaftierung 
geheim zu halten. Die Polizei ist verpflichtet, einen Häftling nach 48 Stunden gegen Kaution freizulassen, es sei 
denn, ein Gericht beschließt in einer Anhörung, den von der Polizei eingereichten Antrag mindestens acht 
Stunden vor Ablauf der 48-Stunden-Haft zu verlängern. Der Angeklagte und sein Anwalt müssen bei der 
Gerichtsverhandlung entweder persönlich oder über einen Videolink anwesend sein. Im Allgemeinen werden die 
rechtlichen Einschränkungen betreffend Inhaftierungen eingehalten, mit Ausnahme des Nordkaukasus (US DOS 
11.3.2020).  

Nach überzeugenden Angaben von Menschenrechtsorganisationen werden insbesondere sozial Schwache und 
Obdachlose, Betrunkene, Ausländer und Personen 'fremdländischen' Aussehens Opfer von Misshandlungen 
durch die Polizei und Untersuchungsbehörden. Nur ein geringer Teil der Täter wird disziplinarisch oder 
strafrechtlich verfolgt (AA 2.2.2021).  

Die zivilen Behörden auf nationaler Ebene haben bestenfalls eine begrenzte Kontrolle über die Sicherheitskräfte 
in der Republik Tschetschenien, die nur dem Republiksoberhaupt, Kadyrow, unterstellt sind (US DOS 11.3.2020; 
vgl. ÖB Moskau 6.2021). Kadyrows Macht wiederum gründet sich hauptsächlich auf die ihm loyalen 'Kadyrowzy'. 
Diese wurden von Kadyrows Familie in der Kriegszeit gegründet; ihre Mitglieder bestehen hauptsächlich aus 
früheren Rebellenkämpfern. Die Angaben zur zahlenmäßigen Stärke tschetschenischer Sicherheitskräfte fallen 
unterschiedlich aus. Aufseiten des tschetschenischen Innenministeriums sollen in der Tschetschenischen 
Republik rund 17.000 Mitarbeiter tätig sein. Diese Zahl dürfte jedoch nach der Gründung der Nationalgarde der 
Föderation im Oktober 2016 auf 11.000 gesunken sein. Die Polizei hat angeblich 9.000 Bedienstete. Die 
überwiegende Mehrheit von ihnen sind ethnische Tschetschenen. Nach Angaben des Carnegie Moscow Center 
wurden die Reihen von Polizei und anderen Sicherheitskräften mit ehemaligen tschetschenischen Separatisten 
aufgefüllt, die nach der Machtübernahme von Ramsan Kadyrow und dem Ende des Krieges in die 
Sicherheitskräfte integriert wurden. Bei der tschetschenischen Polizei grassieren Korruption und Missbrauch, 
weshalb die Menschen bei ihr nicht um Schutz ansuchen. Die Mitarbeiter des Untersuchungskomitees (SK) sind 
auch überwiegend Tschetschenen und stammen aus einem Pool von Bewerbern, die höher gebildet sind als die 
der Polizei. Einige Angehörige des Untersuchungskomitees versuchen, Beschwerden über tschetschenische 
Strafverfolgungsbeamte zu untersuchen, sind jedoch 'ohnmächtig, wenn sie es mit der tschetschenischen OMON 
[Spezialeinheit der Polizei] oder anderen, Kadyrow nahestehenden ‚unantastbaren Polizeieinheiten‘ zu tun 
haben' (EASO 3.2017). 

Die regionalen Strafverfolgungsbehörden können Menschen auf der Grundlage von in ihrer Heimatregion 
erlassenen Rechtsakten auch in anderen Gebieten der Russischen Föderation in Gewahrsam nehmen und in ihre 
Heimatregion verbringen. Sofern keine Strafanzeige vorliegt, kann versucht werden, Untergetauchte durch eine 
Vermisstenanzeige ausfindig zu machen. Kritiker, die Tschetschenien aus Sorge um ihre Sicherheit verlassen 
mussten, fühlen sich häufig auch in russischen Großstädten vor dem 'langen Arm' des Regimes von 
Republiksoberhaupt Ramsan Kadyrow nicht sicher. Sicherheitskräfte, die Kadyrow zuzurechnen sind, sind nach 
Aussagen von NGOs etwa auch in Moskau präsent. Sie berichten von Einzelfällen aus Tschetschenien, in denen 
entweder die Familien der Betroffenen oder tschetschenische Behörden (welche Zugriff auf russlandweite 
Informationssysteme haben) Flüchtende in andere Landesteile verfolgen, sowie von LGBTI-Personen, die gegen 
ihren Willen nach Tschetschenien zurückgeholt worden sind (AA 2.2.2021). 
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Folter und unmenschliche Behandlung 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Im Einklang mit der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) sind Folter sowie unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung und Strafen in Russland auf Basis von Art. 21.2 der Verfassung und Art. 117 des 
Strafgesetzbuchs verboten. Die dort festgeschriebene Definition von Folter entspricht jener des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe. Russland ist Teil dieser Konvention, hat jedoch das Zusatzprotokoll (CAT-
OP) nicht unterzeichnet. Trotz des gesetzlichen Rahmens werden immer wieder Vorwürfe über polizeiliche 
Gewalt bzw. Willkür gegenüber Verdächtigen laut. Verlässliche öffentliche Statistiken über das Ausmaß der 
Übergriffe durch Polizeibeamte gibt es nicht. Innerhalb des Innenministeriums gibt es eine Generalverwaltung 
der internen Sicherheit, die eine interne und externe Hotline für Beschwerden bzw. Vorwürfe gegen 
Polizeibeamte betreibt (ÖB Moskau 6.2021; vgl. EASO 3.2017). Der Umstand, dass russische Gerichte ihre 
Verurteilungen in Strafverfahren häufig nur auf Geständnisse der Beschuldigten stützen, scheint in vielen Fällen 
Grund für Misshandlungen im Rahmen von Ermittlungsverfahren oder in Untersuchungsgefängnissen zu sein. 
Foltervorwürfe gegen Polizei- und Justizvollzugsbeamte werden laut russischen NGO-Vertretern häufig nur 
unzureichend untersucht (ÖB Moskau 6.2021; vgl. EASO 3.2017, AA 2.2.2021). Folter ist jedoch noch immer 
allgegenwärtig, und die Täter bleiben häufig straffrei (AI 7.4.2021; vgl. HRW 13.1.2022, AA 2.2.2021, US DOS 
11.3.2020). 

Immer wieder gibt es auch Berichte über Folter und andere Misshandlungen in Gefängnissen und 
Hafteinrichtungen im gesamten Land (AI 16.4.2020). Laut Amnesty International und dem russischen 'Komitee 
gegen Folter' kommt es vor allem in Polizeigewahrsam und in den Strafkolonien zu Folter und grausamer oder 
erniedrigender Behandlung. Momentan etabliert sich eine Tendenz, Betroffene, die vor Gericht Foltervorwürfe 
erheben, unter Druck zu setzen, z.B. durch Verleumdungsvorwürfe. Die Dauer von Gerichtsverfahren zur 
Überprüfung von Foltervorwürfen ist zwar kürzer (früher fünf bis sechs Jahre) geworden, Qualität und 
Aufklärungsquote sind jedoch nach wie vor niedrig (AA 2.2.2021). Physische Misshandlung von Verdächtigen 
durch Polizisten geschieht für gewöhnlich in den ersten Tagen nach der Inhaftierung (US DOS 11.3.2020). Vor 
allem der Nordkaukasus ist von Gewalt betroffen, wie z.B. Entführungen, Folter und außergerichtlichen 
Tötungen. Ramsan Kadyrow lässt solche Formen von Gewalt  anwenden, um die Kontrolle über die Republik 
Tschetschenien zu behalten. Diese Aktivitäten finden manchmal über die Grenzen Russlands hinaus statt (FH 
3.3.2021).  

Im August 2018 veröffentlichte die unabhängige Zeitung Nowaja Gaseta Videos von Wachen, die in Jaroslawl 
Gefangene organisiert prügelten. Die Behörden verhafteten nach einem öffentlichen Aufschrei mindestens 12 
Gefängniswachen, aber die NGO Public Verdict berichtete schon im Dezember 2018 über systematische 
Misshandlung in einem anderen Gefängnis in der Region. Im Juli 2019 veröffentlichte Public Verdict ein weiteres 
Video, das anhaltende Misshandlungen in Jaroslawl zeigt. Im November 2020 verurteilten Gerichte elf 
Gefängniswärter wegen Folter und verurteilten sie zu drei bis vier Jahren Haft. Die Gefängnisdirektoren wurden 
freigesprochen (FH 3.3.2021). 

Quellen: 
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 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 23.3.2021 

 AI – Amnesty International (16.4.2020): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2019), 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2028170.html, Zugriff 23.3.2021 

 AI – Amnesty International (7.4.2021): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2020), 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2048614.html, Zugriff 14.2.2022 

 EASO – European Asylum Support Office (3.2017): COI-Report Russian Federation - State Actors of 
Protection, http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1489999668_easocoi-russia-state-actors-of-
protection.pdf, Zugriff 23.3.2021 

 FH – Freedom House (3.3.2021): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2021 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2066475.html, Zugriff 3.2.2022 

 HRW – Human Rights Watch (13.1.2022): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2021 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2066475.html, Zugriff 21.2.2022 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 29.9.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (11.3.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtslage 
im Jahr 2019 – Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2026343.html, Zugriff 23.3.2021 

Wehrdienst und Rekrutierungen 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Alle männlichen russischen Staatsangehörigen im Alter zwischen 18 und 27 Jahren werden zur Stellung für den 

Pflichtdienst in der russischen Armee einberufen. Die Pflichtdienstzeit beträgt ein Jahr (ÖB Moskau 6.2021; vgl. 

AA 2.2.2021). Der Präsident legt jährlich fest, wie viele der Stellungspflichtigen tatsächlich zum Wehrdienst 

eingezogen werden. In der Regel liegt die Quote bei etwa einem Drittel bzw. rund 300.000 Rekruten (ÖB Moskau 

6.2021). Es gibt in Russland zweimal im Jahr eine Stellung – eine im Frühling, eine im Herbst (Global Security 

1.10.2020a). Über die regionale Aufteilung der Wehrpflichtigen entscheidet das Verteidigungsministerium, 

wobei die Anzahl der Wehrpflichtigen aus den jeweiligen Regionen stark variiert (ÖB Moskau 6.2021). Im Jahr 

2020 wurden russlandweit 263.000 Wehrpflichtige zum Militärdienst eingezogen (Global Security 1.10.2020a). 

Neben dem Grundwehrdienst gibt es auch die Möglichkeit, freiwillig auf Basis eines Vertrags in der Armee zu 

dienen (dies steht auch weiblichen Staatsangehörigen offen). Nachdem vermehrt vertraglich verpflichtete 

Soldaten herangezogen werden (ÖB Moskau 6.2021), sinkt die Bedeutung der allgemeinen Wehrpflicht für die 

russischen Streitkräfte (ÖB Moskau 6.2021, vgl. Jamestown 10.4.2018). Mitte April 2019 sagte Präsident Putin, 

dass die Wehrpflicht in Russland allmählich der Vergangenheit angehören wird. 2019 dienen ca. 370.000 

Kontraktniki (Vertragssoldaten) in den russischen Streitkräften, im Vergleich zu ca. 260.000 Wehrpflichtigen (WI 

19.4.2019). Der Verteidigungsminister stellte die Aufgabe, die Zahl der Vertragssoldaten bis 2025 auf 475.000 zu 

erhöhen (RBTH 22.4.2019). Im Oktober 2020 äußerte sich der Generaloberst Jewgeni Burdinski, dass es derzeit 

wohl nicht notwendig sei, auf eine komplette Vertragsarmee umzusteigen, da dies - auch aufgrund der Corona-

Pandemie - wohl zu teuer ist (Global Security 1.10.2020b). 

Staatsangehörige, die aus gesundheitlichen Gründen nicht zum Wehrdienst geeignet sind, werden als 

'untauglich' von der Dienstpflicht befreit. Darüber hinaus kann ein Antrag auf Aufschub des Wehrdienstes gestellt 
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werden, etwa durch Personen, die ein Studium absolvieren oder die einen nahen Verwandten pflegen müssen, 

oder durch Väter mehrerer Kinder. Versuche, sich dem Wehrdienst zu entziehen, sind verbreitet, aber rückläufig. 

Diese Versuche konzentrieren sich vor allem auf das Stadium vor der Einberufung, da nur ein Drittel der jungen 

Männer, die jährlich das wehrfähige Alter erreichen, tatsächlich eingezogen wird. Etwa ein Drittel ist untauglich, 

ein Drittel erhält keine Aufforderung, bei der Einberufungskommission vorstellig zu werden. Grundsätzlich gibt 

es aber keine Rekrutierungsprobleme, da genug junge Männer Grundwehrdienst leisten wollen. Neben einer 

patriotischen Gesinnung ist ein Grund dafür auch die Tatsache, dass die Ableistung des Grundwehrdienstes 

Voraussetzung für bestimmte (v.a. staatliche) berufliche Laufbahnen ist. Nichtsdestotrotz gibt es jedes Jahr einige 

hundert junge Männer, denen der Stellungsbefehl zugestellt wurde, welche die Stellungskommission 

durchlaufen, die Entscheidung der Stellungskommission zur Einberufung auch nicht beeinspruchen, aber dann 

dem Einberufungsbefehl nicht Folge geleistet haben. In diesen Fällen gibt es jährlich einige hundert 

strafrechtliche Verfahren bzw. Verurteilungen wegen Wehrdienstverweigerung (ÖB Moskau 6.2021). Im 

Durchschnitt erhalten russische Wehrpflichtige ca. 2.000 Rubel (ca. 22€) pro Monat, während professionelle 

Vertragssoldaten ca. 25.000–35.000 Rubel (275–385€) erhalten. Letztere können auch noch mit einigen 

zusätzlichen Zahlungen rechnen (WI 19.4.2019). 

Im Jahr 2015 wurde durch Staatspräsident Putin ein Dekret erlassen, das die Aufgaben der Militärpolizei 

erheblich erweiterte und seitdem ausdrücklich die Bekämpfung der Misshandlungen von Soldaten durch 

Vorgesetzte aller Dienstgrade oder ältere Wehrpflichtige (Dedowschtschina) sowie von Diebstählen innerhalb 

der Streitkräfte umfasst. Es ist zu vermuten, dass es nach wie vor zu Dedowschtschina kommt, jedoch nicht mehr 

in dem Ausmaß wie in der Vergangenheit (AA 2.2.2021). Nach grundlegenden Reformen im russischen Heer in 

den Jahren 2008–2012, die auch Maßnahmen zur Humanisierung des Wehrdienstes sowie einer Reduzierung des 

Grundwehrdienstes von zwei auf ein Jahr beinhalteten, hat sich die Zahl der Gewaltverbrechen im Heer deutlich 

reduziert. Offizielle Statistiken dazu werden nicht publiziert. NGOs gehen dennoch von hunderten 

Gewaltverbrechen pro Jahr im Heer aus. Laut Menschenrechtsvertretern existiert Gewalt in den Kasernen 

zumindest in bestimmten Militäreinheiten als System und wird von den Befehlshabenden unterstützt oder 

geduldet (ÖB Moskau 6.2021). 

Für Strafverfahren gegen Militärangehörige sind Militärgerichte zuständig, die seit 1999 formal in die zivile 

Gerichtsbarkeit eingegliedert sind. Freiheitsstrafen wegen Militärvergehen sind ebenso wie Freiheitsstrafen 

aufgrund anderer Delikte in Haftanstalten oder Arbeitskolonien zu verbüßen. Militärangehörige können jedoch 

auch zur Verbüßung von Freiheitsstrafen von bis zu zwei Jahren in Strafbataillone, die in der Regel zu 

Schwerstarbeit eingesetzt werden, abkommandiert werden (AA 2.2.2021). 

Bis ins Jahr 2014 wurden etwa aus Tschetschenien überhaupt keine Wehrpflichtigen eingezogen. Aus 

Tschetschenien werden nunmehr jährlich ein paar hundert Rekruten einberufen. Nachdem junge Männer aus 

der Region aber teilweise eine Einberufung anstreben, gibt es Fälle, in denen sie dies durch Anmeldung eines 

Wohnsitzes in einer anderen Region zu erreichen versuchen (ÖB Moskau 6.2021). Bürger der ehemaligen 

Sowjetrepubliken können durch den Dienst in den Streitkräften der Russischen Föderation eine befristete 

Aufenthaltsgenehmigung erlangen. Erstmalig können sich diese Personen dann nach drei Jahren um die Erteilung 

der russischen Staatsbürgerschaft bewerben (AA 2.2.2021).  

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 7.4.2021 

 Global Security (page last updated 1.10.2020a): Russian Military Personnel – Conscription, 
https://www.globalsecurity.org/military/world/russia/personnel-draft.htm, Zugriff 7.4.2021 
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 Global Security (page last updated 1.10.2020b): Military Service - Contract Service, 
https://www.globalsecurity.org/military/world/russia/personnel-contract.htm, Zugriff 7.4.2021 

 Jamestown Foundation (10.4.2018): 2018 Spring Draft Highlights Russia’s Demographic Decline, 
Eurasia Daily Monitor Volume: 15 Issue: 54, https://www.ecoi.net/de/dokument/1429303.html, 
Zugriff 7.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 29.9.2021 

 RBTH – Russia beyond the Headlines (22.4.2019): Will Russia be able to win a war without conscripts?, 
https://www.rbth.com/lifestyle/330270-win-a-war-without-coscripts, Zugriff 7.4.2021 

 WI - Warsaw Institute (19.4.2019): Putin (Again) Announces End of Compulsory Military Service in 
Russia, https://warsawinstitute.org/putin-announces-end-compulsory-military-service-russia/, Zugriff 
7.4.2021 

Wehrersatzdienst 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissens- oder religiösen Gründen wird durch Art. 59 Abs. 3 der 

Verfassung garantiert (AA 2.2.2021). Ein alternativer Zivildienst kann abgeleistet werden, falls der Wehrdienst 

gegen die persönliche (politische, pazifistische) Überzeugung bzw. Glaubensvorschriften einer Person spricht, 

oder falls diese Person zu einem indigenen Volk gehört, dessen traditionelle Lebensweise dem Wehrdienst 

widerspricht (ÖB Moskau 6.2021). Die Zivildienstzeit beträgt 18 Monate als ziviles Personal bei den russischen 

Streitkräften, was in der Praxis kaum vorkommt, bzw. 21 Monate in anderen staatlichen Einrichtungen (ÖB 

Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021). Der Zivildienst wird im Normalfall bei einem staatlichen Dienst, wie z.B. einer 

Klinik oder der Feuerwehr, abgeleistet. Die Anzahl der Berufe, in denen der Ersatzdienst geleistet werden kann, 

wurde 2019 von 114 auf 140 erhöht (AA 2.2.2021). Mit Stand vom Februar 2021 absolvierten laut Angaben der 

Föderalen Agentur für Arbeit und Beschäftigung 1.224 Personen in Russland einen alternativen Zivildienst 

(Rostrud 1.2.2021). Vereinzelt kommt es zu gerichtlichen Verfahren, etwa wenn die pazifistische Gesinnung eines 

Wehrpflichtigen in Zweifel steht (ÖB Moskau 6.2021).  

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 7.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 29.9.2021 

 Rostrud – Федеральная Служба по Труду и Занятости (Föderale Agentur für Arbeit und 
Beschäftigung) (1.2.2021): Численность граждан, проходящих альтернативную гражданскую 
службу (по состоянию на 01.02.2021 г.) (Anzahl von Bürgern, die alternativen Zivildienst leisten), 
https://rostrud.gov.ru/rostrud/deyatelnost/?CAT_ID=14516, Zugriff 7.4.2021 

Wehrdienstverweigerung 

Letzte Änderung: 16.11.2021 
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Für Wehrdienstverweigerer sind folgende Strafen vorgesehen: Geldstrafen von bis zu 200.000 Rubel [ca. 2.700€] 

oder in der Höhe von 18 Monatslöhnen des Verurteilten sowie Freiheitsentzug von sechs Monaten bis zu zwei 

Jahren. Für die Weigerung, den alternativen Zivildienst zu absolvieren, ist eine Geldstrafe von bis zu 80.000 Rubel 

[ca. 1.100€] oder in der Höhe von sechs Monatslöhnen vorgesehen bzw. bis zu sechs Monate Haft. In den letzten 

Jahren wurden keine Haftstrafen, sondern in der Regel Geldstrafen in der Höhe von ca. 20.000-100.000 Rubel 

(ca. 300-1.500 Euro) verhängt (ÖB Moskau 6.2021). Seit einer gesetzlichen Neuregelung im Juli 2017 ist 

Wehrdienstverweigerern der Eintritt in den Staatsdienst für eine Dauer von zehn Jahren verboten (ÖB Moskau 

6.2021; vgl. Jamestown 8.11.2017). Die Zahl der Wehrdienstverweigerer hat sich von 2016 bis 2018 halbiert und 

lag laut offiziellen Angaben vom Oktober 2018 bei 1.600 Personen (Global Security 1.10.2020). 

Quellen: 

 Global Security (page last updated 1.10.2020): Russian Military Personnel – Conscription,  
https://www.globalsecurity.org/military/world/russia/personnel-draft.htm, Zugriff 7.4.2021 

 Jamestown Foundation (8.11.2017): How Many Soldiers Does Russia Have? in: Eurasia Daily Monitor 
Volume: 14 Issue: 144,  https://jamestown.org/program/many-soldiers-russia/, Zugriff 7.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 29.9.2021 

Allgemeine Menschenrechtslage 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Russland garantiert in der Verfassung von 1993 alle Menschenrechte und bürgerliche Freiheiten. Präsident und 

Regierung bekennen sich zwar immer wieder zur Einhaltung von Menschenrechten, es mangelt aber an der 

praktischen Umsetzung. Trotz vermehrter Reformbemühungen, insbesondere im Strafvollzugsbereich, hat sich 

die Menschenrechtssituation im Land noch nicht wirklich verbessert. Der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte in Straßburg kann die im fünfstelligen Bereich liegende Zahl der anhängigen Verfahren gegen 

Russland kaum bewältigen; Russland sperrt sich gegen eine Stärkung des Gerichtshofs (GIZ 1.2021a). Die 

Verfassung postuliert die Russische Föderation als Rechtsstaat. Im Grundrechtsteil der Verfassung ist die 

Gleichheit aller vor Gesetz und Gericht festgelegt. Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, Nationalität, Sprache, 

Herkunft und Vermögenslage dürfen nicht zu diskriminierender Ungleichbehandlung führen (Art. 19 Abs. 2). Für 

die Russische Föderation gibt es, wie für jedes der Föderationssubjekte, einen Menschenrechtsbeauftragten. Die 

Amtsinhaberin Moskalkowa (seit 2016), ehemalige Generalmajorin der Polizei, geht nicht ausreichend gegen die 

wichtigsten Fälle der Verletzung von Menschenrechten, insbesondere den Missbrauch staatlicher Macht, vor. 

Die Einbindung des internationalen Rechts ist in Art. 15 Abs. 4 der russischen Verfassung aufgeführt: Danach sind 

die allgemein anerkannten Prinzipien und Normen des Völkerrechts und die internationalen Verträge der 

Russischen Föderation Bestandteil ihres Rechtssystems. Russland hat folgende UN-Übereinkommen ratifiziert 

(AA 2.2.2021): 

 Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (1969) 

 Internationaler Pakt für bürgerliche und politische Rechte (1973) und erstes Zusatzprotokoll (1991) 

 Internationaler Pakt für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1973) 

 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (1981) und Zusatzprotokoll 
(2004) 

 Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe (1987) 

 Kinderrechtskonvention (1990), deren erstes Zusatzprotokoll gezeichnet (2001) 

 Behindertenrechtskonvention (AA 2.2.2021). 
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Der letzte Universal Periodic Review (UPR) des UN-Menschenrechtsrates zu Russland fand im Rahmen des dritten 

Überprüfungszirkels 2018 statt. Dabei wurden insgesamt 309 Empfehlungen in allen Bereichen der 

Menschenrechtsarbeit ausgesprochen. Russland hat 94 dieser Empfehlugen nicht angenommen und weitere 34 

lediglich teilweise angenommen. Die nächste Sitzung für Russland im UPR-Verfahren wird im Mai 2023 

stattfinden. Russland ist zudem Mitglied des Europarates und der Europäischen Menschenrechtskonvention 

(EMRK). Russland setzt einige, aber nicht alle Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 

um; insbesondere werden EGMR-Entscheidungen zu Menschenrechtsverletzungen durch Sicherheitskräfte im 

Nordkaukasus nur selektiv implementiert. Finanzielle Entschädigungen werden üblicherweise gewährt, dem vom 

EGMR monierten Umstand aber nicht abgeholfen [Anm.: Zur mangelhaften Umsetzung von EGMR-Urteilen durch 

Russland vgl. Kapitel Rechtsschutz/Justizwesen] (AA 2.2.2021). Besorgnis wurde u.a. auch hinsichtlich der 

Missachtung der Urteile von internationalen Menschenrechtseinrichtungen (v.a. des EGMR), des fehlenden 

Zugangs von Menschenrechtsmechanismen zur Krim, der Medienfreiheit und des Schutzes von Journalisten, der 

Einschränkung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit und der Diskriminierung aufgrund von sexueller 

Orientierung und ethnischer Herkunft geäußert (ÖB Moskau 6.2021). 

Durch eine zunehmende Einschränkung der Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit in 

Gesetzgebung und Praxis wurde die Menschenrechtsbilanz Russlands weiter verschlechtert. Wer versuchte, 

diese Rechte wahrzunehmen, musste mit Repressalien rechnen, die von Schikane bis hin zu Misshandlungen 

durch die Polizei, willkürlicher Festnahme, hohen Geldstrafen und in einigen Fällen auch Strafverfolgung und 

Inhaftierung reichten (AI 16.4.2020; vgl. ÖB Moskau 6.2021).  

Einerseits wird in Russland soziales Engagement und freiwillige soziale Arbeit (etwa auch in Zeiten der COVID-19-

Pandemie) begrüßt und unterstützt. Sogenannte 'Bürgerkammern' sollen als Dialogplattform zwischen der 

Bevölkerung und dem Staat dienen. Andererseits wurde der Freiraum für eine kritische Zivilgesellschaft seit den 

Protesten 2011/2012 immer weiter eingeschränkt. Im Bereich der Meinungs- und Versammlungsfreiheit wurden 

restriktive Gesetze verabschiedet. Kritische inländische wie ausländische NGOs werden zunehmend unter Druck 

gesetzt. Die Rechte von Minderheiten werden nach wie vor nicht in vollem Umfang garantiert. Journalisten und 

Menschenrechtsverteidiger werden durch administrative Hürden in ihrer Arbeit eingeschränkt (ÖB Moskau 

6.2021) und sehen sich in manchen Fällen sogar Bedrohungen oder tätlichen Angriffen bzw. strafrechtlicher 

Verfolgung ausgesetzt (ÖB Moskau 6.2021; vgl. FH 3.3.2021, HRW 13.1.2022). Der Einfluss des konsultativen 

'Rats beim Präsidenten der Russischen Föderation für die Entwicklung der Zivilgesellschaft und Menschenrechte' 

unter dem Vorsitz von Waleri Fadejew ist begrenzt. Er befasst sich in der Regel nicht mit Einzelfällen, sondern 

mit grundsätzlichen Fragen wie Gesetzesentwürfen, und seine Stellungnahmen zu dem Verlauf von 

Demonstrationen im Sommer 2019 in Moskau blieben ohne Folge (AA 2.2.2021). 

Rassismus und Xenophobie richten sich in Russland traditionell vor allem gegen Migranten aus Zentralasien, 

Personen aus dem Kaukasus und vermehrt auch gegen dunkelhäutige Personen. Weitere Opfer von 

Hassverbrechen sind ideologische Gegner (Angriffe v.a. der nationalistischen Gruppierung SERB), LGBTIQ-

Personen und Obdachlose. Die Zahl rassistischer Morde und Gewaltverbrechen in den vergangenen Jahren ist 

gesunken, und insbesondere Angriffe durch Neonazi-Gruppierungen sind beträchtlich zurückgegangen. Anti-

LGBTIQ-Rhetorik ist nunmehr eine der am weitesten verbreiteten Formen von Hassreden. Der Islam wird häufig 

mit Terrorismus in Verbindung gebracht. Die häufigsten Opfer rassistischer Gewalt sind Zentralasiaten, andere 

'nicht-slawisch' aussehende Personen, Roma und dunkelhäutige Personen. Die Zahl der Opfer bei 

Hassverbrechen ist zwar klar geringer als noch vor 10 Jahren, dennoch aber nicht unbedeutend. Keinen Rückgang 

gab es bei Angriffen gegen Mitglieder oppositioneller Gruppierungen (ÖB Moskau 6.2021). 

Menschenrechtsorganisationen sehen übereinstimmend bestimmte Teile des Nordkaukasus als den regionalen 

Schwerpunkt der Menschenrechtsverletzungen in Russland. Den Hintergrund bilden in ihrem Ausmaß weiter 

rückläufige bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen Sicherheitskräften und islamistischen Extremisten in 

der Republik Dagestan, daneben auch in Tschetschenien und Inguschetien (AA 2.2.2021). Der westliche 

Nordkaukasus ist hiervon praktisch nicht mehr betroffen. Die Opfer der Gewalt sind ganz überwiegend 

'Aufständische' und Sicherheitskräfte (AA 13.2.2019).  
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Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (13.2.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
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asyl-und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-russischen-foederation-stand-dezember-2018-13-02-
2019.pdf, Zugriff 12.3.2021 
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https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 12.3.2021 

 AI – Amnesty International (16.4.2020): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2019), 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2028170.html, Zugriff 12.3.2021 

 FH – Freedom House (3.3.2020): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2020 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2046536.html, Zugriff 12.3.2021 

 GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH [Deutschland] (1.2021a): 
Russland Geschichte und Staat, https://www.liportal.de/russland/geschichte-staat/#c17836, Zugriff 
12.3.2021 

 HRW - Human Rights Watch (13.1.2022): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2021 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2066475.html, Zugriff 3.2.2022 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 30.9.2021 

Tschetschenien 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

NGOs beklagen regelmäßig schwere Menschenrechtsverletzungen durch tschetschenische Sicherheitsorgane, 

wie Folter, das Verschwindenlassen von Personen, Geiselnahmen, das rechtswidrige Festhalten von Gefangenen 

und die Fälschung von Straftatbeständen. Entsprechende Vorwürfe werden kaum untersucht, die 

Verantwortlichen genießen mitunter Straflosigkeit. Besonders gefährdet sind Menschenrechtsaktivisten bzw. 

Journalisten, aber auch Einzelpersonen, welche das Regime kritisieren (ÖB Moskau 6.2021). Die strafrechtliche 

Verfolgung der Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend. Recherchen oder Befragungen von Opfern vor 

Ort durch NGOs sind nicht möglich; Regimeopfer müssen mitsamt ihren Familien aus Tschetschenien evakuiert 

werden. Das Republiksoberhaupt von Tschetschenien, Ramsan Kadyrow, äußert regelmäßig Drohungen gegen 

Oppositionspolitiker, Menschenrechtsaktivisten und Minderheiten. Teilweise werden Bilder von Personen dieser 

Gruppen mit einem Fadenkreuz überzogen und auf Instagram veröffentlicht, teilweise droht er, sie mit 

Sanktionen zu belegen, da sie Feinde des tschetschenischen Volkes seien, oder er ruft ganz unverhohlen dazu 

auf, sie umzubringen. Nach einem kritischen Artikel über mangelnde Hygiene-Vorkehrungen gegen COVID-19 

drohte Kadyrow der Journalistin Jelena Milaschina öffentlich (AA 2.2.2021). 

Tendenzen zur verstärkten Verwendung von Scharia-Recht haben in den letzten Jahren zugenommen. Es herrscht 

ein Rechtspluralismus aus russischem Recht, traditionellem Gewohnheitsrecht (adat) einschließlich der Tradition 

der Blutrache und Scharia-Recht. Hinzu kommt ein Geflecht an Loyalitäten, das den Einzelnen bindet. Nach 

Ansicht von Kadyrow stehen Scharia und traditionelle Werte über den russischen Gesetzen. Nach wie vor gibt es 

Clans, welche Blutrache praktizieren (AA 2.2.2021). Anfang November 2018 wurde im Rahmen der OSZE der sog. 

Moskauer Mechanismus zur Überprüfung behaupteter Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien 
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aktiviert, der zu dem Schluss kam, dass in Tschetschenien das Recht de facto von den Machthabenden diktiert 

wird und die Rechtsstaatlichkeit nicht wirksam ist. Es scheint generell Straffreiheit für 

Menschenrechtsverletzungen durch Sicherheitsorgane zu herrschen (ÖB Moskau 6.2021; vgl. BAMF 11.2019). 

2017 und laut der NGO LGBTI Network in geringem Ausmaß bis 2019 kam es zur gezielten Verfolgung von 

Homosexuellen durch staatliche Sicherheitskräfte (AA 2.2.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021, HRW 17.1.2019). Es gibt 

Berichte über Personen, die nach Folterungen gestorben sind [vgl. Kapitel Sexuelle Minderheiten] (FH 3.3.2021). 

Die unabhängige Zeitung Nowaja Gazeta berichtete im Sommer 2017 über die angeblichen außergerichtlichen 

Tötungen von 27 Personen zu Beginn des Jahres im Zuge von Massenfestnahmen nach dem Tod eines Polizisten. 

Im März 2018 entschied das Ermittlungskomitee der Russischen Föderation, kein Strafverfahren in der Sache zu 

eröffnen. Die russische Menschenrechtsombudsperson wurde Berichten zufolge bei der Untersuchung dieser 

Vorgänge in Tschetschenien bewusst getäuscht. Im März 2021 publizierte die Nowaja Gazeta die Aussagen eines 

tschetschenischen Polizisten, welcher Augenzeuge der Festnahmen und außergerichtlichen Tötungen war (ÖB 

Moskau 6.2021). 

Gewaltsame Angriffe, die in den vergangenen Jahren auf Menschenrechtsverteidiger in Tschetschenien verübt 

worden waren, blieben nach wie vor straffrei. Im Januar 2017 nutzte der Sprecher des tschetschenischen 

Parlaments, Magomed Daudow, seinen Instagram-Account, um unverhohlen eine Drohung gegen Grigori 

Schwedow, den Chefredakteur des unabhängigen Nachrichtenportals Caucasian Knot, auszusprechen. Im April 

erhielten Journalisten von der unabhängigen Tageszeitung Nowaja Gazeta Drohungen aus Tschetschenien, 

nachdem sie über die dortige Kampagne gegen homosexuelle Männer berichtet hatten. Auch Mitarbeiter des 

Radiosenders Echo Moskwy, die sich mit den Kollegen von Nowaja Gazeta solidarisch erklärten, wurden bedroht 

(AI 22.2.2018). Schikanen, Strafverfahren und körperliche Angriffe gegen Menschenrechtsverteidiger werden 

weiterhin begangen (AI 7.4.2021). Im Februar 2020 wurden die bekannte Journalistin der Nowaja Gazeta, Jelena 

Milaschina, und eine Menschenrechtsanwältin angegriffen und mit Schlägen traktiert. Die Nowaja Gazeta 

verlangte eine Entschuldigung des Republiksoberhauptes von Tschetschenien. Die Union der russischen 

Journalisten und das Helsinki Komitee verurteilten diesen Vorfall aufs Schärfste. Auch die OSZE und die russische 

Menschenrechtsorganisation Komitee gegen Folter verlangen von den russischen Behörden eine Aufklärung des 

Vorfalls (Moscow Times 7.2.2020). In den vergangenen Jahren häufen sich Berichte über Personen, die bloß 

aufgrund einfacher Kritik an der sozio-ökonomischen Lage in der Republik unter Druck geraten (ÖB Moskau 

6.2020). [Bezüglich Morde bzw. Vorfälle gegen tschetschenische Kritiker in Europa und Russland siehe Kapitel 

Dschihadistische Kämpfer und ihre Unterstützer, Kämpfer des ersten und zweiten Tschetschenien-Krieges, 

Kritiker allgemein]. 

Die Sicherheitslage hat sich deutlich verbessert und kann als stabil, wenn auch volatil, bezeichnet werden. Die 

Stabilisierung erfolgte jedoch um den Preis gravierender Menschenrechtsverletzungen, das heißt menschen- und 

rechtsstaatswidriges Vorgehen der Behörden gegen Extremismusverdächtige und äußerst engmaschige 

Kontrolle der Zivilgesellschaft. Regimekritiker und Menschenrechtler müssen mit Strafverfolgung aufgrund 

fingierter Straftaten und physischen Übergriffen bis hin zu Mord rechnen. Auch in diesen Fällen kann es zu 

Sippenhaft von Familienangehörigen kommen (AA 2.2.2021). 

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 12.3.2021 

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State of the 
World's Human Rights - Russian Federation, https://www.ecoi.net/de/dokument/1425086.html, 
Zugriff 11.3.2020 
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Jahr 2020 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2046536.html, Zugriff 12.3.2021 
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 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2020): Asylländerbericht Russische 
Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2046141/RUSS_%C3%96B_Bericht_2020_06.pdf#page=25&zoom=
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Dschihadistische Kämpfer und ihre Unterstützer, Kämpfer des ersten und zweiten Tschetschenien-Krieges, 
Kritiker allgemein: 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Die tschetschenische Führung unterdrückt weiterhin rücksichtslos jede Form von Dissens (HRW 13.1.2022). 
Gegen vermeintliche Extremisten und deren Angehörige, aber auch gegen Kritiker und Journalisten, wird rigoros 
vorgegangen (ÖB Moskau 6.2021). Ramsan Kadyrow versucht, dem Terrorismus und möglicher Rebellion in 
Tschetschenien unter anderem durch Methoden der Kollektivverantwortung zu begegnen (ÖB Moskau 6.2021; 
vgl. AA 2.2.2021). Die Bekämpfung von Extremisten geht mit rechtswidrigen Festnahmen, Sippenhaft, 
Kollektivstrafen, spurlosem Verschwinden, Folter zur Erlangung von Geständnissen, fingierten Straftaten, 
außergerichtlichen Tötungen und Geheimgefängnissen, in denen gefoltert wird, einher (AA 2.2.2021; vgl. FH 
3.3.2021). Die strafrechtliche Verfolgung der Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend (AA 2.2.2021). Auch 
Familienangehörige, Freunde und Bekannte oder andere mutmaßliche Unterstützer von Untergrundkämpfern 
können zur Verantwortung gezogen und bestraft werden. Verwandte von terroristischen Kämpfern stehen 
häufig unter dem Verdacht, diese zu unterstützen bzw. mit deren Ideologie zu sympathisieren, und sind daher 
von Grund auf eher der Gefahr öffentlicher Demütigung, Entführung, Misshandlung und Folter ausgesetzt (sog. 
Sippenhaft) (ÖB Moskau 6.2021). Die Mitverantwortung wurde sogar durch Bundesgesetze festgelegt, so z.B. ein 
2013 verabschiedetes Gesetz, das Familienangehörige von Terrorverdächtigen verpflichtet, für Schäden, die 
durch einen Anschlag entstanden sind, aufzukommen, und die Behörden in diesem Zusammenhang auch zur 
Beschlagnahmung von Vermögenswerten der Familien ermächtigt (ÖB Moskau 6.2020). Es kommt vor, dass 
Personen, welchen die Unterstützung von Terroristen vorgeworfen wird, von Sicherheitskräften drangsaliert 
werden. Familienangehörige von mutmaßlichen Terroristen können ihre Arbeitsstelle verlieren, Kinder können 
Schwierigkeiten bei der Aufnahme in die Schule haben, jugendliche und erwachsene Söhne können 
Schwierigkeiten mit den tschetschenischen Sicherheitsorganen bekommen (inkl. unrechtmäßiger Festnahmen, 
Prügel, etc.) (ÖB Moskau 6.2021). Weiters hat Ramsan Kadyrow im Jänner 2017 die Sicherheitskräfte 
angewiesen, ohne Vorwarnung auf Rebellen zu schießen, um Verluste in den Reihen der Sicherheitskräfte zu 
vermeiden, und auch denen gegenüber keine Nachsicht zu zeigen, die von den Rebellen in 'die Irre geführt 
wurden' (Caucasian Knot 25.1.2017). 
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Angehörigen von Aufständischen bleiben laut Tanja Lokschina von Human Rights Watch in Russland nicht viele 
Möglichkeiten, um Kontrollen oder Druckausübung durch Behörden zu entkommen. Eine Möglichkeit ist es, die 
Republik Tschetschenien zu verlassen, was sich jedoch nicht jeder leisten kann, oder man sagt sich öffentlich vom 
aufständischen Familienmitglied los. Vertreibungen von Familien von Aufständischen kommen vor (Meduza 
31.10.2017). Grundsätzlich können Tschetschenen an einen anderen Ort in der Russischen Föderation außerhalb 
Tschetscheniens flüchten und dort leben, solange sie nicht neuerlich ins Blickfeld der tschetschenischen 
Sicherheitskräfte rücken. Die freie Wahl des Wohnorts gilt für alle Einwohner der Russischen Föderation, auch 
für jene des Nordkaukasus. Wird eine Person allerdings offiziell von der Polizei gesucht, so ist es den 
Sicherheitsorganen möglich, diese zu finden. Dies gilt nach Einschätzung von Experten auch für Flüchtlinge in 
Europa, der Türkei und so weiter, falls das Interesse an der Person groß genug ist. Insgesamt schwanken die 
mitunter ambivalenten Aussagen von Kadyrow zur Migration nach Westeuropa zwischen Toleranz und Kritik. Im 
Mai 2016 wandte sich Kadyrow in einem TV-Beitrag mit einer deutlichen Warnung vor Kritik an die in Europa 
lebende tschetschenische Diaspora: Diese werde für jedes ihrer Worte ihm gegenüber verantwortlich sein, man 
wisse, wer sie seien und wo sie lebten, sie alle seien in seinen Händen, so Kadyrow. Das tschetschenische 
Oberhaupt hat auch verlautbart, die Bande zu den tschetschenischen Gemeinschaften außerhalb der Teilrepublik 
aufrechterhalten zu wollen, wobei unabhängigen Medien zufolge auch Familienmitglieder in Tschetschenien für 
als ungebührlich empfundenes Verhalten Angehöriger im Ausland gemaßregelt bzw. unter Druck gesetzt werden. 
Vereinzelt sind Fälle gezielter Tötungen politischer Gegner im Ausland bekannt. Prominente Beispiele sind die 
Brüder Yamadayev, von denen einer in Moskau (2008) und ein anderer in Dubai (2009) getötet wurde, während 
ein dritter sich mit Kadyrow ausgesöhnt haben soll, oder Umar Israilow, welcher 2009 in Wien ermordet wurde. 
Aus menschenrechtlicher Perspektive herrscht die Einschätzung vor, dass tatsächlich Verfolgte sowohl im Inland 
als auch im Ausland in Einzelfällen einer konkreten Gefährdung ausgesetzt sein können. Auf das Potential zur 
Instrumentalisierung dieser im Einzelfall bestehenden Gefährdungslage wird allerdings auch dann 
zurückgegriffen, wenn sozio-ökonomische Motive hinter dem Versuch der Migration nach Westeuropa stehen, 
wie auch von menschenrechtlicher Seite eingeräumt wird. Analysten weisen überdies auf den dynamischen 
Wandel des politischen Machtgefüges in Tschetschenien sowie gegenüber dem Kreml hin. Prominentes Beispiel 
dafür ist der Kadyrow-Clan selbst, der im Zuge der Tschetschenienkriege vom Rebellen- zum Vasallentum 
wechselte. Auch innerhalb Russlands werden immer wieder Fälle bekannt, in denen tschetschenische 
Sicherheitsorgane außerhalb der Republik tätig werden (ÖB Moskau 6.2021): Im September 2020 wurde Salman 
Tepsurkajew, Moderator des Kadyrow-kritischen Telegram-Kanals '1Adat', aus Gelendschik (Region Krasnodar) 
entführt und nach Tschetschenien gebracht, wo er gefoltert und öffentlich erniedrigt wurde (ÖB Moskau 6.2021; 
vgl. AA 2.2.2021). Im Februar 2021 wurden zwei Personen von Polizisten aus Nischnij Nowgorod entführt, wohin 
sie mit Hilfe des LGBT-Netzwerks geflohen waren, und nach Tschetschenien gebracht, wo ihnen 
'Zusammenarbeit mit illegalen bewaffneten Gruppen' vorgeworfen wird. Im Juni 2021 wurde die Tschetschenin 
Chalimat Taramowa, welche wegen häuslicher Gewalt und Drohungen aus Tschetschenien geflohen war, von 
Polizisten in einem Krisenzentrum für Frauen in Dagestan festgenommen und zurück nach Tschetschenien 
gebracht, wo sie den Familienangehörigen, vor welchen sie u.a. wegen ihrer sexuellen Orientierung geflohen 
war, übergeben wurde. Der Vater ist Berichten zufolge ein hochrangiger tschetschenischer Beamter (ÖB Moskau 
6.2021). 

Salafisten werden als aktive oder potenzielle Extremisten und Terroristen wahrgenommen. Die Verfolgung von 
Salafisten passiert zu einem großen Teil über außergesetzliche Mechanismen, vor allem in Tschetschenien, wo 
seit Anfang der 2000er Jahre zahlreiche Fälle von Verschwindenlassen und außergerichtlichen Hinrichtungen von 
Vertretern eines 'nicht traditionellen Islam' stattfanden, der jedoch oft keine Verbindung zum terroristischen 
Untergrund hatte (Memorial 10.2020). Die Anzahl der Rebellen in Tschetschenien ist schwer zu konkretisieren. 
Die Anzahl der tschetschenischen Rebellen ist sicherlich geringer als jene z.B. in Dagestan, wo der islamistische 
Widerstand sein Zentrum hat. Sie verstecken sich in den bergigen und bewaldeten Gebieten Tschetscheniens 
und bewegen sich hauptsächlich zwischen Tschetschenien und Dagestan, weniger oft auch zwischen 
Tschetschenien und Inguschetien. Von tschetschenischen Sicherheitskräften werden Entführungen begangen. In 
Tschetschenien selbst ist der Widerstand nicht sehr aktiv, sondern hauptsächlich in Dagestan. Die Kämpfer 
würden im Allgemeinen auch nie einen Fremden um Vorräte, Nahrung, Medizin oder Unterstützung bitten, 
sondern immer nur Personen fragen, denen sie auch wirklich vertrauen, so beispielsweise Verwandte, Freunde 
oder Bekannte (DIS 1.2015).  

Nach dem terroristischen Anschlag auf Grosny am 4.12.2014 nahm Tschetscheniens Oberhaupt Ramsan Kadyrow 
die Verwandten der Attentäter in Sippenhaft. Kadyrow verlautbarte auf Instagram kurz nach der Tat, dass, wenn 
ein Kämpfer in Tschetschenien einen Mitarbeiter der Polizei oder einen anderen Menschen töte, die Familie des 
Kämpfers sofort ohne Rückkehrrecht aus Tschetschenien ausgewiesen werde. Ihr Haus werde zugleich bis auf 
das Fundament abgerissen. Tatsächlich beklagte einige Tage später der Leiter der tschetschenischen Filiale des 
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'Komitees gegen Folter', dass den Angehörigen der mutmaßlichen Täter die Häuser niedergebrannt worden sind 
(Standard.at 14.12.2014; vgl. Meduza 31.10.2017). Es handelte sich um 15 niedergebrannte Häuser (The 
Telegraph 17.1.2015; vgl. Meduza 31.10.2017). Ein weiterer Fall ist das 2016 niedergebrannte Haus von Ramasan 
Dschalaldinow. Er hatte sich in einem Internetvideo bei Präsident Putin über Behördenkorruption und 
Bestechungsgelder beschwert (RFE/RL 18.5.2016). Ebenso wurden im Jahr 2016 nach einem Angriff von zwei 
Aufständischen auf einen Checkpoint in der Nähe von Grosny die Häuser ihrer Familien niedergebrannt (US DOS 
3.3.2017). Auch Human Rights Watch berichtet im Jahresbericht 2016, dass Häuser niedergebrannt wurden 
[damit sind wohl die eben angeführten Fälle gemeint] (HRW 12.1.2017). Die Jahresberichte für das Jahr 2014 von 
Amnesty International (AI), US Department of States (US DOS), Human Rights Watch (HRW) und Freedom House 
(FH) berichten vom Niederbrennen von Häusern als Vergeltung für die oben genannte Terrorattacke auf Grosny 
vom Dezember 2014. Für die Jahre 2017, 2018, 2019, 2020 und 2021 gab es in den einschlägigen Berichten keine 
Hinweise auf das Niederbrennen von Häusern (AI 22.2.2018; vgl. US DOS 20.4.2018, HRW 18.1.2018, FH 1.2018, 
US DOS 13.3.2019, HRW 17.1.2019, FH 4.2.2019, HRW 14.1.2020, FH 4.3.2020, US DOS 11.3.2020, HRW 
13.1.2021, FH 3.3.2021, AI 16.4.2020, AA 2.2.2021, HRW 13.1.2022, AI 7.4.2021). 

Von einer Verfolgung von Kämpfern des ersten und zweiten Tschetschenienkrieges einzig und allein aufgrund 
ihrer Teilnahme an Kriegshandlungen ist heute im Allgemeinen nicht mehr auszugehen. Laut einer Analyse des 
Journalisten Vadim Dubow aus dem Jahr 2016 emigrierten die meisten Tschetschenen aus rein ökonomischen 
Gründen: Tschetschenien ist zwar unter der Kontrolle von Kadyrow, seine Macht erstreckt sich allerdings nicht 
über die Grenzen Tschetscheniens hinaus. Dieser Analyse wird von anderen Experten widersprochen. 
Wirtschaftliche Gründe spielten demnach eine untergeordnete Rolle bei der Entscheidung, Tschetschenien zu 
verlassen. Andere Kommentatoren verweisen wiederum auf die Rivalität zwischen verschiedenen islamischen 
Strömungen in Tschetschenien, insbesondere zwischen dem traditionellen Sufismus und dem als Fremdkörper 
kritisierten Salafismus. Menschenrechtsaktivisten wiederum sehen in der Darstellung von Asylwerbern aus 
Tschetschenien als Wirtschaftsflüchtlinge eine Strategie des regionalen Oberhaupts Kadyrow (ÖB Moskau 
6.2021). Aktuelle Beispiele zeigen jedoch, dass Kadyrow gegen bekannte Kritiker, die manchmal auch der 
Republik Itschkeria zuzurechnen sind, auch im Ausland vorgeht (CACI 25.2.2020). Beispielsweise wurde im August 
2019 der ethnische Tschetschene Selimchan Changoschwili aus dem georgischen Pankisi-Tal in Berlin auf offener 
Straße ermordet. Er hat im zweiten Tschetschenienkrieg gegen Russland gekämpft und dürfte nicht, wie teilweise 
in den Medien kolportiert, Islamist gewesen sein, sondern ein Kämpfer in der Tradition der Republik Itschkeria. 
Auch soll er damals enge Verbindungen zu dem damaligen moderaten Präsidenten Aslan Maschadow gehabt 
haben (Tagesschau.de 28.8.2019). Der sehr prominente tschetschenische Separatistenpolitiker im Exil, Achmad 
Sakaew [Ministerpräsident der tschetschenischen Exilregierung und Vertreter von Itschkeria], gab 2020 eine 
Erklärung ab, in der er Folterungen in Tschetschenien verurteilte. Die tschetschenischen Behörden zwangen 
Sakaews Verwandte sofort, sich öffentlich von ihm loszusagen (HRW 13.1.2021). 

Ramsan Kadyrow droht öffentlich und ungestraft damit, Blogger wegen der Verbreitung von 'Zwietracht und 
Klatsch' einzuschüchtern, ins Gefängnis zu stecken und zu töten (AI 16.4.2020). Ein Beispiel hierfür ist der wohl 
populärste Kritiker Kadyrows. Der in Europa lebende Blogger Tumso Abdurachmanow wird häufig von 
hochrangigen Leuten aus Kadyrows Umfeld bedroht und angegriffen (Deutschlandfunk.de 11.3.2019; vgl. ÖB 
Moskau 6.2021). Mitte 2019 erklärte der Vorsitzende des tschetschenischen Parlaments und enger Vertrauter 
von Ramsan Kadyrow, Magomed Daudov (auch bekannt als 'Lord'), dem Blogger die Blutfehde (BBC 27.2.2020), 
nachdem Abdurachmanow den verstorbenen Vater von Ramsan Kadyrow, Achmad Kadyrow, als Verräter 
bezeichnet hatte (RFE/RL 27.2.2020). Im Februar 2020 wurde Abdurachmanow in seiner Wohnung von einem 
mit einem Hammer bewaffneten Mann angegriffen. Er konnte den Angreifer abwehren und hat überlebt (BBC 
27.2.2020; vgl. RFE/RL 27.2.2020). Ein anderer Blogger wurde Anfang des Jahres 2020 mit 135 Stichwunden tot 
in einem Hotel im französischen Lille aufgefunden (SZ 4.2.2020; vgl. Zeit.de 5.7.2020, ÖB Moskau 6.2021). Der 
aus Tschetschenien stammende Imran Aliew war als Blogger unter dem Namen 'Mansur Stary' bekannt 
(Caucasian Knot 28.5.2020). Nach einem Bericht des kaukasischen Internetportals Caucasian Knot hatte der 
Blogger sich in seiner früheren Heimat unbeliebt gemacht. Auf Youtube hatte der Tschetschene Ramsan Kadyrow 
und dessen Familie scharf kritisiert (Kleine Zeitung 3.2.2020). Im Juli 2020 wurde in Gerasdorf bei Wien ein 
weiterer politischer Blogger getötet (Kurier.at 23.7.2020; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Der Mann, der sich Anzor aus 
Wien nannte, hat auf Youtube mehrere Videos veröffentlicht, in denen er den tschetschenischen Machthaber 
Ramsan Kadyrow kritisierte. Die Angehörigen in Tschetschenien haben sich - vermutlich unter Druck - in einem 
Video von ihrem Verwandten distanziert. Gleichzeitig haben sie die Verantwortung für seine Tötung 
übernommen (Kurier.at 23.7.2020). Ein weiteres Beispiel ist der prominente Menschenrechtsaktivist und Leiter 
des Memorial-Büros in Tschetschenien, Ojub Titiew, der nach Protesten aus dem In- und Ausland inzwischen 
unter Auflagen aus der Haft entlassen wurde. Er war wegen (wahrscheinlich fingierten) Drogenbesitzes im März 
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2019 zu einer Haftstrafe von vier Jahren verurteilt worden. Er selbst und Familienangehörige haben nach 
Angaben von Memorial Tschetschenien verlassen (AA 2.2.2021). 

Ein Sicherheitsrisiko für Russland stellt die Rückkehr terroristischer Kämpfer nordkaukasischer Provenienz aus 
Syrien und dem Irak dar. Laut diversen staatlichen und nicht-staatlichen Quellen ist davon auszugehen, dass die 
Präsenz militanter Kämpfer aus Russland in den Krisengebieten Syrien und Irak mehrere Tausend Personen 
umfasste. Gegen IS-Kämpfer, die aus den Krisengebieten im Nahen Osten nach Russland zurückkehren, wird 
gerichtlich vorgegangen. Der Leiter des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB informierte im Dezember 2019, 
dass ca. 5.500 russische Bürger sich im Ausland einer terroristischen Organisation angeschlossen und an 
Kriegshandlungen teilgenommen haben und dass gegenüber 4.000 in Russland eine Strafverfolgung eingeleitet 
wurde. Etwa 3.000 der insgesamt 5.000 Kämpfer stammten aus dem Nordkaukasus. Offiziellen russischen 
Vertretern zufolge kehren angesichts einer drohenden gerichtlichen Verfolgung in Russland nur wenige FTFs 
(foreign terrorist fighters) nach Russland zurück. Frauen und Kinder von FTFs, die keine Verbrechen begangen 
haben, werden von Russland zurückgeholt (v.a. Kinder), diese werden soweit möglich rehabilitiert und 
resozialisiert. Laut einem Bericht des Conflict Analysis & Prevention Center vom März 2020 wurde von den 
Tausenden Kämpfern, die aus dem Nordkaukasus nach Syrien oder in den Irak zogen, der Großteil getötet. In den 
letzten Jahren repatriiert Russland aktiv die Kinder und zum Teil auch die Ehefrauen dieser Kämpfer zurück nach 
Russland. Laut einer Pressemeldung vom August 2020 wurden bisher 122 russische Kinder aus dem Irak und 35 
aus Syrien nach Russland zurückgebracht, die Rückholung weiterer Kinder ist geplant. Der Umgang mit 
Familienangehörigen von (ehemaligen) Kämpfern variiert von Region zu Region. Die Maßnahmen reichen von 
Beobachtung, über soziale Diskriminierung bis zu strafrechtlichen Verurteilungen. In Tschetschenien war es 
weiblichen Rückkehrern gestattet, nach Hause zurückzukehren. In Dagestan wurden Frauen – angesichts aktiver 
weiblicher Beteiligung im Aufstand - als Sicherheitsrisiko wahrgenommen und zu 7 – 7,5 Jahren Haft verurteilt, 
wobei die Haftstrafen aufgrund von Fürsorgepflichten für kleine Kinder aufgeschoben wurden, bis die Kinder 14 
Jahre alt sind. Vor dem Verbot des sogenannten IS war die Rückkehr nach Russland einfacher (auch für Männer) 
und die Konsequenzen milder. Grundsätzlich werden betroffene Familienangehörige als Hochrisikogruppe 
betrachtet und befinden sich unter Aufsicht der Behörden. Formen der Diskriminierung sind etwa Verweigerung 
eines Kindergarten- oder Schulplatzes oder Schwierigkeiten, einen Arbeitsplatz zu finden (ÖB Moskau 6.2021). 

Laut einem Experten für den Kaukasus kehren nur sehr wenige IS-Anhänger nach Russland zurück. Bei einer 
Rückkehr aus Gebieten, die unter Kontrolle des sogenannten IS stehen, werden sie strafrechtlich verfolgt. 
Nachdem der sogenannte IS im Nahen Osten weitgehend bezwungen wurde, besteht die Möglichkeit, dass 
überlebende IS-Kämpfer nordkaukasischer Provenienz abgesehen von einer Rückkehr nach Russland entweder 
in andere Konfliktgebiete weiterziehen oder sich der Diaspora in Drittländern anschließen könnten. Daraus kann 
sich auch ein entsprechendes Sicherheitsrisiko für Länder mit umfangreichen tschetschenischen 
Bevölkerungsanteilen ergeben (ÖB Moskau 6.2021).  

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation,  
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 15.3.2021 

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State of the 
World's Human Rights - Russian Federation, https://www.ecoi.net/de/dokument/1425086.html, Zugriff 
15.3.2021 

 AI – Amnesty International (16.4.2020): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2019),  
https://www.ecoi.net/de/dokument/2038587.html, Zugriff 15.3.2021 

 AI – Amnesty International (7.4.2021): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2020), 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2048614.html, Zugriff 16.2.2022 

 BBC (27.2.2020): Chechen blogger Tumso Abdurakhmanov 'survives hammer attack', 
https://www.bbc.com/news/world-europe-51656571, Zugriff 15.3.2021 



- 41 - 

 CACI – Central Asia-Caucasus Analyst (25.2.2020): Kadyrov Continues to Target Enemies Abroad, 
http://www.cacianalyst.org/publications/analytical-articles/item/13605-kadyrov-continues-to-target-
enemies-abroad.html, Zugriff 15.3.2021 

 Caucasian Knot (28.5.2020): Ramzan Kadyrov offers forgiveness to Ichkeria supporters amid killings in 
Europe, http://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/51025/ , Zugriff 15.3.2021 

 Caucasian Knot (25.1.2017): Кадыров разрешил чеченским силовикам стрелять без 
предупреждения [Kadyrow hat den tschetschenischen Sicherheitskräften erlaubt, ohne Vorwarnung 
zu schießen], zitiert nach: ACCORD (7.7.2017): a-10223, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/1406510.html, Zugriff 15.3.2021 

 Deutschlandfunk.de (11.3.2019): Youtube-Blogger Abdurachmanov droht Abschiebung, 
https://www.deutschlandfunk.de/kadyrow-kritiker-in-polen-youtube-blogger-
abdurachmanov.795.de.html?dram:article_id=442725, Zugriff 15.3.2021 

 DIS – Danish Immigration Service [Dänemark] (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the 
situation of Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; 
Report from the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, 
the Russian Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-mission-
report.pdf, Zugriff 15.3.2021 

 FH – Freedom House (1.2018): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im Jahr 
2017 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/1428824.html, Zugriff 15.3.2021 

 FH – Freedom House (4.2.2019): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2018 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2002603.html, Zugriff 15.3.2021 

 FH – Freedom House (4.3.2020): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2019 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2025879.html, Zugriff 15.3.2021 

 FH – Freedom House (3.3.2021): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2020 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2046536.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/334746/476500_de.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW - Human Rights Watch (18.1.2018): World Report 2018 - Russia, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/1422501.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW – Human Rights Watch (17.1.2019): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2018 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2002220.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW – Human Rights Watch (14.1.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2019 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2022681.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW – Human Rights Watch (13.1.2021): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2020 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2043508.html, Zugriff 15.3.2021 

 HRW – Human Rights Watch (13.1.2022): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2021 – 
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2066475.html, Zugriff 3.2.2022 



- 42 - 

 Kleine Zeitung (3.2.2020): Gewalttat vermutet, Blogger aus Tschetschenien lag tot in Hotelzimmer, 
https://www.kleinezeitung.at/international/5763272/Gewalttat-vermutet_Blogger-aus-
Tschetschenien-lag-tot-in-Hotelzimmer, Zugriff 15.3.2021 

 Kurier.at (23.7.2020): Mord in Gerasdorf: Verwandte des Opfers übernehmen Verantwortung, 
https://kurier.at/chronik/wien/mord-in-gerasdorf-verwandte-des-opfers-uebernehmen-
verantwortung/400979801, Zugriff 15.3.2021 

 Meduza (31.10.2017): Guilty by blood, https://meduza.io/en/feature/2017/10/31/guilty-by-blood, 
Zugriff 15.3.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2020): Asylländerbericht Russische 
Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2046141/RUSS_%C3%96B_Bericht_2020_06.pdf#page=25&zoom=
auto,-259,684, Zugriff 15.3.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 30.9.2021 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (27.2.2020): 'Blood Feud': Chechen Blogger Who Criticized 
Kadyrov Says He Was Attacked Following Official's Threats, https://www.rferl.org/a/chechen-blogger-
who-criticized-kadyrov-says-he-was-attacked-following-chechen-official-s-threats/30458386.html , 
Zugriff 15.3.2021 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (18.5.2016): Fearing Reprisals, Chechnya Whistle-Blower 
Keeps Family's Location Secret, https://www.rferl.org/a/russia-chechnya-whistle-blower-keeps-
location-family-secret/27743431.html, Zugriff 15.3.2021 

 Standard.at (14.12.2014): Tschetschenien: NGO-Büro in Grosny angezündet, 
http://derstandard.at/2000009372041/Tschetschenien-NGO-Buero-in-Grosny-abgefackelt, Zugriff 
15.3.2021 

 Tagesschau.de (28.8.2019): Islamistischer Gefährder oder Patriot?, 
https://www.tagesschau.de/investigativ/berlin-toetung-georgien-103.html, Zugriff 15.3.2021 

 The Telegraph (17.1.2015): Chechen leader targets families as insurgents swear loyalty to leader of 
Islamic State, https://www.telegraph.co.uk/news/worldnews/europe/russia/11352849/Chechen-
leader-targets-families-as-insurgents-swear-loyalty-to-leader-of-Islamic-State.html, Zugriff 15.3.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (3.3.2017): Country Report on Human Rights 
Practices for 2016 – Russia, http://www.ecoi.net/local_link/337201/479965_de.html, Zugriff 15.3.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (20.4.2018): Country Report on Human Rights 
Practices for 2017 – Russia, https://www.ecoi.net/de/dokument/1430116.html, Zugriff 15.3.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (13.3.2019): Jahresbericht zur Menschenrechtslage 
im Jahr 2018 – Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2004290.html, Zugriff 15.3.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (11.3.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtslage 
im Jahr 2019 – Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2026343.html, Zugriff 15.3.2021 

 Zeit.de (5.7.2020): Tschetschene nahe Wien erschossen, https://www.zeit.de/gesellschaft/2020-
07/oesterreich-tschetschenien-mord-dissident-terrorverdacht, Zugriff 15.3.2021 



- 43 - 

 
 
Meinungs- und Pressefreiheit, Internet 

Letzte Änderung: 21.04.2022 

Meinungs- und Pressefreiheit sind zwar verfassungsrechtlich garantiert (AA 2.2.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021), 

die Wahrnehmung ist in der Praxis jedoch durch ein ständig dichter werdendes Netz einschränkender und 

bestrafender Vorschriften begrenzt (AA 2.2.2021). Am 1. April 2020 wurde ein Gesetz aus dem Jahr 2019 

geändert, das 'Falschinformationen' unter Strafe stellt. Die neuen Bestimmungen verbieten es, "wissentlich 

Falschinformationen über Ereignisse zu verbreiten, die eine Gefahr für das Leben und die Sicherheit der 

Bevölkerung darstellen, und/oder über Maßnahmen der Regierung zum Schutz der Bevölkerung". 

Einzelpersonen drohen bis zu fünf Jahre Haft, wenn die Verbreitung der Information zu einer Körperverletzung 

oder zum Tod eines Menschen führt, für Medien sind hohe Geldstrafen vorgesehen. Auf Grundlage dieses 

Gesetzes wurden Hunderte Menschen in Verwaltungsverfahren zu Geldstrafen verurteilt, und gegen mindestens 

37 Personen wurden Strafverfahren eingeleitet. Bei den Betroffenen handelte es sich zumeist um 

zivilgesellschaftliche Aktivisten, Journalisten und Blogger. Gegen mindestens fünf Medienunternehmen wurden 

strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet. Die Zeitung Nowaja Gazeta und ihr Chefredakteur wurden im August 

und im September 2020 wegen Berichten über COVID-19 zu Geldstrafen verurteilt und angewiesen, die 

entsprechenden Artikel im Internet zu löschen (AI 7.4.2021). Ein weiteres Mittel der staatlichen Behörden, gegen 

kritische Stimmen in der Medienlandschaft vorzugehen, ist die 2012 verabschiedete Gesetzgebung zum 

Extremismus (ÖB Moskau 6.2021; vgl. AA 2.2.2021). Sie sollte ursprünglich dabei helfen, rassistische und 

terroristische Straftaten im Land einzudämmen, wird von den Behörden jedoch aufgrund ihrer vagen 

Formulierung häufig überschießend angewendet. Diese Einschränkung der Grundrechte führt zu einem 

schwindenden Raum für eine unabhängige Zivilgesellschaft und ist durch ein hartes Durchgreifen gegen 

unabhängige politische Stimmen gekennzeichnet (ÖB Moskau 6.2021). Auch die 'Bedrohung der nationalen 

Sicherheit' dient regelmäßig als Rechtfertigung für Eingriffe in die Pressefreiheit und andere Grundrechte. Selbst 

ein schlichtes 'liken' oder 'retweeten' eines Beitrags, den die Behörden als 'extremistisch' einstufen, kann zu 

Strafen führen (AA 2.2.2021), darunter z.B. Kommentare über die Illegalität der Annexion der Krim. Mehrere 

Personen, von denen  viele  politisch nicht aktiv waren, wurden unter dieser Anti-Extremismus-Gesetzgebung 

verurteilt (ÖB Moskau 6.2021). Das oben erwähnte Gesetz zur 'Verbreitung von Falschnachrichten' sanktioniert 

die Verbreitung von 'fake news', die eine Gefährdung für Leib und Leben der Bevölkerung darstellen. Es wurden 

zahlreiche Strafen verhängt und der Strafrahmen im März 2020 erhöht (höhere Geldstrafen; bis zu fünf Jahre 

Haft). Im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie wurde diese Gesetzgebung noch ausgedehnt. Seit April 

2020 ist auch die Verbreitung von 'fake news' zur Pandemie strafbar (AA 2.2.2021; vgl. HRW 13.1.2021, FH 

14.10.2020). Nach einer Schätzung haben die Behörden innerhalb von drei Monaten mindestens 170 

Verwaltungs- und 42 Strafverfahren wegen angeblicher Online-Verbreitung von Falschinformationen über Covid-

19 eingeleitet (HRW 13.1.2021). Im Frühjahr 2020 setzte die Regierung auch Überwachungssysteme ein, 

angeblich um das COVID-19-Quarantäneregime durchzusetzen (FH 14.10.2020). 2021 traten neue 

Gesetzesänderungen in Kraft, die die freie Meinungsäußerung weiter einschränken. Eine Änderung könnte es 

den Behörden ermöglichen, ein Verfahren wegen Beleidigung ohne einen Kläger und ein Opfer einzuleiten. Durch 

andere Änderungen wurde die Definition des Straftatbestands der Verleumdung erweitert und eine 

Freiheitsstrafe als mögliche Strafe eingeführt (HRW 13.1.2022). Die staatliche Kontrolle von Internet und sozialen 

Medien wird zunehmend verschärft (AA 2.2.2021; vgl. HRW 13.1.2022, FH 14.10.2020). 

Die russische Medienaufsichtsbehörde Roskomnadsor hat Ende Februar 2022 verboten, in der Berichterstattung 

über den Krieg gegen die Ukraine Begriffe wie „Angriff“, „Invasion“ und „Krieg“ zu nutzen (ZO 26.2.2022). Die 

staatlichen Zensoren bestehen auf dem Euphemismus einer "militärischen Spezialoperation" (BR 8.3.2022). 

Werden die verbotenen Worte dennoch benutzt, drohen den Medien die Liquidierung durch ein Gerichtsurteil 

oder hohe Geldstrafen (Tagesspiegel 3.3.2022). Bei der Verbreitung von "fake news" über die russischen 

Streitkräfte und allen, die öffentlich die Armee "verunglimpfen" drohen bis zu 15 Jahre Haft (BR 8.3.2022). 

Tausende Demonstranten, die sich gegen den Krieg in der Ukraine positionierten, wurden verhaftet, zum Teil nur 
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deshalb, weil sie leere Schilder oder Schilder mit der wortwörtlichen Aufschrift "Zwei Wörter" gehalten haben 

(T-Online 15.3.2022). 

Ein Großteil der staatlichen Fernseh- und Printmedien steht unter staatlicher oder staatsnaher Kontrolle. Die 

wenigen unabhängigen bzw. kritischen Medien (z.B. TV-Sender Doschd, Radiosender Echo Moskwy, Zeitung 

Nowaja Gazeta) werden mit administrativen und finanziellen Mitteln unter Druck gesetzt (ÖB Moskau 6.2021; 

vgl.  GIZ 1.2021a, FH 3.3.2021). Mittlerweile wurden Doschd und Echo Moskwy gesperrt (ZO 1.3.2022), die 

Nowaja Gazeta hat beschlossen bis Kriegsende weder online, noch auf Papier Texte zu veröffentlichen (BR 

28.3.2022). Kritische Journalisten sind in Russland mit Drohungen, physischer Gewalt und Verhaftungen 

konfrontiert (ÖB Moskau 6.2021; vgl. GIZ 1.2021a, FH 3.3.2021). Insbesondere kommt es auch im Nordkaukasus 

mitunter zu physischen Attacken und Verfolgung von Journalisten. Der Großteil dieser Fälle bleibt ungeklärt (ÖB 

Moskau 6.2021). Angriffe, Verhaftungen, Razzien in Büros und Drohungen gegen Journalisten sind weit 

verbreitet, und die Behörden richteten sich 2020 aktiv gegen Journalisten außerhalb Moskaus (FH 3.3.2021). 

Immer wieder gibt es Berichte über Angriffe auf Journalisten oder Todesfälle unter gewaltsamen Umständen. 

Journalisten werden manchmal auch infolge ihrer beruflichen Tätigkeit verhaftet und z.B. wegen angeblicher 

Drogenvergehen oder terrorismusbezogener Anklagen strafrechtlich verfolgt. Gegen die auf Tschetschenien 

spezialisierte Journalistin Jelena Milaschina wurden vonseiten des tschetschenischen Oberhaupts Ramsan 

Kadyrow im April 2020 Morddrohungen ausgesprochen (ÖB Moskau 6.2021). 

Im Herbst 2017 wurde eine gesetzliche Grundlage zur Listung gewisser ausländischer Medien als ausländische 

Agenten geschaffen. Eine im November 2019 beschlossene Gesetzesnovelle ermöglicht es, auch natürliche 

Personen, die Nachrichten von Medien, welche bereits als ausländische Agenten eingetragen sind, verbreiten 

(z.B. Journalisten, Blogger, etc.), als ausländische Agenten zu qualifizieren. Ausländischen Personen bzw. 

Unternehmen ist es nach Änderungen im Gesetz über die Massenmedien seit 2014 verboten, mehr als 20% der 

Anteile an russischen Medien zu halten. Zahlreiche Internetseiten wurden aufgrund des Verdachts 

extremistischer Inhalte ohne vorhergehenden Gerichtsbeschluss von der Medienaufsichtsbehörde 

Roskomnadzor gesperrt (ÖB Moskau 6.2021). Im November 2020 wurde dem Parlament ein neuer 

Gesetzentwurf vorgelegt, der den Behörden die Befugnis geben soll, Webseiten zu blockieren, die russische 

staatliche Medieninhalte zensiert haben. Zu den genannten Webseiten zählen Twitter, Facebook und YouTube 

(HRW 13.1.2021). Dieses Gesetz trat 2021 in Kraft (HRW 13.1.2022). Facebook und Instagram sind mittlerweile 

in Russland gesperrt. Russische Behörden haben die Facebook-Mutter Meta als „extremistische Organisation“ 

bezeichnet, nachdem diese in neuen Richtlinien Drohungen gegen Präsident Putin und Russland unter 

bestimmten Umständen zugelassen hat (Standard.at 15.3.2022). Auch verschlüsselte E-Mail-Dienste wurden 

blockiert (FH 14.10.2020). 2021 trat ein weiteres Gesetz in Kraft, das Strafen für Hersteller vorsieht, die auf den 

in Russland verkauften Geräten keine bestimmte russische Software vorinstallieren. Auch verpflichten neue 

Bestimmungen beliebte ausländische Webseiten und Apps, Vertretungen in Russland zu eröffnen. Zu den 

Sanktionen bei Nichteinhaltung der Vorschriften gehören Geldstrafen, Werbeverbote und Sperrungen. Die 

Behörden verhängen weiterhin hohe Geldstrafen gegen Social-Media-Plattformen wegen Nichteinhaltung der 

Vorschriften. Auch verlangten die russischen Behörden 2021, dass YouTube Kanäle sperrt, die mit Nawalny-

Gruppen verbunden sind, die als 'extremistisch' eingestuft wurden. Im August 2021 forderten sie Apple und 

Google auf, Nawalnys App aus ihren Stores zu entfernen. Die Unternehmen kamen der Aufforderung schließlich 

nach, aber Google stellte die App im Oktober wieder ein (HRW 13.1.2022). 

Im Jänner 2019 trat eine Gesetzesänderung in Kraft, mit welcher der Paragraf 282 des Strafgesetzbuches über 

die Erregung von Hass aufgrund der Rasse, Religion oder anderer Merkmale (Volksverhetzung) abgeschwächt 

wurde. Nur wenn jemand innerhalb eines Jahres mehrmals 'extremistischen Inhalt' veröffentlicht oder verbreitet 

hat, kann ein Strafverfahren eröffnet werden. Passiert das zum ersten Mal, drohen statt mehrjähriger 

Gefängnisstrafen lediglich Bußgelder oder Arrest. Im Mai 2020 wurde eine neue Strategie zur 

Extremismusbekämpfung bis 2025 unterzeichnet. Darin wird Extremismus als eine der Hauptgefahren für die 

verfassungsmäßige Ordnung des Staates bezeichnet. Als Gefährdung der Stabilität der russischen Gesellschaft 

wird auch die Tätigkeit einzelner ausländischer NGOs im Zusammenhang mit der Verbreitung extremistischer 

Ideologien bezeichnet (ÖB Moskau 6.2021). Die Gesetze zu 'ausländischen Agenten' und 'unerwünschten 
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Organisationen' wurden dazu genutzt, unabhängige NGOs zu verleumden, ihnen die Finanzmittel zu entziehen 

und ihre Mitglieder streng zu bestrafen. Nach weiteren drakonischen Gesetzesänderungen, die im Dezember 

2020 in Kraft traten, können jetzt auch Mitarbeiter von NGOs, nicht registrierte Gruppen und Einzelpersonen als 

'ausländische Agenten' eingestuft werden (AI 7.4.2021).  

In den Internetmedien, die weiterhin beträchtliche Wachstumsraten aufweisen, hat sich eine erhebliche 

Dynamik entfaltet. 78% der erwachsenen russischen Bevölkerung nutzt das Internet. Die IT-Versorgung des 

Landes ist eine der Prioritäten der Regierung. Dennoch bleibt es vorerst ein großstädtisches Phänomen. Der 

Einfluss der Internetmedien und der Blogger-Szene (wie z.B. Projekt Snob, Alexej Nawalny), als Ventil für 

unabhängige und kritische Meinungsäußerungen, wächst (GIZ 1.2021a). Die Medienbehörde Roskomnadsor 

stellte ihre Bemühungen zur Schließung des verschlüsselten Nachrichtendienstes Telegram ein und hob das zwei 

Jahre alte Verbot der Plattform im Juni 2020 auf. Die Aufhebung des Verbotes hängt mit der Zusammenarbeit 

des Unternehmens in Terrorismusfällen zusammen (FH 3.3.2021). 

In einem weltweiten Ranking zur Pressefreiheit 2020 nimmt die Russische Föderation derzeit den 149. Platz von 

180 Ländern und Territorien ein (RoG 2020). Reporter ohne Grenzen veröffentlichte seine Liste der 20 

schlimmsten 'digitalen Raubtiere' der Pressefreiheit im Jahr 2020 - 'Unternehmen und Regierungsbehörden, die 

digitale Technologie einsetzen, um Journalisten auszuspionieren und zu belästigen und damit unsere Fähigkeit 

zu gefährden, Nachrichten und Informationen zu erhalten'. Russland findet sich auf dieser Liste (RoG 12.3.2020). 
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Zugriff 20.4.2022 

 FH - Freedom House (3.3.2021): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2020 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2046536.html, Zugriff 24.3.2021 
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Relevante Bevölkerungssgruppen 

Kinder: 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Russland hat die UN-Kinderrechtskonvention im Jahr 1990 ratifiziert und deren erstes Zusatzprotokoll gezeichnet 
(2001) (AA 21.5.2021; vgl. UNTC 25.10.2021). 2014 verabschiedete die russische Regierung die Grundlagen der 
staatlichen Jugendpolitik der Russischen Föderation für den Zeitraum bis 2025. Die Föderale Agentur für 
Jugendangelegenheiten (Rosmolodesch) ist seit 2018 direkt der Regierung unterstellt und besitzt einen 
Jahresetat von ca. 8 Milliarden Rubel [ca. 8 Mio. Euro] (FES 2020).  

Landesweit existiert kein Gesetz zu Kindesmissbrauch, aber Mord, Vergewaltigung sowie Körperverletzung sind 
gesetzlich strafbar. Verboten sind kommerzielle sexuelle Ausbeutung, Kinderprostitution sowie die Herstellung 
und Verbreitung von Kinderpornografie. Gesetzlich verboten ist der Besitz von Kinderpornografie nur dann, wenn 
eine Absicht der Verbreitung besteht. Die Gesetze werden von Behörden im Allgemeinen umgesetzt. Einige 
Kinder sind gewerblicher sexueller Ausbeutung ausgesetzt (US DOS 30.3.2021). Gemäß Berichten kommt es vor, 
dass russische Kinder, darunter obdachlose, Opfer von Sexhandel in Russland und in anderen Ländern werden. 
Auch kommt es vor, dass Minderjährige in staatlichen Waisenheimen von Menschenhändlern in folgende 
Bereiche gelockt werden: Zwangsbettelei, Zwangskriminalität, Kinderpornografie, Sexhandel sowie Verwendung 
Minderjähriger durch bewaffnete Gruppierungen im Nahen Osten (US DOS 1.7.2021). Gewalt gegen Kinder ist 
weit verbreitet (US DOS 30.3.2021). Körperliche Züchtigung von Kindern zu Hause ist gesetzlich zugelassen. 
Körperliche Züchtigung von Kindern in Schulen und als Disziplinarmaßnahme in Strafanstalten ist nicht 
ausdrücklich verboten. Ungesetzlich ist körperliche Züchtigung als Strafmaßnahme im Zusammenhang mit 
Straftaten (GI 7.2020). Es gibt in Russland gesellschaftliche Organisationen und Privatinitiativen zur 
Unterstützung und Betreuung von Opfern häuslicher Gewalt. Das Zentrum ANNA etwa koordiniert ein 
informelles Netzwerk von Organisationen zur Verhinderung von Gewalt gegen Frauen und Kinder (ÖB Moskau 
6.2021; vgl. AC o.D.). Es gibt kein System zur Prävention gegen häusliche Gewalt und nur sehr wenige 
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Einrichtungen, wo Frauen mit Kindern vorübergehend Zuflucht suchen können (AA 21.5.2021; vgl. Humanium 
o.D.). Die Notwendigkeit der Eindämmung von Kinderprostitution, Kinderhandel, Kinderpornografie und Gewalt 
gegen Kinder wird in der Öffentlichkeit zunehmend thematisiert (AA 21.5.2021). 

Die medizinische Versorgung für Kinder ist sehr angespannt. Es fehlen unter anderem Physiotherapeuten und 
Psychologen (AA 21.5.2021). Die Sterblichkeitsrate bei Kindern unter fünf Jahren beträgt 5,8 pro 1.000 
Lebendgeburten (UNICEF o.D.; vgl. WHI o.D.).   

Das gesetzliche Mindestalter für Eheschließungen beträgt für Männer und Frauen 18 Jahre. Unter bestimmten 
Umständen können lokale Behörden Eheschließungen ab einem Alter von 16 Jahren bewilligen. Mehrere 
Regionen erlauben Eheschließungen ab einem Alter von 14 Jahren, wenn beispielsweise eine Schwangerschaft 
vorliegt oder ein Kind geboren wurde (US DOS 30.3.2021).  

Bildung ist kostenlos. Es herrscht Schulpflicht bis zur 11. Schulstufe. Dennoch verweigern Regionalbehörden 
häufig den Schulbesuch für Kinder von Personen, welche keine örtliche Wohnsitzregistrierung aufweisen 
(darunter Roma). Roma-Kinder werden in Schulen, deren Qualitätsstandards niedrig sind, abgesondert. HIV-
infizierte Kinder sind Diskriminierung im Bildungsbereich ausgesetzt (US DOS 30.3.2021). Der Zugang zu 
(inklusiver) Bildung gestaltet sich - trotz bestehender gesetzlicher Regelungen - für viele beeinträchtigte Kinder 
schwierig. Diesbezüglich fehlt beispielsweise ausgebildetes Personal an den Schulen (US DOS 30.3.2021; vgl. 
Humanium o.D.). Seit 2019 läuft das sogenannte Nationale Projekt Bildung, welchem 784,5 Milliarden Rubel [ca. 
9,7 Milliarden Euro] zur Verfügung stehen, um Schulen zu sanieren und zu modernisieren, Lehrpläne zu 
aktualisieren, Fachpersonal zu schulen und die Schulverwaltung umzustrukturieren und fortzubilden (Russland-
Analysen 21.2.2020b).  

Gesetzlich ist Kindern unter 16 Jahren eine Arbeitsaufnahme in den meisten Fällen verwehrt. Die 
Arbeitsbedingungen für Kinder unter 18 Jahren sind gesetzlich geregelt. 14-Jährige dürfen unter bestimmten 
Bedingungen und mit Erlaubnis der Eltern oder des Vormunds einer Arbeit nachgehen. Eine solche Arbeit darf 
der Gesundheit bzw. dem Wohlergehen des Kindes nicht schaden. Kindern unter 18 Jahren ist eine berufliche 
Beschäftigung in bestimmten Bereichen nicht gestattet, z.B. Arbeiten unter Tag und Sektoren, welche die 
moralische und gesundheitliche Entwicklung von Kindern gefährden. Gesetzliche Vorgaben werden von der 
Regierung effektiv umgesetzt, obwohl das Strafausmaß zu milde ist. Kinderarbeit kommt selten vor (US DOS 
30.3.2021). 

Es gibt staatliche Einrichtungen für Kinder mit Beeinträchtigungen, innerhalb derer sie leben können und 
kostenlose medizinische Behandlung erhalten (ÖB Moskau 6.2021). Es existieren Berichte über 
Vernachlässigung, körperlichen, sexuellen und psychologischen Missbrauch von Kindern, welche in staatlichen 
Institutionen untergebracht sind. Besonders vulnerabel sind Kinder mit Beeinträchtigungen (US DOS 30.3.2021). 
Beeinträchtigte Kinder erfahren keine Gleichberechtigung, und es existieren zu wenige 
Unterbringungsmöglichkeiten und Infrastruktur (Humanium o.D.).  

2009 wurde das Amt eines Kinderrechtsbeauftragten geschaffen (KRB o.D.a). Kinderrechtsbeauftragte werden 
vom Staatspräsidenten für eine Amtsperiode von fünf Jahren ernannt. Der Staatspräsident ist berechtigt, 
Kinderrechtsbeauftragte vorzeitig ihres Amts zu entheben. Zu den Aufgaben von Kinderrechtsbeauftragten, 
welche dem Staatspräsidenten gegenüber rechenschaftspflichtig sind, zählt beispielsweise die Bearbeitung von 
Beschwerden (KRB 27.12.2018). Die Kinderrechtsbeauftragte hat ab Dezember 2020 jährlich einen 
Tätigkeitsbericht und Bericht über die Lage der Kinder in allen Regionen vorzulegen (AA 21.5.2021; vgl. KRB 
27.12.2018).   

Gemäß dem von der NGO Humanium erstellten Index bestehen in Russland wahrnehmbare Probleme bei der 
Realisierung von Kinderrechten (orange Stufe bzw. 7,84 von 10 maximal erreichbaren Punkten) (Humanium o.D.). 

Nordkaukasus: 

Gemäß dem russischen Ministerpräsidenten ist die Kindersterblichkeit im Nordkaukasus um 29% höher als im 
russischen Durchschnitt (ÖB Moskau 6.2021; vgl. Government.ru 15.6.2021), und es gibt nicht genügend Schulen 
(Government.ru 15.6.2021). Im Nordkaukasus sind mancherorts Mädchen Zwangs- bzw. Kinderheiraten 
ausgesetzt (US DOS 30.3.2021). Regionen in Russland haben eigene Kinderrechtsbeauftragte. Seit 2014 wird 
dieses Amt in Tschetschenien von Chirachmatow Chamsat Asurin-Basiriewitsch bekleidet (KRB o.D.b). Die 
derzeitige Kinderrechtsbeauftragte für Dagestan ist Eschowa Marina Jurewna (KRB o.D.c.). 

[Anmerkung der Staatendokumentation:] Weitere Informationen zum Thema Minderjährige sind folgenden 
Kapiteln zu entnehmen: Relevante Bevölkerungsgruppen/Scheidung und Obsorge, 
Grundversorgung/Sozialbeihilfen und Rückkehr/Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge. 
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 US DOS – United States Department of State [USA] (1.7.2021): 2021 Trafficking in Persons Report: 
Russia, https://www.ecoi.net/de/dokument/2055127.html, Zugriff 25.10.2021  

 US DOS – United States Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights 
Practices: Russia, https://www.ecoi.net/de/dokument/2048103.html, Zugriff 22.10.2021 

 WHI – Welthunger-Index (o.D.): Russische Föderation, https://www.globalhunge  
rindex.org/de/russia.html, Zugriff 25.10.2021  

Bewegungsfreiheit 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

In der Russischen Föderation herrscht laut Gesetz Bewegungsfreiheit sowohl innerhalb des Landes als auch bei 

Auslandsreisen, ebenso bei Emigration und Repatriierung (US DOS 11.3.2020). In einigen Fällen schränkten die 

Behörden diese Rechte jedoch ein. Die meisten Russen können jederzeit ins Ausland reisen, aber ca. vier 

Millionen Mitarbeiter des Militär- und Sicherheitsdiensts wurden nach den im Jahr 2014 erlassenen Regeln vom 

Auslandsreiseverkehr ausgeschlossen (US DOS 11.3.2020; vgl. FH 3.3.2021). 

Tschetschenen steht, genauso wie allen russischen Staatsbürgern [auch Inguschen, Dagestanern etc.], das in der 

Verfassung verankerte Recht auf freie Wahl des Wohnsitzes und auf Aufenthalt in der Russischen Föderation zu 

(AA 2.2.2021; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Mit dem Föderationsgesetz von 1993 wurde ein Registrierungssystem 

geschaffen, nach dem Bürger den örtlichen Stellen des Innenministeriums ihren gegenwärtigen Aufenthaltsort 

[temporäre Registrierung] und ihren Wohnsitz [permanente Registrierung] melden müssen. Voraussetzung für 

eine Registrierung ist die Vorlage des Inlandspasses. Wer über Immobilienbesitz verfügt, bleibt dort ständig 

registriert, mit Eintragung im Inlandspass. Wer zur Miete wohnt, benötigt eine Bescheinigung seines Vermieters 

und wird damit vorläufig registriert. In diesen Fällen erfolgt keine Eintragung in den Inlandspass (AA 2.2.2021). 

Einige regionale Behörden schränken die Registrierung vor allem von ethnischen Minderheiten und Migranten 

aus dem Kaukasus und Zentralasien ein [bez. Registrierung vgl. Kapitel Meldewesen] (FH 3.3.2021). 

Personen aus dem Nordkaukasus können grundsätzlich problemlos in andere Teile der Russischen Föderation 

reisen. Die tschetschenische Diaspora in allen russischen Großstädten ist stark angewachsen; 200.000 

Tschetschenen sollen allein in Moskau leben. Sie treffen allerdings immer noch auf anti-kaukasische 

Einstellungen (AA 2.2.2021; vgl. ADC Memorial, CrimeaSOS, Sova Center for Information and Analysis, FIDH 

2017). 

Bei der Einreise werden die international üblichen Pass- und Zollkontrollen durchgeführt. Personen ohne 

reguläre Ausweisdokumente wird in aller Regel die Einreise verweigert. Russische Staatsangehörige können 

grundsätzlich nicht ohne Vorlage eines russischen Reisepasses, Inlandspasses (wie Personalausweis) oder 

anerkannten Passersatzdokuments wieder in die Russische Föderation einreisen. Russische Staatsangehörige, 

die kein gültiges Personaldokument vorweisen können, müssen eine Verwaltungsstrafe zahlen, erhalten ein 

vorläufiges Personaldokument und müssen bei dem für sie zuständigen Meldeamt die Ausstellung eines neuen 

Inlandspasses beantragen (AA 2.2.2021). Personen, die innerhalb des Landes reisen, müssen ihren 

Inlandsreisepass mit sich führen (US DOS 11.3.2020; vgl. FH 3.3.2021). Der Inlandspass ermöglicht auch die 

Abholung der Pension vom Postamt, die Arbeitsaufnahme und die Eröffnung eines Bankkontos (AA 21.5.2018; 

vgl. FH 3.3.2021). 

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
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asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (13.2.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1458482/4598_1551701623_auswaertiges-amt-bericht-ueber-die-
asyl-und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-russischen-foederation-stand-dezember-2018-13-02-
2019.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 ADC Memorial, CrimeaSOS, SOVA Center for Information and Analysis, FIDH (International Federation 
for Human Rights) (2017): Racism, Discrimination and Fight Against Extremism in Contemporary Russia 
and its Controlled Territories. Alternative Report on the Implementation of the UN Convention on the 
Elimination of All Forms of Racial Discrimination by the Russian Federation, 
https://www.fidh.org/IMG/pdf/cerdengen.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 FH – Freedom House (3.3.2021): Jahresbericht zu politischen Rechten und bürgerlichen Freiheiten im 
Jahr 2020 - Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2046536.html, Zugriff 6.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 1.10.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (11.3.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtslage 
im Jahr 2020 – Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2026343.html, Zugriff 6.4.2021 

Meldewesen 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Laut Gesetz müssen sich Bürger der Russischen Föderation an ihrem permanenten und temporären Wohnort 

registrieren (EASO 8.2018; vgl. AA 2.2.2021, US DOS 11.3.2020). Die Registrierung ist nichts anderes als eine 

Benachrichtigung für die Behörde, wo eine Person wohnt, und funktioniert relativ problemlos (DIS 1.2015; vgl. 

EASO 8.2018). Die Registrierung des Wohnsitzes erfolgt entweder in einer lokalen Niederlassung des 

Innenministeriums (MVD), über das Onlineportal für öffentliche Dienstleistungen Gosuslugi oder per E-Mail (nur 

für die temporäre Registrierung). Man kann neben einer permanenten Registrierung auch eine temporäre 

Registrierung haben, z.B. in einem Hotel, in einer medizinischen Einrichtung, in einem Gefängnis, in einer 

Wohnung, etc. Natürlich gibt es auch die Möglichkeit, den Hauptwohnsitz zu ändern. Hierzu muss man die 

permanente Registrierung innerhalb von sieben Tagen ändern. Um sich zu registrieren, braucht man einen Pass, 

einen Antrag auf Registrierung und ein Dokument, das zeigt, dass man berechtigt ist, sich an einer bestimmten 

Adresse zu registrieren, wie z.B. einen Mietvertrag. Die permanente Registrierung wird mittels eines Stempels 

im Inlandspass vermerkt. Die Beendigung einer permanenten Registrierung muss von der jeweiligen Person 

veranlasst werden. Dies muss aber nicht bei den Behörden an der alten Adresse geschehen, sondern kann von 

der neuen Adresse aus beantragt werden. Auch die Beendigung einer Registrierung wird mittels eines Stempels 

im Inlandspass vermerkt (EASO 8.2018). 

Wenn eine Person vorübergehend an einer anderen Adresse als dem Hauptwohnsitz (permanente Registrierung) 

wohnt, muss eine temporäre Registrierung vorgenommen werden, wenn der Aufenthalt länger als 90 Tage 

dauert. Die Registrierung einer temporären Adresse beeinflusst die permanente Registrierung nicht. Für die 

temporäre Registrierung braucht man einen Pass, einen Antrag auf temporäre Registrierung und ein Dokument, 

das zeigt, dass man zur Registrierung berechtigt ist. Nach der Registrierung bekommt man ein Dokument, das 

die temporäre Registrierung bestätigt. Die temporäre Registrierung endet automatisch mit dem Datum, das man 

bei der Registrierung angegeben hat. Eine temporäre Registrierung in Hotels, auf Camping-Plätzen und in 

medizinischen Einrichtungen endet automatisch, wenn die Person die Einrichtung verlässt. Wenn eine Person 
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früher als geplant den temporären Wohnsitz verlässt, sollten die Behörden darüber in Kenntnis gesetzt werden 

(EASO 8.2018). 

Eine Registrierung ist für einen legalen Aufenthalt in der Russischen Föderation unabdingbar. Diese ermöglicht 

außerdem den Zugang zu Sozialhilfe (Arbeitslosengeld, Pension, etc.) und staatlich geförderten Wohnungen, zum 

kostenlosen Gesundheitssystem sowie zum legalen Arbeitsmarkt (BAA 12.2011; vgl. ÖB Moskau 6.2021).  

Es kann für alle Bürger der Russischen Föderation zu Problemen beim Registrierungsprozess kommen. Es ist 

möglich, dass Migranten aus dem Kaukasus zusätzlich kontrolliert werden (ADC Memorial, CrimeaSOS, Sova 

Center for Information and Analysis, FIDH 2017). In der Regel ist die Registrierung aber auch für Tschetschenen 

kein Problem, auch wenn es möglicherweise zu Diskriminierung oder korruptem Verhalten seitens der Beamten 

kommen kann. Im Endeffekt bekommen sie die Registrierung (DIS 1.2015; vgl. EASO 8.2018). 
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_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 ADC Memorial, CrimeaSOS, SOVA Center for Information and Analysis, FIDH (International Federation 
for Human Rights) (2017): Racism, Discrimination and Fight Against Extremism in Contemporary Russia 
and its Controlled Territories. Alternative Report on the Implementation of the UN Convention on the 
Elimination of All Forms of Racial Discrimination by the Russian Federation, 
https://www.fidh.org/IMG/pdf/cerdengen.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 BAA Staatendokumentation [Österreich] (12.2011): Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation. 
Bericht zum Forschungsaufenthalt Russische Föderation – Republik Tschetschenien 

 DIS – Danish Immigration Service [Dänemark] (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the 
situation of Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; 
Report from the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, 
the Russian Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1215362/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-
mission-report.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 EASO – European Asylum Support Office [EU] (8.2018): Country of Origin Information Report Russian 
Federation. The situation for Chechens in Russia, 
https://coi.easo.europa.eu/administration/easo/Plib/Chechens_in_RF.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 1.10.2021 

 US DOS – United States Department of State [USA] (11.3.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtslage 
im Jahr 2019 – Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2026343.html, Zugriff 6.4.2021 

Tschetschenen innerhalb der Russischen Föderation und Westeuropas 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Die Bevölkerung in Tschetschenien ist inzwischen laut offiziellen Zahlen auf 1,5 Millionen angewachsen. Gemäß 

Aussagen des Republiksoberhaupts Kadyrow sollen rund 600.000 Tschetschenen außerhalb der Region leben, 

die eine Hälfte davon in Russland, die andere Hälfte im Ausland. Was die Anzahl von Tschetschenen in anderen 

russischen Landesteilen anbelangt, ist es aufgrund der öffentlichen Datenlage schwierig, verlässliche Aussagen 
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zu treffen (ÖB Moskau 6.2021). Zwischen 2008 und 2015 haben laut offiziellen Zahlen 150.000 Tschetschenen 

die Republik verlassen. Sie zogen sowohl in andere Regionen in der Russischen Föderation als auch ins Ausland. 

Als Gründe für die Abwanderung werden ökonomische, menschenrechtliche und gesundheitliche Gründe 

genannt. In Tschetschenien arbeiten viele Personen im informellen Sektor und gehen daher zum Arbeiten in 

andere Regionen, um Geld nach Hause schicken zu können. Tschetschenen leben überall in der Russischen 

Föderation (EASO 8.2018). Laut der letzten Volkszählung von 2010 leben die meisten Tschetschenen außerhalb 

Tschetscheniens, z.B. in Moskau (über 14.000 Personen), in Inguschetien (knapp 19.000 Personen), in der Region 

Rostow (über 11.000 Personen), in der Region Stawropol (knapp 12.000 Personen), in Dagestan (über 93.000 

Personen), in der Region Wolgograd (knapp 10.000 Personen) und in der Region Astrachan (über 7.000 Personen) 

(EASO 8.2018; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Die Zahlen sind aber nicht sehr verlässlich, da bei der Volkszählung ein 

großer Teil der Bevölkerung die ethnische Zugehörigkeit nicht angab. Beispielsweise soll die tschetschenische 

Bevölkerung in der Region Wolgograd um das doppelte höher sein, als die offiziellen Zahlen belegen. Viele 

Tschetschenen leben dort seit 30 Jahren und sind in unterschiedlichsten Bereichen tätig. In St. Petersburg 

beispielsweise sollen laut Volkszählung knapp 1.500 Tschetschenen leben, aber allein während des zweiten 

Tschetschenienkrieges (1999-2009) kamen 10.000 Tschetschenen aufgrund des Mangels an Arbeitsplätzen in 

Tschetschenien in die Stadt, um in St. Petersburg zu leben und zu arbeiten. Die soziale Zusammensetzung der 

tschetschenischen Bevölkerung dort ist unterschiedlich, aber die meisten sprechen ihre Landessprache und 

halten die nationalen Traditionen hoch. Tschetschenen in St. Petersburg sehen sich selbst nicht unbedingt als 

eine engmaschige Diaspora. Sie werden eher durch kulturelle Aktivitäten, die beispielsweise durch die offizielle 

Vertretung der tschetschenischen Republik oder den sogenannten „Wajnach-Kongress“ (eine Organisation, die 

oft auch als 'tschetschenische Diaspora' bezeichnet wird) veranstaltet werden, zusammengebracht. Auch in 

Moskau ist die Anzahl der Tschetschenen um einiges höher, als die offiziellen Zahlen zeigen. Gründe hierfür sind, 

dass viele Tschetschenen nicht an Volkszählungen teilnehmen wollen, oder auch, dass viele Tschetschenen zwar 

in Moskau leben, aber in Tschetschenien ihren Hauptwohnsitz registriert haben [vgl. hierzu Kapitel 

Bewegungsfreiheit, bzw. Meldewesen] (EASO 8.2018). In vielen Regionen gibt es offizielle Vertretungen der 

tschetschenischen Republik, die kulturelle und sprachliche Programme organisieren und auch die Rechte von 

einzelnen Personen schützen (Telegraph 24.2.2016; vgl. EASO 8.2018). Diese kleinen Büros versuchen auch, den 

Handel zwischen den Regionen zu fördern. In ganz Russland gibt es ein Netz von 50 dieser offiziellen 

Vertretungen der tschetschenischen Republik. Obwohl es den Büros prinzipiell möglich wäre, Informationen zu 

einer bestimmten Person nach Grosny weiterzuleiten, können diese Vertretungen nicht als Knotenpunkt für das 

Sammeln von Informationen angesehen werden. Sie tätigen auch sonst keine weiteren, direkteren Aktionen. 

Obwohl die tschetschenischen Gemeinden in Russland Kadyrow teilweise behilflich bei der Ausübung von Druck 

auf hochrangige/bekannte Kritiker sind, scheint es keine Beweise zu geben, dass sie Informationen weitergeben 

(Galeotti 2019). 

Laut einer Analyse der Jamestown Foundation soll die tschetschenische Diaspora in Europa rund 150.000 

Personen umfassen, die tschetschenische Diaspora in Österreich zählt rund 35.000 Personen. Das 

tschetschenische Republiksoberhaupt hat verlautbart, die Bande zu den tschetschenischen Gemeinschaften 

außerhalb der Teilrepublik aufrechterhalten zu wollen, wobei unabhängigen Medien zufolge auch 

Familienmitglieder in Tschetschenien für als ungebührlich empfundenes Verhalten Angehöriger im Ausland 

gemaßregelt bzw. unter Druck gesetzt werden. Abgesehen davon sind auch vereinzelte Fälle gezielter Tötungen 

politischer Gegner im Ausland bekannt geworden. Insgesamt schwanken die mitunter ambivalenten Aussagen 

von Kadyrow zur Migration nach Westeuropa zwischen Toleranz und Kritik. Aus menschenrechtlicher Perspektive 

herrscht die Einschätzung vor, dass tatsächlich Verfolgte sowohl im Inland als auch im Ausland in Einzelfällen 

einer konkreten Gefährdung ausgesetzt sein können (ÖB Moskau 6.2021). Viele Personen innerhalb der Elite, 

einschließlich der meisten Leiter des Sicherheitsapparates, misstrauen und verachten Kadyrow (Al Jazeera 

28.11.2017). Trotz der Rhetorik des tschetschenischen Oberhauptes gelten dessen Möglichkeiten zur 

Machtentfaltung außerhalb der Grenzen der Teilrepublik als beschränkt, und zwar nicht nur formell im Lichte der 

geltenden russischen Rechtsordnung, sondern auch faktisch durch die offenkundige Konkurrenz zu den föderalen 

Sicherheitskräften. Allein daraus ist zu folgern, dass die umfangreiche tschetschenische Diaspora innerhalb 

Russlands nicht unter der unmittelbaren Kontrolle von Kadyrow steht. Wie konkrete Einzelfälle aus der 
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Vergangenheit zeigen, können kriminelle Akte gegen Regimegegner im In- und Ausland allerdings nicht 

ausgeschlossen werden. Prominente Beispiele  sind die Brüder Yamadayev, von denen einer in Moskau  (2008)  

und ein anderer in Dubai  (2009) getötet wurde, während ein dritter sich mit Kadyrow ausgesöhnt haben soll, 

oder Umar Israilow, welcher 2009 in Wien ermordet wurde.  Rezente Beispiele  aus dem Jahr 2020 sind der Mord 

an Mamikhan Umarov alias Martin Beck (Anzor aus Wien), der Mord an Zelimkhan Khangoshvili in Berlin, der 

Mord an Imran Aliyev in Lille/Frankreich und  der Angriff auf Tumso Abdurakhmanov in Gävle/Schweden (ÖB 

Moskau 6.2021) [vgl. dazu Kapitel Dschihadistische Kämpfer und ihre Unterstützer, Kämpfer des ersten und 

zweiten Tschetschenien-Krieges, Kritiker allgemein].  

Grundsätzlich können Tschetschenen an einen anderen Ort in der Russischen Föderation außerhalb 

Tschetscheniens flüchten und dort leben. Dies gilt für alle Einwohner des Nordkaukasus. Wird jemand allerdings 

offiziell von der Polizei gesucht, so ist es für die Behörden möglich, diesen aufzufinden und zurück in den 

Nordkaukasus zu bringen. Dies gilt nach Einschätzung von Experten aber auch für Flüchtlinge in Europa, der 

Türkei und so weiter, falls das Interesse an der Person groß genug ist (ÖB Moskau 6.2021). Die regionalen 

Strafverfolgungsbehörden können Menschen auf der Grundlage von in ihrer Heimatregion erlassenen 

Rechtsakten auch in anderen Gebieten der Russischen Föderation in Gewahrsam nehmen und in ihre 

Heimatregion verbringen. Sofern keine Strafanzeige vorliegt, kann versucht werden, Untergetauchte durch eine 

Vermisstenanzeige ausfindig zu machen (AA 2.2.2021). Es kann sein, dass die tschetschenischen Behörden nicht 

auf diese offiziellen Wege zurückgreifen, da diese häufig lang dauern und so ein Fall auch schlüssig begründet 

sein muss (DIS 1.2015). Trotz der Rolle nationaler Datenbanken und Registrierungsgesetze, die eine 

Rückverfolgung von Personen ermöglichen, besteht für betroffene Personen ein gewisser Spielraum, Anonymität 

und Sicherheit in Russland zu finden, allerdings abhängig von den spezifischen Umständen. Die russischen 

Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sind im Allgemeinen oft nicht bereit, als tschetschenische 

Vollstrecker aufzutreten, da sie oft skeptisch gegenüber Forderungen aus Grosny sind. Die föderalen 

Sicherheitsbehörden machen einen deutlichen Unterschied zwischen der Behandlung von Personen, die wegen 

Verbrechen in Tschetschenien gerichtlich verurteilt wurden, und von jenen, welchen nur vorgeworfen wird, 

Verbrechen begangen zu haben. Insofern ist es eher unwahrscheinlich, dass ein Tschetschene, der von 

Tschetschenien aus verfolgt wird, anderswo in Russland aktiv misshandelt wird, wenn nicht bereits ein 

Gerichtsurteil ergangen ist oder andere Behörden - im Wesentlichen der Inlandsgeheimdienst FSB, 

Generalstaatsanwaltschaft, Untersuchungskommission - davon überzeugt sind, dass ein substanzielles 

politisches Fehlverhalten oder ein Fall von organisierter Kriminalität vorliegt (Galeotti 2019). Kritiker, die 

Tschetschenien aus Sorge um ihre Sicherheit verlassen mussten, fühlen sich aber häufig auch in russischen 

Großstädten vor Ramsan Kadyrow nicht sicher (AA 2.2.2021), da bewaffnete Kräfte, die Kadyrow zuzurechnen 

sind, auch in Moskau präsent sind (AA 2.2.2021; vgl. EASO 8.2018, New York Times 17.8.2017). Wie viele 

bewaffnete tschetschenische Kräfte es in Moskau gibt, ist schwer zu sagen. Jedenfalls ist immer wieder die Rede 

davon, dass Kadyrow tausend, wenn nicht sogar Tausende Loyalisten aufbringen kann, die fähig und bereit sind, 

gegen das Gesetz zu handeln. Dies scheint jedoch höchst fragwürdig. Es gibt auch weniger als hundert Beamte, 

die offiziell bei den tschetschenischen Sicherheitskräften akkreditiert sind und berechtigt sind, in Moskau zu 

operieren (Galeotti 2019). 

Relative Anonymität und Sicherheit bieten russische Städte, die groß genug sind, um als Neuankömmling nicht 

aufzufallen, und die weniger stark polizeilich überwacht sind als beispielsweise Moskau und St. Petersburg. 

Moskau und St. Petersburg sind insofern 'gefährlicher', als sie tendenziell dichter kontrolliert werden, ihre 

Kommunikationsinfrastruktur moderner ist und die Behörden wachsamer sind. Viel schwieriger ist es, sich in 

Moskau versteckt zu halten, da hier zum Beispiel viele Dokumentenkontrollen durchgeführt werden, 

routinemäßig bei Benutzung der U-Bahn die Registrierungen von Mobiltelefonen überprüft und neue 

Gesichtserkennungssysteme erprobt werden, die mit Straßenkameras verbunden sind. In geringerem Maße gilt 

vieles davon auch für St. Petersburg (Galeotti 2019). 
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- 54 - 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 Al Jazeera (28.11.2017): Is Chechnya's Kadyrov really 'dreaming' of quitting?, 
https://www.aljazeera.com/opinions/2017/11/28/is-chechnyas-kadyrov-really-dreaming-of-quitting, 
Zugriff 6.4.2021 

 EASO – European Asylum Support Office [EU] (8.2018): Country of Origin Information Report Russian 
Federation. The situation for Chechens in Russia, 
https://coi.easo.europa.eu/administration/easo/Plib/Chechens_in_RF.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 Galeotti, Mark (2019): License to kill? The risk to Chechens inside Russia, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2012286/Galeotti-Mayak-RUF-2019-06-License+to+Kill+-
+Chechens+in+the+RF+2019.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 DIS – Danish Immigration Service [Dänemark] (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the 
situation of Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; 
Report from the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, 
the Russian Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1215362/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-
mission-report.pdf, Zugriff 6.4.2021 

 New York Times (17.8.2017): Is Chechnya Taking Over Russia?, 
https://www.nytimes.com/2017/08/17/opinion/chechnya-ramzan-kadyrov-russia.html?ref=opinion, 
Zugriff 6.4.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 1.10.2021 

 Telegraph (24.2.2016): Ramzan Kadyrov: Putin's 'sniper' in Chechnya, 
http://s.telegraph.co.uk/graphics/projects/Putin-Ramzan-Kadyrov-Boris-Nemtsov-Chechnya-
opposition-Kremlin/index.html, Zugriff 6.4.2021 

Grundversorgung 

Letzte Änderung: 10.06.2021 

2019 betrug die Zahl der Erwerbstätigen in Russland ca. 73 Millionen, somit ungefähr 62% der 

Gesamtbevölkerung. Der Frauenanteil an der erwerbstätigen Bevölkerung beträgt knapp 49% (WKO 4.2021). Die 

Arbeitslosigkeit befindet sich im Landesdurchschnitt auf einem moderaten Niveau (GIZ 1.2021b) und wird für das 

Jahr 2021 auf 5,2% prognostiziert (Statista 19.10.2020). Sie kann regional jedoch stark abweichen. Russische 

Staatsbürger haben überall im Land Zugang zum Arbeitsmarkt (IOM 2019). Das BIP lag 2020 bei ca. 1.474 

Milliarden US-Dollar. Dies entspricht einem Rückgang um ca. 3%(WKO 4.2021).  

Russland ist einer der größten Rohstoffproduzenten der Welt und verfügt mit einem Viertel der weltweiten 

Gasreserven (25,2%), circa 6,3% der weltweiten Ölreserven und den zweitgrößten Kohlereserven (19%) über 

bedeutende Ressourcen. Die mangelnde Diversifizierung der russischen Wirtschaft führt jedoch zu einer 

überproportional hohen Abhängigkeit der Wirtschaftsentwicklung von den Einnahmen aus dem Verkauf von Öl 

und Gas. Rohstoffe stehen für ca. 70% der Exporte und finanzieren zu rund 50% den Staatshaushalt. Die 

Staatsverschuldung in Russland ist mit rund 10% des BIP weiterhin vergleichsweise moderat. Sowohl hohe Gold- 

und Währungsreserven als auch die beiden durch Rohstoffeinnahmen gespeisten staatlichen Reservefonds 
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stellen eine Absicherung des Landes dar. Strukturdefizite, Finanzierungsprobleme und Handelseinschränkungen 

durch Sanktionen seitens der USA, Kanadas, Japans und der EU bremsten das Wirtschaftswachstum. 

Insbesondere die rückläufigen Investitionen und die Fokussierung staatlicher Finanzhilfen auf prioritäre Bereiche 

verstärken diesen Trend. Das komplizierte geopolitische Umfeld und die Neuausrichtung der Industrieförderung 

führen dazu, dass Projekte vorerst verschoben werden. Wirtschaftlich nähert sich Russland China an. Im Index of 

Economic Freedom nimmt Russland 2020 den 94. Platz [2019 Platz 98] unter 180 Ländern ein. Das schlechte 

Investitionsklima schlägt sich in einer niedrigen Rate ausländischer Investitionen nieder. Bürokratie, Korruption 

und Rechtsunsicherheit bremsen die wirtschaftliche Entwicklung aus. Seit Anfang 2014 hat die Landeswährung 

mehr als ein Drittel ihres Wertes im Vergleich zum Euro verloren, was unter anderem an den westlichen 

Sanktionen wegen der Ukraine-Krise und dem fallenden Ölpreis liegt. Durch den Währungsverfall sind die Preise 

für Verbraucher erheblich gestiegen. Die Erhöhung des allgemeinen Satzes der Mehrwertsteuer von 18% auf 20% 

am Jahresanfang 2019 belastete die Verbrauchernachfrage. Das Wirtschaftsministerium prognostiziert für das 

Wirtschaftswachstum 2021 nur ein Plus von 2,8%. Langfristig befürchten Ökonomen und Behörden ein Erlahmen 

der Konjunktur, wenn strukturelle Reformen ausbleiben. Diese seien wegen des Rückgangs der erwerbstätigen 

Bevölkerung und der starken Abhängigkeit Russlands vom Öl- und Gasexport erforderlich (GIZ 1.2021b). 

Die primäre Versorgungsquelle der Russen bleibt ihr Einkommen. Staatliche Hilfe können Menschen mit 

Beeinträchtigungen, Senioren und Kinder unter drei Jahren erwarten. Fast 14% der russischen Bevölkerung leben 

unterhalb der absoluten Armutsgrenze, die dem per Verordnung bestimmten monatlichen Existenzminimum von 

derzeit 12.130 Rubel [ca. 134 €] entspricht. Die russische Akademie der Wissenschaften veranschlagt das 

tatsächliche erforderliche Existenzminimum dagegen bei 33.000 Rubel [ca. 366 €]. Vollbeschäftigte erhalten den 

Mindestlohn (derzeit 12.130 Rubel [ca. 134 €]), der jährlich zum 1.1. auf die Höhe des Existenzminimums im 2. 

Quartal des Vorjahres angehoben wird. Für Einkommen unter dem Existenzminimum besteht die Möglichkeit 

der Aufstockung bis zur Höhe des Existenzminimums. Trotz der wiederholten Anhebungen der durchschnittlichen 

Bruttolöhne sind die real zur Verfügung stehenden Einkommen seit sechs Jahren rückläufig. 

Expertenschätzungen zufolge gibt es derzeit mindestens 25 Mio. illegal Beschäftigte. Die Verarmungsentwicklung 

ist vorwiegend durch niedrige Löhne verursacht, die insbesondere eine Folge der auf die Schonung der 

öffentlichen Haushalte zielenden Lohnpolitik sind (zwei Drittel aller Einkommen werden von staatlichen 

Unternehmen oder vom Staat bezahlt, der die Löhne niedrig hält). Ein weiteres Spezifikum der russischen 

Lohnpolitik ist der durchschnittliche Lohnverlust von 15 - 20% für abhängig Beschäftigte ab dem 45. Lebensjahr. 

Sie gelten in den Augen der Arbeitgeber aufgrund fehlender Fortbildungen als unqualifiziert und werden bei den 

Sonderzahlungen und Lohnanpassungen nicht berücksichtigt. Dieser Effekt wird durch eine hohe 

Arbeitslosenquote (21,6%) bei den über 50-Jährigen verstärkt. Auch Migranten verdienen oft nur den 

Mindestlohn (AA 2.2.2021). 

Als besonders armutsgefährdet gelten Familien mit Kindern, vor allem Großfamilien, Alleinerziehende, 

Pensionisten und Menschen mit Beeinträchtigungen. Weiters gibt es regionale Unterschiede. In den 

wirtschaftlichen Zentren, wie beispielsweise Moskau oder St. Petersburg, ist die offizielle Armutsquote nur halb 

so hoch wie im Landesdurchschnitt (knapp 14%), wohingegen beispielsweise in Regionen des Nordkaukasus jeder 

fünfte mit weniger als dem Existenzminimum auskommen muss. Auch ist prinzipiell die Armutsgefährdung am 

Land höher als in den Städten. Die soziale Absicherung ist über Pensionen, monatliche Geldleistungen für 

bestimmte Personengruppen (beispielsweise Kriegsveteranen, Menschen mit Beeinträchtigungen, Veteranen 

der Arbeit) und Mutterschaftsbeihilfen organisiert [bitte vergleichen Sie hierzu Kapitel Sozialbeihilfen] (Russland 

Analysen 21.2.2020a). 

Die EU hat die Verlängerung der wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland wegen des andauernden Ukraine-

Konfliktes bis Ende Juli 2021 beschlossen (Presse.com 10.12.2020). 

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_



- 56 - 

asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 24.2.2021 

 GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH [Deutschland] (1.2021b): 
Russland, Wirtschaft und Entwicklung, https://www.liportal.de/russland/wirtschaft-entwicklung/, 
Zugriff 18.2.2021 

 IOM – International Organisation for Migration (2019): Länderinformationsblatt Russische Föderation, 
https://milo.bamf.de/milop/cs.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698619/18364377/Russland_
%2D_Country_Fact_Sheet_2019%2C_deutsch.pdf?nodeid=21860150&vernum=-2, Zugriff 18.2.2021 

 Presse.com (10.12.2020): EU verlängerte Wirtschaftssanktionen gegen Russland, 
https://www.diepresse.com/5909916/eu-verlangerte-wirtschaftssanktionen-gegen-russland, Zugriff 
18.2.2021 

 Russland Analysen/ Brand, Martin (21.2.2020a): Armutsbekämpfung in Russland, in: Russland 
Analysen Nr. 382, https://www.laender-analysen.de/russland-
analysen/382/RusslandAnalysen382.pdf, Zugriff 4.2.2020 

 Statista (19.10.2020): Russland: Arbeitslosenquote von 1992 bis 2019 und Prognosen bis 2025, 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/17339/umfrage/arbeitslosenquote-in-russland/, Zugriff 
21.4.2021 

 WKO – Wirtschaftskammer Österreich [Österreich] (4.2021): Länderprofil Russland, 
https://wko.at/statistik/laenderprofile/lp-
russland.pdf?_gl=1*2opol5*_ga*MTMwODMzNzE3OC4xNjE4OTg5NzU3*_ga_4YHGVSN5S4*MTYxODk
4OTc1Ni4xLjEuMTYxODk4OTc1OS41Nw.., Zugriff 21.4.2021 

Nordkaukasus 

Letzte Änderung: 02.03.2022 

Die nordkaukasischen Republiken stechen unter den Föderationssubjekten Russlands durch einen 

überdurchschnittlichen Grad der Verarmung und der Abhängigkeit vom föderalen Haushalt hervor. Die Haushalte 

Dagestans, Inguschetiens und Tschetscheniens werden zu über 80% von Moskau finanziert (GIZ 1.2021a). Die 

Arbeitslosigkeit im Nordkaukasus ist laut Experten unter den höchsten in Russland. Bei einer Sitzung zur 

Entwicklung des Nordkaukasus im Juni 2021 bezeichnete Ministerpräsident Mischustin die Situation als nicht 

einfach (ÖB Moskau 6.2021). Trotzdem ist zu sagen, dass sich die materiellen Lebensumstände für die Mehrheit 

der tschetschenischen Bevölkerung seit dem Ende des Tschetschenienkrieges dank großer Zuschüsse aus dem 

russischen föderalen Budget deutlich verbessert haben (AA 2.2.2021). 

Der monatliche Durchschnittslohn lag in Tschetschenien im September 2021 bei 24.876 Rubel [ca. 292 Euro], 

landesweit bei 44.919 Rubel [ca. 526 Euro] (Rosstat o.D.). Die durchschnittliche Pensionshöhe lag in 

Tschetschenien im Oktober 2021 bei 13.845 Rubel [ca. 162 Euro] (Chechenstat 2022), landesweit bei 15.801 

Rubel [ca. 185 Euro] (Rosstat 1.12.2021). Die durchschnittliche Höhe des Existenzminimums für das Jahr 2022 

beträgt in Tschetschenien für die erwerbsfähige Bevölkerung 13.241 Rubel [ca. 154 Euro], für Pensionisten 

10.447 Rubel [ca. 121 Euro] und für Kinder 11.784 Rubel [ca. 137 Euro] (Chechenstat 2022). Landesweit liegt das 

durchschnittliche Existenzminimum für das Jahr 2022 für die erwerbsfähige Bevölkerung bei 13.793 Rubel [ca. 

161 Euro], für Pensionisten bei 10.882 Rubel [ca. 127 Euro] und für Kinder bei 12.274 Rubel [ca. 143 Euro] (RIA 

Nowosti 21.11.2021; vgl. Gosudarstvennaja Duma 2022). Der Mindestlohn beträgt im Jahr 2022 13.890 Rubel 

[ca. 163 Euro] pro Monat (Gosudarstvennaja Duma 2022). 
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Sozialbeihilfen 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Die Russische Föderation hat ein reguläres Sozialversicherungs-, Wohlfahrts- und Pensionssystem. Dieses bietet 

bedürftigen Personen Hilfe an (IOM 2020). Das soziale Sicherungssystem wird von vier Institutionen getragen: 

dem Pensionsfonds, dem Sozialversicherungsfonds, dem Fonds für obligatorische Krankenversicherung und dem 

staatlichen Beschäftigungsfonds. Aus dem 1992 gegründeten Pensionsfonds werden Arbeitsunfähigkeits- und 

Alterspensionen gezahlt. Das Pensionsalter beträgt 60 Jahre bei Männern und 55 Jahre bei Frauen. Da dieses 

Modell aktuell die Pensionen nicht vollständig finanzieren kann, steigen die Zuschüsse des staatlichen 

Pensionsfonds an. Eine erneute Pensionsreform wurde seit 2012 immer wieder diskutiert. Die Regierung hat am 

14.6.2018 einen Gesetzentwurf ins Parlament eingebracht, womit das Pensionseintrittsalter für Frauen bis zum 

Jahr 2034 schrittweise auf 63 Jahre und für Männer auf 65 angehoben werden soll. Die Pläne der Regierung 

stießen auf Protest: Mehr als 2,5 Millionen Menschen unterzeichneten eine Petition dagegen, in zahlreichen 

Städten fanden Demonstrationen gegen die geplante Pensionsreform statt. Präsident Putin reagierte auf die 

Proteste und gab eine Abschwächung der Reform bekannt. Das Pensionseintrittsalter für Frauen erhöht sich um 

fünf anstatt acht Jahre; Frauen mit drei oder mehr Kindern dürfen außerdem früher in Pension gehen (GIZ 

1.2021c).  

Der Sozialversicherungsfonds finanziert das Mutterschaftsgeld (bis zu 18 Wochen), Kinder- und Krankengeld. Das 

Krankenversicherungssystem umfasst eine garantierte staatliche Minimalversorgung, eine Pflichtversicherung 
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und eine freiwillige Zusatzversicherung. Vom staatlichen Beschäftigungsfonds wird das Arbeitslosengeld 

(maximal ein Jahr lang) ausgezahlt. Alle Sozialleistungen liegen auf einem niedrigen Niveau (GIZ 1.2021c). 

Vor allem auch zur Förderung einer stabileren demografischen Entwicklung gibt es ein umfangreiches Programm 

zur Unterstützung von Familien, vor allem mit Kindern unter drei Jahren: z.B. eine Aufstockung des 

Existenzminimums ab 2020 bis auf das Zweifache, das sogenannte Mutterschaftskapital in Form einer 

bargeldlosen, zweckgebundenen Leistung sowie besondere Leistungen zur Corona-Krise wie etwa eine einmalige 

Auszahlung an Kinder im Alter von drei bis 16 Jahre in Höhe von 10.000 Rubel [ca. 111 €], monatliche 

Auszahlungen an Kinder bis drei Jahre in Höhe von 5.000 Rubel [ca. 55 €] (dreimal für April, Mai und Juni 

ausgezahlt), monatliche Auszahlungen in Höhe von 3.000 Rubel [ca. 33 €] an Kinder bis 18 Jahre, deren Eltern 

offiziell als arbeitslos gemeldet sind (AA 2.2.2021). 

Personen im Pensionsalter mit mindestens fünfjährigen Versicherungszahlungen haben das Recht auf eine 

Alterspension. Rückkehrende müssen für mindestens 10 Jahre Pensionsversicherungsbeiträge eingezahlt haben. 

Begünstigte müssen sich bei der lokalen Pensionskasse melden und erhalten dort, nach einer ersten Beratung, 

weitere Informationen zu den Verfahrensschritten. Informationen zu den erforderlichen Dokumenten erhält 

man ebenfalls bei der ersten Beratung. Eine finanzielle Beteiligung ist nicht notwendig. Leistungen hängen von 

der spezifischen Situation der Personen ab (IOM 2020). Seit dem Jahr 2010 werden Pensionen, die geringer als 

das Existenzminimum für Pensionisten sind, aufgestockt – insofern sind sie vor existenzieller Armut geschützt 

(Russland Analysen 21.2.2020a). Die Pensionen der nicht arbeitenden Pensionisten werden seit 2019 vor der 

jährlichen Indexierung auf die Höhe des Existenzminimums angehoben. Zum 1. Jänner 2020 lag die 

Durchschnittspension in Russland bei 14.904 Rubel [ca. 165 €] (AA 2.2.2021). 

Zum Kreis der schutzbedürftigen Personen zählen Familien mit mehr als drei Kindern, Menschen mit 

Beeinträchtigungen sowie ältere Menschen (IOM 2020). Das von EASO betriebene europäische Projekt MedCOI 

erwähnt weitere Kategorien von Bürgern, welchen unterschiedliche Arten von sozialer Unterstützung gewährt 

werden: 

 Kinder (unterschiedliche Zuschüsse und Beihilfen für Familien mit Kindern); 

 Großfamilien (Ausstellung einer Großfamilienkarte, unterschiedliche Zuschüsse und Beihilfen, 
Rückerstattung von Nebenkosten [Wasser, Gas, Elektrizität, etc.]); 

 Familien mit geringem Einkommen; 

 Studierende, Arbeitslose, Pensionisten, Angestellte spezialisierter Institutionen und Jungfamilien (BDA 
31.3.2015). 2018 profitierten von diesen Leistungen für bestimmte Kategorien von Bürgern auf 
föderaler Ebene 15,2 Millionen Menschen. In den Regionen könnte die Zahl noch höher liegen, da die 
Föderationssubjekte für den größten Teil der monatlichen Geldleistungen aufkommen (Russland 
Analysen 21.2.2020a).  

Familienbeihilfe 

Monatliche Zahlungen im Falle von einem Kind liegen bei 3.142 Rubel (ca. 43 €). Beim zweiten Kind sowie bei 

weiteren Kindern liegt der Betrag bei 6.284 Rubel (ca. 86 €). Der maximale Betrag liegt bei 26.152 Rubel (ca. 358 

€) (IOM 2020). Seit 2018 gibt es für einkommensschwache Familien für Kleinkinder (bis 1,5 Jahre) monetäre 

Unterstützung in Höhe des regionalen Existenzminimums (Russland Analysen 21.2.2020a). 

Mutterschaft 

Mutterschaftsurlaub kann für bis zu 140 Tage bei vollem Gehaltsbezug beantragt werden (70 Tage vor der 

Geburt, 70 Tage danach). Im Falle von Mehrlingsgeburten kann der Urlaub auf 194 Tage erhöht werden. Das 

Minimum der Mutterschaftshilfe liegt bei 100% des gesetzlichen Mindestlohns - bis zu einem Maximum im 

Vergleich zu einem 40-Stunden-Vollzeitjob. Der Mindestbetrag der Mutterschutzhilfe liegt bei 9.489 Rubel (ca. 

130 €) und der Maximalbetrag bei 61.327 Rubel (ca. 840 €) (IOM 2020). Weiters gibt es landesweite 

Pauschalzahlungen für die Geburt und die medizinische Registrierung vor der 12. Schwangerschaftswoche und 

seit 2020 Lohnersatzzahlungen von 40% in den ersten drei Jahren der Elternzeit. Mütter haben auch Anspruch 

auf zwei zusätzliche bezahlte Urlaubstage bis zum 14. Lebensjahr des Kindes. Bezüglich Betreuungseinrichtungen 
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von Kindern ist zu sagen, dass die Gebühren dafür niedrig sind und hohe Vergünstigungen bei zunehmender 

Kinderanzahl bieten. Obwohl das Angebot von Betreuungseinrichtungen regional variiert, gibt es im Allgemeinen 

ein breites Versorgungsnetz (Russland Analysen 21.2.2020b). 

Mutterschaftskapital 

Zu den wichtigen sozialen Unterstützungsleistungen zählt das Mutterschaftskapital (ÖB Moskau 6.2021). Dieses 

Programm wurde 2007 aufgelegt und wird russlandweit umgesetzt. Der Umfang der Leistungen ist beträchtlich 

(RBTH 22.4.2017). Es wurde eingeführt, um Eltern finanziell zu unterstützen und dadurch die Geburtenrate in 

Russland zu erhöhen. Die Einmalzahlung wird Familien (grundsätzlich der Mutter) für jedes (seit 2020 auch das 

erste) zur Welt gebrachte oder adoptierte Kind gewährt (2021: 483.881,83 Rubel (über 5.000 Euro) für das erste 

Kind, 639.431,83 Rubel (ca. 7.000 Euro) für das zweite und jedes weitere Kind) (ÖB Moskau 6.2021). Man 

bekommt das Geld allerdings erst drei Jahre nach der Geburt ausgezahlt, und die Zuwendungen sind an 

bestimmte Zwecke gebunden. So etwa kann man von den Geldern Hypothekendarlehen tilgen, weil dies zur 

Verbesserung der Wohnsituation beiträgt. In einigen Regionen darf der gesamte Umfang des Mutterkapitals bis 

zu 70% der Wohnkosten decken. Aufgestockt werden die Leistungen durch Beihilfen in den Regionen (RBTH 

22.4.2017; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Die Höhe des Mutterschaftskapitals entspricht etwa einem 

durchschnittlichen Jahresgehalt, und bisher profitierten über fünf Millionen Familien davon. Das 

Mutterschaftskapital soll laut Putin bis Ende 2026 fortgeführt werden (Russland Analysen 21.2.2020a). Das 

Mutterschaftskapital muss nicht versteuert werden und ist status- und einkommensunabhängig (Russland 

Analysen 21.2.2020b). 

Behinderung 

Arbeitnehmer mit einem Invalidenstatus haben das Recht auf eine Invaliditätspension. Dies gilt unabhängig von 

der Ursache der Behinderung. Die Invaliditätspension wird für die Dauer der Behinderung gewährt oder bis zum 

Erreichen des normalen Pensionsalters (IOM 2020). Zum 1. Jänner 2020 lag die Durchschnittspension 

beeinträchtigter Menschen bei 9.823 Rubel [ca. 109 €]. Menschen mit Beeinträchtigungen können eine Pension 

in Höhe von bis zu 14.093 Rubel [ca. 156 €] monatlich erhalten (AA 2.2.2021). Die Höhe der monatlichen 

Invaliditätspension ist abhängig vom Invaliditätsgrad. Es gibt staatliche Einrichtungen für ältere und behinderte 

Menschen (Erwachsene und Kinder), innerhalb derer sie leben können und kostenlose medizinische Behandlung 

erhalten. Die staatlichen Sozialzentren und Unterkünfte des Ministeriums für Arbeit und Sozialen Schutz gibt es 

für Erwachsene und für Kinder (ÖB Moskau 6.2021). 

Arbeitslosenunterstützung 

Personen können sich bei den Arbeitsagenturen der Föderalen Behörde für Arbeit und Beschäftigung (Rostrud) 

arbeitslos melden und Arbeitslosenhilfe beantragen. Daraufhin bietet die Arbeitsagentur innerhalb von zehn 

Tagen einen Arbeitsplatz an. Sollte dies nicht möglich sein, wird der Person ein Arbeitlosenstatus zuerkannt. Mit 

diesem erhält die Person monatlich eine Unterstützung. Arbeitsämter gibt es überall im Land. Arbeitslosengeld 

wird auf Grundlage des durchschnittlichen Gehalts des letzten Beschäftigungsverhältnisses kalkuliert (IOM 2020). 

Die Mindestarbeitslosenunterstützung pro Monat beträgt 1.500 Rubel (ca. 21 €) und die Maximalunterstützung 

11.280 Rubel (ca. 141 €) (IOM 2020; vgl. ÖB Moskau 6.2020). Gelder werden monatlich ausgezahlt. Die 

Voraussetzung ist jedoch die notwendige Neubewertung (normalerweise zwei Mal im Monat) der Bedingungen 

durch die Arbeitsagenturen. Außerdem darf die Person nicht in eine andere Region ziehen. Sollte die Person 

Fortbildungen zur Selbstständigkeit besuchen oder eine Rente beziehen, ist die Person von diesen Vorteilen 

ausgeschlossen. Arbeitssuchende, die sich bei der Föderalen Behörde für Arbeit und Beschäftigung registriert 

haben, haben das Recht, an kostenlosen Fortbildungen teilzunehmen und so ihre Qualifikationen zu verbessern. 

Ebenfalls bieten private Schulen, Trainingszentren und Institute Schulungen an. Diese sind jedoch nicht kostenlos 

(IOM 2020). 

Wohnmöglichkeiten und Sozialwohnungen 

Ein weiteres Problem stellt die Versorgung mit angemessenem Wohnraum dar. Eigentums- oder angemessene 

Mietwohnungen sind für große Teile der Bevölkerung unbezahlbar (AA 2.2.2021). Personen ohne Unterkunft 
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oder mit einer unzumutbaren Unterkunft und sehr geringem Einkommen können kostenfreie Wohnungen 

beantragen. Dennoch ist dabei mit Wartezeiten von einigen Jahren zu rechnen. Informationen über die 

jeweiligen Kategorien zur Qualifizierung für eine kostenlose Unterkunft sowie die dazu notwendigen Dokumente 

erhält man bei den kommunalen Stadtverwaltungen. Es gibt in der Russischen Föderation keine Zuschüsse für 

Wohnungen. Einige Banken bieten jedoch für einen Wohnungskauf niedrige Kredite an. Junge Familien mit vielen 

Kindern können staatliche Zuschüsse (Mutterschaftszulagen) für wohnungswirtschaftliche Zwecke beantragen. 

Die Wohnungskosten sind regionenabhängig. Die durchschnittlichen monatlichen Nebenkosten liegen derzeit 

bei ca 3.200 Rubel (ca. 44 €) (IOM 2020). 
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%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 24.2.2021 
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Medizinische Versorgung 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Das Recht auf kostenlose medizinische Grundversorgung für alle Bürger der Russischen Föderation ist in der 

Verfassung verankert (GIZ 1.2021c; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Voraussetzung ist lediglich eine Registrierung des 

Wohnsitzes im Land [bitte vergleichen Sie hierzu die Kapitel zu Bewegungsfreiheit, insbesondere Meldewesen]. 

Am Meldeamt nur temporär registrierte Personen haben Zugang zu medizinischer Notversorgung, während eine 

permanente Registrierung stationäre medizinische Versorgung ermöglicht. Laut Gesetz hat jeder Mensch 

Anrecht auf kostenlose medizinische Hilfestellung in dem gemäß dem 'Programm der Staatsgarantien für 

kostenlose medizinische Hilfestellung' garantierten Umfang (ÖB Moskau 6.2021). Das Gesundheitswesen wird 
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im Rahmen der 'Nationalen Projekte', die aus Rohstoffeinnahmen finanziert werden, modernisiert. So wurden 

landesweit sieben föderale Zentren mit medizinischer Spitzentechnologie und zwölf Perinatalzentren errichtet, 

Transport und Versorgung von Unfallopfern verbessert sowie Präventions- und Unterstützungsprogramme für 

Mütter und Kinder entwickelt. Schrittweise werden die Gehälter für das medizinische Personal angehoben sowie 

staatliche Mittel in die Modernisierung bestehender Kliniken investiert. Seit 2002 ist die Lebenserwartung in 

Russland stetig gestiegen (GIZ 1.2021c). 

Medizinische Versorgung wird von staatlichen und privaten Einrichtungen zur Verfügung gestellt. Staatsbürger 

haben im Rahmen der staatlich finanzierten, obligatorischen Krankenversicherung (OMS) Zugang zu einer 

kostenlosen medizinischen Versorgung (IOM 2020; vgl. ÖB Moskau 6.2021). Alle russischen Staatsbürger, egal 

ob sie einer Arbeit nachgehen oder nicht, sind von der Pflichtversicherung erfasst (ÖB Moskau 6.2021). Dies gilt 

somit auch für Rückkehrer, daher kann jeder russische Staatsbürger bei Vorlage eines Passes oder einer 

Geburtsurkunde (für Kinder bis 14) eine OMS-Karte erhalten. Diese muss bei der nächstliegenden 

Krankenversicherung eingereicht werden (IOM 2020). An staatlichen wie auch an privaten Kliniken sind 

medizinische Dienstleistungen verfügbar, für die man direkt bezahlen kann (im Rahmen der freiwilligen 

Krankenversicherung – Voluntary Medical Insurance DMS) (IOM 2020). Durch die Zusatzversicherung sind einige 

gebührenpflichtige Leistungen in einigen staatlichen Krankenhäusern abgedeckt. Für Leistungen privater 

Krankenhäuser müssen die Kosten selbst getragen werden (ÖB Moskau 6.2021). 

Die kostenfreie Versorgung umfasst Notfallbehandlung, Vorsorge, Diagnose undambulante sowie stationäre 

Behandlung und teilweise kostenlose Medikamente. Behandlungen innerhalb der OMS sind kostenlos. Für die 

zahlungspflichtigen Dienstleistungen gibt es Preislisten auf den jeweiligen Webseiten der öffentlichen und 

privaten Kliniken (IOM 2020; vgl. ÖB Moskau 6.2021), die zum Teil auch mit OMS abrechnen (GTAI 27.11.2018). 

Immer mehr russische Staatsbürger wenden sich an Privatkliniken (GTAI 27.11.2018; vgl. Ostexperte 22.9.2017). 

Das noch aus der Sowjetzeit stammende Gesundheitssystem bleibt ineffektiv. Trotz der schrittweisen Anhebung 

der Honorare sind die Einkommen der Ärzte und des medizinischen Personals noch immer niedrig (GIZ 1.2021c). 

Dies hat zu einem System der faktischen Zuzahlung durch die Patienten geführt, obwohl ärztliche Behandlung 

eigentlich kostenfrei ist (GIZ 1.2021c; vgl. AA 2.2.2021). Kostenpflichtig sind einerseits Sonderleistungen 

(Einzelzimmer u.Ä.), andererseits jene medizinischen Leistungen, die auf Wunsch des Patienten durchgeführt 

werden (z.B. zusätzliche Untersuchungen, die laut behandelndem Arzt nicht indiziert sind) (ÖB Moskau 6.2021).  

Personen haben das Recht auf freie Wahl der medizinischen Einrichtung und des Arztes, allerdings mit 

Einschränkungen. Für einfache medizinische Hilfe, die in der Regel in Polikliniken geleistet wird, haben Personen 

das Recht, die medizinische Einrichtung nicht öfter als einmal pro Jahr, unter anderem nach dem territorialen 

Prinzip (d.h. am Wohn-, Arbeits- oder Ausbildungsort), zu wechseln. Davon ausgenommen ist ein Wechsel im 

Falle einer Änderung des Wohn- oder Aufenthaltsortes. Dies bedeutet aber auch, dass die Inanspruchnahme 

einer medizinischen Standardleistung (gilt nicht für Notfälle) in einem anderen als dem 'zuständigen' 

Krankenhaus, bzw. bei einem anderen als dem 'zuständigen' Arzt, kostenpflichtig ist. In der ausgewählten 

Einrichtung können Personen ihren Allgemein- bzw. Kinderarzt nicht öfter als einmal pro Jahr wechseln. Falls 

eine geplante spezialisierte medizinische Behandlung im Krankenhaus nötig wird, erfolgt die Auswahl der 

medizinischen Einrichtung durch den Patienten gemäß der Empfehlung des betreuenden Arztes oder 

selbstständig, falls mehrere medizinische Einrichtungen zur Auswahl stehen. Abgesehen von den oben 

stehenden Ausnahmen sind Selbstbehalte nicht vorgesehen (ÖB Moskau 6.2021).  

Die Versorgung mit Medikamenten ist grundsätzlich bei stationärer Behandlung sowie bei Notfallbehandlungen 

kostenlos. Es wird aber berichtet, dass in der Praxis die Bezahlung von Schmiergeld zur Durchführung 

medizinischer Untersuchungen und Behandlungen teilweise erwartet wird (ÖB Moskau 6.2021). Bestimmte 

Medikamente werden kostenfrei zur Verfügung gestellt, z.B. Medikamente gegen Krebs und Diabetes (DIS 

1.2015). Auch Leistungen, die vom Staat für eine bestimmte Personengruppe, wie z.B. Personen mit 

Beeinträchtigungen, bestimmt wurden, sind gedeckt. Eine kostenfreie 24-Stunden-Versorgung steht allen 

Patienten im OMS-System zu (IOM 2020). Weiters wird berichtet, dass die Qualität der medizinischen Versorgung 

hinsichtlich der zur Verfügung stehenden Ausstattung von Krankenhäusern und der Qualifizierung der Ärzte 

landesweit variieren kann. Der Staat hat viele Finanzierungspflichten auf die Regionen abgewälzt, die in manchen 



- 62 - 

Fällen nicht ausreichend Budget haben, weshalb die Zustände in manchen Krankenhäusern schlecht sind, 

medizinische Ausrüstungen veraltet und die Ärzte überlastet und unterbezahlt. Probleme gibt es deshalb 

mitunter bei der Diagnose und Behandlung von Patienten mit besonders seltenen Krankheiten in der Russischen 

Föderation, da meist die finanziellen Mittel für die teuren Medikamente und Behandlungen in den Regionen 

nicht ausreichen (ÖB Moskau 6.2021). Das Wissen und die technischen Möglichkeiten für anspruchsvollere 

Behandlungen sind meistens nur in den Großstädten vorhanden. Die Wege zu einer medizinischen Einrichtung 

auf dem Land können mehrere Hundert Kilometer betragen. Hauptprobleme stellen jedoch die strukturelle 

Unterfinanzierung des Gesundheitssystems und die damit verbundenen schlechten Arbeitsbedingungen dar. Sie 

führen zu einem großen Mangel an Ärzten und Pflegekräften. Die vom Staat vorgegebenen Wartezeiten auf eine 

Behandlung werden um das Mehrfache überschritten und können sogar mehrere Monate betragen. In vielen 

Regionen wie bspw. Tschetschenien wurden moderne Krankenhäuser und Behandlungszentren aufgebaut. Ihr 

Betrieb ist jedoch aufgrund des Mangels an qualifiziertem Personal oft erschwert (AA 2.2.2021).  

Durch jüngste Reformen und Gesetze erfolgte eine Minderung der Dominanz staatlicher Anbieter sozialer 

Dienstleistungen. Die Anzahl nicht-staatlicher Träger, wie z.B. NGOs, nimmt tendenziell zu, wobei in den 

einzelnen Regionen unterschiedliche Entwicklungen zu verzeichnen sind. So werden in einigen Regionen 

Sozialleistungen fast ausschließlich von staatlichen Trägern übernommen, in anderen agieren vermehrt auch 

nicht-staatliche Einrichtungen in diesem Bereich (ÖB Moskau 6.2021). 

Aufgrund der Bewegungsfreiheit im Land ist es für alle Bürger der Russischen Föderation möglich, bei 

Krankheiten, die in einzelnen Teilrepubliken nicht behandelbar sind, zur Behandlung in andere Teile der 

Russischen Föderation zu reisen (vorübergehende Registrierung) (vgl. dazu die Kapitel Bewegungsfreiheit und 

Meldewesen) (DIS 1.2015). 

Staatenlose, die dauerhaft in Russland leben, sind bezüglich ihres Rechts auf medizinische Hilfe russischen 

Staatsbürgern gleichgestellt. Bei Anmeldung in der Klinik muss die Krankenversicherungskarte (oder die Polizze) 

vorgelegt werden, womit der Zugang zur medizinischen Versorgung im Gebiet der Russischen Föderation 

gewährleistet ist (ÖB Moskau 6.2021). 
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privatkliniken/, Zugriff 17.2.2021 

Tschetschenien 

Letzte Änderung: 10.06.2021 

Wie jedes Subjekt der Russischen Föderation hat auch Tschetschenien eine eigene öffentliche 

Gesundheitsverwaltung, die die regionalen Gesundheitseinrichtungen wie z.B. regionale Spitäler (spezialisierte 

und zentrale), Tageseinrichtungen, diagnostische Zentren und spezialisierte Notfalleinrichtungen leitet. Das 

Krankenversicherungssystem wird vom territorialen verpflichtenden Gesundheitsfonds geführt. Schon 2013 

wurde eine dreistufige Roadmap eingeführt, mit dem Ziel, die Verfügbarkeit und Qualität des tschetschenischen 

Gesundheitssystems zu erhöhen. In der ersten Stufe wird die primäre Gesundheitsversorgung, inklusive Notfall- 

und spezialisierter Gesundheitsversorgung, zur Verfügung gestellt. In der zweiten Stufe wird die multidisziplinäre 

spezialisierte Gesundheitsversorgung und in der dritten Stufe die spezialisierte Gesundheitsversorgung zur 

Verfügung gestellt (BDA CFS 31.3.2015). Es sind somit in Tschetschenien sowohl primäre als auch spezialisierte 

Gesundheitseinrichtungen verfügbar. Die Krankenhäuser sind in einem besseren Zustand als in den 

Nachbarrepubliken, da viele vor nicht allzu langer Zeit erbaut wurden (DIS 1.2015). 

Bestimmte Medikamente werden kostenfrei zur Verfügung gestellt, z.B. Medikamente gegen Krebs und 

Diabetes. Auch gibt es bestimmte Personengruppen, die bestimmte Medikamente kostenfrei erhalten. Dazu 

gehören Kinder unter drei Jahren, Kriegsveteranen, Schwangere und Onkologie- und HIV-Patienten. 

Verschriebene Medikamente werden in staatlich lizensierten Apotheken kostenfrei gegen Vorlage des Rezeptes 

abgegeben (DIS 1.2015). Weitere Krankheiten, für die Medikamente kostenlos abgegeben werden (innerhalb der 

obligatorischen Krankenversicherung), sind: 

 infektiöse und parasitäre Krankheiten 

 Tumore 

 endokrine, Ernährungs- und Stoffwechselkrankheiten 

 Krankheiten des Nervensystems 

 Krankheiten des Blutes und der blutbildenden Organe sowie bestimmte Störungen mit Beteiligung des 
Immunsystems 

 Krankheiten des Auges und der Augenanhangsgebilde 

 Krankheiten des Ohres und des Warzenfortsatzes 

 Krankheiten des Kreislaufsystems 

 Krankheiten des Atmungssystems 

 Krankheiten des Verdauungssystems 

 Krankheiten des Urogenitalsystems 

 Schwangerschaft, Geburt, Abort und Wochenbett 

 Krankheiten der Haut und der Unterhaut 

 Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems und des Bindegewebes 

 Verletzungen, Vergiftungen und bestimmte andere Folgen äußerer Ursachen 

 Geburtsfehler und Chromosomenfehler 

 bestimmte Zustände, die ihren Ursprung in der Perinatalperiode haben 
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 Symptome und abnorme klinische und Laborbefunde, die nicht in der Kategorie der Internationalen 
Klassifikation von Krankheiten gelistet sind (BDA CFS 31.3.2015). 

Die obligatorische Krankenversicherung deckt unter anderem auch klinische Untersuchungen von bestimmten 

Personengruppen, wie Minderjährigen, Studierenden, Arbeitern usw., und medizinische Rehabilitation in 

Gesundheitseinrichtungen. Weiters werden zusätzliche Gebühren von Allgemeinmedizinern und Kinderärzten, 

Familienärzten, Krankenpflegern und Notfallmedizinern finanziert. Peritoneal- und Hämodialyse werden auch 

unterstützt (nach vorgegebenen Raten), einschließlich der Beschaffung von Materialien und Medikamenten. Die 

obligatorische Krankenversicherung in Tschetschenien ist von der föderalen obligatorischen 

Krankenversicherung subventioniert (BDA CFS 31.3.2015). Trotzdem muss angemerkt werden, dass auch hier 

aufgrund der niedrigen Löhne der Ärzte das System der Zuzahlung durch die Patienten existiert (BDA CFS 

31.3.2015; vgl. GIZ 1.2021c, AA 2.2.2021). Es gibt dennoch medizinische Einrichtungen, wo die Versorgung 

kostenfrei bereitgestellt wird, beispielsweise im Distrikt von Gudermes [von hier stammt Ramsan Kadyrow]. In 

kleinen Dörfern sind die ärztlichen Leistungen günstiger (BDA CFS 31.3.2015). 

In Tschetschenien gibt es nur einige private Gesundheitseinrichtungen, die normalerweise mit Fachärzten 

arbeiten, welche aus den Nachbarregionen eingeladen werden. Die Preise sind hier um einiges höher als in 

öffentlichen Institutionen, und zwar aufgrund von komfortableren Aufenthalten, besser qualifizierten 

Spezialisten und modernerer medizinischer Ausstattung (BDA CFS 31.3.2015). 

Wenn eine Behandlung in einer Region nicht verfügbar ist, gibt es die Möglichkeit, dass der Patient in eine andere 

Region, wo die Behandlung verfügbar ist, überwiesen wird (BDA CFS 31.3.2015). 
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Rückkehr 

Letzte Änderung: 16.11.2021 

Die Rückübernahme russischer Staatsangehöriger aus Österreich nach Russland erfolgt in der Regel im Rahmen 

des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föderation über die Rückübernahme. Bei 

Ankunft in der Russischen Föderation müssen sich alle Rückkehrer am Ort ihres beabsichtigten Wohnsitzes 

registrieren [vgl. Kapitel Bewegungsfreiheit und Meldewesen]. Dies gilt generell für alle russischen 

Staatsangehörigen, wenn sie innerhalb von Russland ihren Wohnort wechseln. Bei der Rückübernahme eines 



- 65 - 

russischen Staatsangehörigen, nach welchem in der Russischen Föderation eine Fahndung läuft, wird die 

ausschreibende Stelle über die Überstellung informiert, und diese Person kann, falls ein Haftbefehl aufrecht ist, 

in Untersuchungshaft genommen werden (ÖB Moskau 6.2021). 

Rückkehrende haben wie alle anderen russischen Staatsbürger Anspruch auf Teilhabe am Sozialversicherungs-, 

Wohlfahrts- und Pensionssystem, solange sie die jeweiligen Bedingungen erfüllen [vgl. Kapitel Sozialbeihilfen] 

(IOM 2020). Zur allgemeinen Situation von Rückkehrern, insbesondere im Nordkaukasus, kann festgestellt 

werden, dass sie vor allem vor wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen stehen. Dies betrifft etwa 

bürokratische Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Dokumenten, die oft nur mithilfe von 

Schmiergeldzahlungen überwunden werden können. Die wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen 

betreffen weite Teile der russischen Bevölkerung und können somit nicht als spezifisches Problem von 

Rückkehrern bezeichnet werden. Besondere Herausforderungen ergeben sich für Frauen aus dem Nordkaukasus, 

vor allem für junge Mädchen, wenn diese in einem westlichen Umfeld aufgewachsen sind. Eine allgemeine 

Aussage über die Gefährdungslage von Rückkehrern in Bezug auf eine mögliche politische Verfolgung durch die 

russischen bzw. die nordkaukasischen Behörden kann nicht getroffen werden, da dies stark vom Einzelfall 

abhängt (ÖB Moskau 6.2021). 

Nach einer aktuellen Auskunft eines Experten für den Kaukasus ist allein die Tatsache, dass im Ausland ein 

Asylantrag gestellt wurde, noch nicht mit Schwierigkeiten bei der Rückkehr verbunden (ÖB Moskau 6.2021; vgl. 

AA 2.2.2021). Eine erhöhte Gefährdung kann sich nach einem Asylantrag im Ausland bei Rückkehr nach 

Tschetschenien aber für jene ergeben, die schon vor der Ausreise Probleme mit den Sicherheitskräften hatten 

(ÖB Moskau 6.2021). 

Der Kontrolldruck gegenüber kaukasisch aussehenden Personen ist aus Angst vor Terroranschlägen und anderen 

extremistischen Straftaten erheblich. Russische Menschenrechtsorganisationen berichten noch immer von 

willkürlichem Vorgehen der Polizei. Personenkontrollen und Hausdurchsuchungen (auch ohne 

Durchsuchungsbefehle) finden bei diesen Personen häufiger statt (AA 2.2.2021). 

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (2.2.2021): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Russischen Föderation, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2045865/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Russischen_F%C3%B6deration_%28Stand_Oktober_2020
%29%2C_02.02.2021.pdf, Zugriff 25.2.2021 

 IOM – International Organisation for Migration (2020): Länderinformationsblatt Russische Föderation, 
https://milo.bamf.de/OTCS/cs.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698619/18364377/-
/Russische_F%C3%B6deration_%2D_Country_Fact_Sheets_2020%2C_Deutsch.pdf?nodeid=22619450
&vernum=-2, Zugriff 21.10.2021 

 ÖB Moskau - Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (6.2021): Asylländerbericht Russische 
Föderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/2059888/RUSS_%C3%96B_Bericht_2021_06.docx, 
Zugriff 1.10.2021 

1.4.2. Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 14.04.2022, Russische 

Föderation, Ukraine-Krieg: Situation von Rückkehrern aus dem Ausland: 

„[…] 

Zusammenfassung: 

Der nachfolgend zitierten Quelle ist zu entnehmen, dass nationale Gesetze keine Einschränkungen für 
Rückkehrer mit russischer Staatsbürgerschaft vorsehen. In der Praxis finden – rechtlich nicht gedeckte – 
Befragungen ein-- und ausreisender Russen sowie Vertreter „unfreundlicher“ Staaten durch Grenzkontrollorgane 
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statt. Es ist unklar, wie die dadurch gewonnenen Informationen von russischen Behörden weiter verwertet 
werden. 

Einzelquelle: 

Die Österreichische Botschaft berichtet Folgendes: 

Es gibt keine gesetzlichen Bestimmungen in der Russischen Föderation, welche Einschränkungen für 
Rückkehrerinnen/Rückkehrer mit russischer Staatsangehörigkeit aus dem Ausland vorsehen. De facto kommt es 
beispielsweise im Zuge von Grenzkontrollen aber zu Befragungen Ein-- und Ausreisender (Russinnen/Russen, 
aber auch Vertreter/innen sog. „unfreundlicher Staaten“ –– darunter auch: Republik Österreich) durch 
Grenzkontrollorgane. Da i.d.R. diesen Befragungen kein strafrechtliches Ermittlungsverfahren zugrunde liegt, 
erfolgen diese ohne entsprechende Rechtsgrundlage. Über die Verwendung der im Zuge der Befragung 
gewonnener Daten durch die russischen Behörden kann nur gemutmaßt werden, dass derartige Informationen 
zu repressiven Handlungen gegen russische Bürgerinnen/Bürger verwendet werden. 

ÖB –– Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (4.4.2022): Auskunft der Österreichische Botschaft Moskau 
[Österreich] (4.4.2022): Auskunft der Botschaft, per EBotschaft, per E—Mail 

[…]“ 

1.4.3. Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 14.04.2022, Russische 

Föderation, Ukraine-Krieg: Sozialleistungen für Staatsangehörige: 

„[…] 

1. Haben sich seit dem Kriegseinsatz der Russischen Föderation in der Ukraine die Sozialleistungen für 
Staatsangehörige der Russischen Föderation geändert? Wenn ja, wie? 

[…] 

Der nachfolgend zitierten Quelle ist zu entnehmen, dass für das Budget 2022 eine Verminderung der Ausgaben 
in den Bereichen Sozialleistungen und Gesundheitswesen vorgesehen ist. Dies bedeutet gegenüber 2021 ein 
Minus von RUB 117 Mrd. [ca. EUR 1,3 Mrd.] bzw. RUB 371 Mrd. [ca. EUR 4,1 Mrd.]. Ab 1.5.2022 sind neue 
monatliche Unterstützungszahlungen für 8 – 17-jährige Kinder bedürftiger Familien geplant. 

Die nachfolgende Quelle berichtet außerdem, dass Veteranen von Kampfhandlungen, Veteranen des 
Militärdienstes sowie Veteranen der Arbeit Anspruch auf bestimmte Sozialleistungen haben. Hierzu zählen auch 
Veteranen, die seit 24.2.2022 in der Ukraine kämpfen. Veteranen haben Anspruch auf u.a. Pensionsleistungen; 
monatliche Geldleistungen; kostenfreien Wohnraum und kommunale Dienstleistungen; medizinische und 
prothetisch orthopädische Hilfe. 

Einzelquelle: 

Die Österreichische Botschaft berichtet Folgendes [Hervorhebungen durch die Staatendokumentation]: 

Das im Dezember 2021 von Präsident Putin unterschriebene Gesetz über das föderale Budget für die Jahre 2022 
bis 2024 Путин утвердил бюджет с сокращением расходов на здравоохранение и социальную поддержку 
| Капитал страны (kapital rus.ru) sieht zwar für 2022 eine Reduktion der veranschlagten Ausgaben für das 
Gesundheitswesen um 117 Mrd. RUB und für Sozialleistungen um 371 Mrd. RUB gegenüber 2021 vor, Hinweise 
auf eine weitere allgemeine Einschränkung von Sozialleistungen für russische Staatsangehörige seit Beginn des 
Ukraine Kriegs konnten nicht gefunden werden. Mit dem Erlass N 175 des Präsidenten der Russischen Föderation 
vom 01.04.2022 Указ Президента РФ от 31.03.2022 N 175 "О ежемесячной денежной выплате семьям, 
имеющим детей" / КонсультантПлюс (consultant.ru) wurden hingegen ab 01.05.2022 neue monatliche 
Unterstützungszahlungen für Kinder bedürftiger Familien im Alter von 8 bis 17 Jahren eingeführt. 

ÖB – Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (7.4.2022): Auskunft der Botschaft, per EMail 

[…] 

1.4.4. Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 14.04.2022, Russische 

Föderation, Militärische Rekrutierung für den Ukraine-Krieg: 
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„[…] 

1. Welche Informationen gibt es bezüglich der Heranziehung zum Wehrdienst/Wehrpflicht, seit dem 
Kriegseinsatz gegen die Ukraine? 

2. Werden aufgrund der Verluste der russischen Armee in der Ukraine Wehrpflichtige zwangsweise im Krieg 
gegen die Ukraine eingesetzt bzw. gedrängt, sich freiwillig zu melden? 

[…] 

Den nachfolgend zitierten Quellen ist zu entnehmen, dass Russland im Krieg in der Ukraine Berufssoldaten 
einsetzt. Russland rekrutiert für den Krieg in der Ukraine außerdem syrische Kämpfer, Tschetschenen und 
russische Söldner. In etwa 1.000 Söldner der russischen Sicherheitsfirma Wagner Gruppe befinden sich auf 
Kampfeinsatz im Osten der Ukraine (in der Region Donbas). Die USA besitzen Hinweise, dass Russland mit der 
Mobilisierung einiger Reservisten begonnen hat. 

Laut den nachfolgenden Quellen ist es vorgekommen, dass auch Grundwehrdiener in die Ukraine zum Kämpfen 
entsandt waren. Offenbar wurden diese wieder in die Russische Föderation zurückgeführt. Für das Frühjahr 2022 
ordnete Putin im Rahmen der jährlichen Stellung die Einberufung von 134.500 Grundwehrdienern an. Gemäß 
dem Verteidigungsministerium steht diese Einberufung in keinem Zusammenhang mit dem Ukraine Krieg. 

Bislang hat Russland nicht das Kriegsrecht ausgerufen oder eine Generalmobilmachung verkündet, was eine 
Massenmobilisierung und die Einberufung von Reservisten vereinfachen würde. 

Einzelquellen: 

Die Österreichische Botschaft berichtet Folgendes: 

Medienberichten zufolge kommen im Krieg in der Ukraine auf russischer Seite Berufssoldaten zum Einsatz. Es 
gab aber Vorfälle, in denen auch Grundwehrdiener zum Kampfeinsatz hinzugezogen wurden […]. 

ÖB – Österreichische Botschaft Moskau [Österreich] (7.4.2022): Auskunft der Botschaft, per E Mail 

Die Österreichische Botschaft berichtet Folgendes [Hervorhebungen durch die Staatendokumentation]: 

[…] EXKURS „Einsatz von Rekruten in der „Spezialoperation“ des russischen Militärs in der Ukraine: De facto 
wurden Rekruten, welche zu „Übungen“ einberufen wurden, auch in der russischen „Spezialoperation“ in der 
Ukraine entgegen der [...] gesetzlichen Bestimmung eingesetzt. Die russische Militärstaatsanwaltschaft ermittelt 
derzeit, weswegen es zu diesem Einsatz von Rekruten in Kampfeshandlungen kommen konnte. Auch in den 
staatlich kontrollierten Medien finden sich Hinweise zu diesem Kampfeseinsatz von Pflichtwehrdienern. 

Die Beiträge haben folgenden Wortlaut: 

„Und aus dem, was der offizielle Vertreter des Verteidigungsministeriums Igor Konaschenkow auf dem heutigen 
Briefing gesagt hat: Leider wurden einige Fakten der Anwesenheit Wehrdienstleistender in den Reihen der 
russischen Streitkräfte, die an der Spezialoperation auf dem Territorium der Ukraine teilnehmen, entdeckt. 
Praktisch alle diese Wehrdienstleistenden wurden schon auf das Territorium der RF zurückgeführt. Dennoch 
wurde auf eine dieser Unterabteilungen, die Aufgaben im Hinterland erfüllten, von einer Diversionsgruppe des 
Nationalistenbataillons ein Angriff verübt. Eine Reihe von Militärangehörigen, darunter auch 
Wehrdienstleistende, wurden gefangen genommen. Derzeit werden umfassende Maßnahmen zur Verhinderung 
der Entsendung Wehrdienstleistender in Gebiete mit Kampfhandlungen und zur Befreiung der gefangenen 
Militärangehörigen ergriffen.“ 

Der Pressesprecher des Präsidenten Dmitrii Peskow ergänzte dazu: „Vor Beginn der Spezialoperation wurde auf 
Befehl des Präsidenten der RF, des Oberkommandierenden Vladimir Putin allen Kommandierenden von 
Unterabteilungen mitgeteilt: Die Heranziehung von Wehrdienstleistenden für die Erfüllung jeglicher Aufgaben in 
der Ukraine auszusch[l]ießen. Dem Präsidenten wurde die Erfüllung dieses Befehls gemeldet. Im Zusammenhang 
mit dem Faktum der Anwesenheit einer Reihe von Wehrdienstleistenden in den Teilen der Streitkräfte, die an 
der Durchführung der Spezialoperation in der Ukraine teilnehmen, wurde der Hauptmilitärstaatsanwaltschaft 
auf Befehl des Präsidenten Material zugesandt, für die Prüfung und rechtliche Bewertung und Bestrafung der 
Amtsträger, die für die Nichterfüllung dieses Befehls verantwortlich sind.“ 

Der Tenor lautet also, dass es entgegen den Befehlen des Präsidenten zwar Wehrdienstleistende in die Ukraine 
gab, diese aber bereits wieder in die RF zurückgeführt wurden. Darüber hinaus hätten diese nur Aufgaben im 
Hinterland und nicht an der Front erfüllt. Die Militärstaatsanwaltschaft ermittle in dieser Sache bereits, um die 
Schuldigen zur Rechenschaft zu ziehen. 
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ÖB – Österreichische Botschaft Moskau [ Österreich] (17.3.2022): Auskunft der Botschaft, per E Mail 

Die internationale Nachrichtenagentur Reuters berichtet, dass der russische Präsident Putin im März 2022 im 
Rahmen der jährlichen Frühjahrsstellung die Einberufung von 134.500 Grundwehrdienern anordnete. Die 
Frühjahrsstellung dauert von 1. April bis 15. Juli und richtet sich an russische Männer im Alter von 18 27 Jahren. 
Gemäß dem Verteidigungsministerium steht die aktuelle Einberufung in keinem Zusammenhang mit dem 
Ukraine Krieg. 

President Vladimir Putin on Thursday [March 2022] signed a decree ordering 134,500 new conscripts into the 
army as part of Russia's annual spring draft, but the defence ministry said the call up had nothing to do with the 
war in Ukraine. […] The annual spring military d raft, which runs from April 1 to July 15, will affect Russian men 
between the ages of 18 and 27, Putin's decree said. 

Reuters (31.3.2022): 

Russia drafts 134,500 conscripts but says they won't go to Ukraine, 
https://www.reuters.com/world/europe/russia drafts 134500 conscripts says they wont go ukraine 2022 03 
31/31/, Zugriff 14.4.2022 

Die österreichische Tageszeitung Der Standard berichtet im März 2022 Folgendes [Hervorhebungen durch die 
Staatendokumentation]: 

Moskau rekrutiert syrische Söldner […] Syrische Milizionäre werden für den Krieg in der Ukraine auf der Seite 
Russlands rekrutiert[.] […] Laut Quellen in Syrien habe n sich schon tausende Freiwillige gemeldet, wobei es sich 
jedoch mit Sicherheit um bezahlte Söldner handelt. Es soll bereits mehrere Rekrutierungszentren in größeren 
Städten geben. Auf Facebook wurde ganz konkret um Angehörige der 4. Division geworben der größten und 
bestausgerüsteten der syrischen Armee. 3000 US Dollar wurden abhängig von Qualifikation und Expertise in 
Aussicht gestellt, allerdings ohne nähere Angaben, für welchen Zeitraum diese Bezahlung gilt. […] Auch von der 
russischen Sicherheitsfirma Wagner Gruppe, die fast überall ist, wo sich Russland engagiert, ist immer wieder die 
Rede, einige Hundert Kämpfer sollen bereits in der Ukraine im Einsatz sein. Die BBC zitiert ein ehemaliges 
Mitglied der Gruppe, das berichtet, dass sie via Telegram angeworben werden. Um Rebranding bemüht, sollen 
sie sich jetzt "Die Falken" nennen und unter der Leitung von Offizieren des russischen Militärgeheimdienstes 
stehen. 

Standard.at (14.3.2022): Krieg in der Ukraine: Moskau rekrutiert syrische Söldner, 
https://www.derstandard.at/story/2000134067686/moskau rekrutiert syrische-soeldner, Zugriff 14.4.2022 

Die US Tageszeitung Washington Post berichtet im April 2022, dass sich in etwa 1.000 Söldner der Wagner 
Gruppe im Osten der Ukraine (in der Region Donbas) befinden. Die genaue Anzahl der Wagner Söldner in der 
Ukraine ist unbekannt. 

In Russia’s ongoing invasion of Ukraine, about 1,000 Wagner mercenaries are concentr ated in the country’s east, 
where Pentagon officials say Russia has refocused its war effort after failing to capture the capital, Kyiv. […] 
Pentagon press secretary John Kirby told reporters in March that the firm has about 1,000 fighters in the Donbas 
re gion of eastern Ukraine. […] Exactly how many Wagner mercenaries are in Ukraine and where they are coming 
from remain unknown. WP – Washington Post (9.4.2022): What is the Wagner Group, the Russian 

mercenary entity in Ukraine? https://www.washingtonpost.com/world/2022/04/09/wagner group russia 
uraine-mercenaries/mercenaries/, Zugriff 14.4.2022 

Die US Tageszeitung New York Times berichtet im April 2022, dass Russland Probleme hat, zusätzliche Truppen 
zu rekrutieren. Auch deshalb hat Russland syrische Kämpfer, Tschetschenen und russische Söldner ermuntert, 
die russischen Truppen zu verstärken. 

Russia’s problems finding additional troops are in large measure why it has invited Syrian fighters, Chechens and 
Russian mercenaries to serve as reinforcements. […] Russian mercenaries with combat experience in Syria and 
Libya are gearing up to assume an increasingly active role in a phase of the w ar that Moscow now says is its top 
priority: fighting in the country’s east. NYT – New York Times (6.4.2022): Russia Is Recruiting Mercenaries and 
Syrians to Ukraine, Western Officials Say, https://www.nytimes.com/2022/04/06/us/politics/russia military 
ukraine war.html, Zugriff 14.4.2022 

Der internationale Nachrichtenkanal Euronews berichtet im April, dass die USA Hinweise besitzen, dass Russland 
mit der Mobilisierung einiger Reservisten begonnen hat. 
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The United States has indications that Russia has started mobilizing some reservists and could be looking to 
recruit more than 60,000 personnel, a senior U.S. defense official said on Friday. 

Euronews (9.4.2022): Russia could be looking to recruit more than 60,000 reservists U.S. official, 
https://www.euronews.com/2022/04/09/uk ukraine crisis usa russia military , Zugriff 1 4.4.2022 

Gemäß der Asylagentur der Europäischen Union hat Russland bislang nicht das Kriegsrecht ausgerufen oder eine 
Generalmobilmachung verkündet. Dadurch würde für Russland die Einberufung von Reservisten vereinfacht, und 
Russland könnte Männer mittels Massenmobilisierung zur Kampfteilnahme zwingen. 

[…] Russia has so far not declared martial law or made a call for general mobilisation of forces, as reporting 
available for this query up to 3 April 2022. Such a declaration would enable Russia to call upon reserve forces 
more easily and force Russian men to fight through mass mobilisation and conscription, which has reportedly 
sparked fears among Russians fearing conscription due to mobilisation. EUAA – European Union Agency for 
Asylum [EU] (7.4.2 022): COI Query Response: Russian Federation: Treatment of military deserters by state 
authorities since the February 2022 invasion of Ukraine (1 February 2022 4 April 2022), 
https://coi.euaa.europa.eu/administration/easo/PLib/2022_04_Q24_EUAA_COI_Query_Response_Russia_Trea
tment_of_military_deserters_by_state_authorities. pdf , Zugriff 2022 

[…]“ 

2. Beweiswürdigung: 

2.1. Zu den Feststellungen zum Verfahrensgang: 

Die Feststellungen zu den Verfahren der minderjährigen Beschwerdeführer und ihrer 

Familienangehörigen ergeben sich aus den unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalten 

der vorgelegten Verwaltungsakte des Bundesasylamtes bzw. Bundesamtes für Fremdenwesen 

und Asyl, den vorliegenden Gerichtsakten des Bundesverwaltungsgerichtes und einer 

Einsichtnahme in die Verwaltungs- und Gerichtsakten betreffend das Aberkennungsverfahren 

der Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer (2253915-1 – Vater; 2253921-1 – Mutter) in 

Verbindung mit einer Einsichtnahme in das Zentrale Fremdenregister. 

2.2. Zu den Feststellungen zu den Personen der minderjährigen Beschwerdeführer: 

Die Feststellungen zu den Personalien, der Staatsangehörigkeit und der 

Volksgruppenzugehörigkeit der minderjährigen Beschwerdeführer ergeben sich aus den 

Angaben deren Eltern bereits in den Zuerkennungsverfahren, sowie aus den bereits im 

Zuerkennungsverfahren der Eltern vorgelegten und als echt klassifizierten Dokumente sowie 

den vorgelegten österreichischen Geburtsurkunden der minderjährigen Beschwerdeführer. 

Soweit der Vater der minderjährigen Beschwerdeführer in der mündlichen 

Beschwerdeverhandlung angab, dass sie staatenlos seien, widerspricht dies eindeutig und 

offensichtlich den im Zuerkennungsverfahren vom Vater als auch der Mutter der 

minderjährigen Beschwerdeführer getätigten Angaben und den dort vorgelegten russischen 

Dokumenten. Es ist kein Grund hervorgekommen, an der russischen Staatsangehörigkeit der 

minderjährigen Beschwerdeführer zu zweifeln, zumal die minderjährigen Beschwerdeführer 

selbst keinen nachvollziehbaren Grund angeben konnten, weshalb sie staatenlos wären. 
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Darüber hinaus machte der Vater der minderjährigen Beschwerdeführer in der mündlichen 

Beschwerdeverhandlung selbst geltend, zuletzt einen sowjetischen Reisepass besessen zu 

haben. In Zusammenschau mit seiner tschetschenischen Herkunft steht somit außer Frage, 

dass dieser russischer Staatsangehöriger ist. Hinsichtlich der minderjährigen Zweit- bis 

Viertbeschwerdeführer ist zudem auszuführen, dass diesen (ebenso wie deren Mutter) in den 

Jahren 2018 und 2019 von der russischen Botschaft in Wien russische Auslandsreisepässe 

ausgestellt wurde. Deren russische Staatsangehörigkeit wird somit als erwiesen angesehen. 

Die Feststellungen zu den Lebensumständen, der Schulbildung, den Sprachkenntnissen und 

den Familienangehörigen der minderjährigen Beschwerdeführer in Österreich und in 

Tschetschenien ergeben sich aus den plausiblen und insofern glaubhaften Angaben der Eltern 

der minderjährigen Beschwerdeführer in der Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht 

am 13.05.2022 und den im Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.06.2022, GZ. 

W189 2253915-1/8E u.a., getroffenen Feststellungen sowie den nachvollziehbaren und daher 

glaubhaften Angaben des minderjährigen Erstbeschwerdeführers und seines Vaters in der 

mündlichen Beschwerdeverhandlung am 03.08.2022. 

Die Feststellung über die Unbescholtenheit des minderjährigen Erstbeschwerdeführers ergibt 

sich aus einer Einsichtnahme in das Strafregister. 

Die Feststellungen über die Ausstellung von russischen Reisepässen für die minderjährigen 

Zweit- bis Viertbeschwerdeführer und deren Reise nach Tschetschenien beruhen auf der 

seitens der Österreichischen Botschaft in Moskau übermittelten Kontrollmitteilung (AS 23 ff 

im Akt des minderjährigen Drittbeschwerdeführers, AS 45 ff im Akt des minderjährigen 

Viertbeschwerdeführers) sowie den im Wesentlichen bestätigenden Ausführungen der 

Mutter der minderjährigen Beschwerdeführer in deren Einvernahme durch das Bundesamt 

für Fremdenwesen und Asyl. 

Die Feststellung über den Gesundheitszustand der minderjährigen Beschwerdeführer sowie 

deren COVID-19 Erkrankung im Jänner 2022 ergibt sich aus den Angaben des minderjährigen 

Erstbeschwerdeführers sowie dessen Vaters in der mündlichen Beschwerdeverhandlung und 

dem Umstand, dass sich aus den Akten der minderjährigen Beschwerdeführer nichts 

Gegenteiliges ergab. 

2.3. Zu den Feststellungen zu den Gründen für die Aberkennung des Status der 

Asylberechtigten, einer allfälligen Verfolgungsgefahr der minderjährigen Beschwerdeführer in 

der Russischen Föderation zum Entscheidungszeitpunkt und einer möglichen Rückkehr 

dorthin: 
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2.3.1. Die Feststellung, dass die Umstände, aufgrund derer den Eltern der minderjährigen 

Beschwerdeführer der Status der Asylberechtigten zuerkannt wurde, aufgrund einer 

dauerhaften und grundlegenden Änderung der Lage in der Russischen Föderation nicht mehr 

bestehen, beruht auf den Feststellungen und beweiswürdigenden Ausführungen im 

Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.06.2022, GZ. W189 2253915-1/8E u.a.. Im 

gegenständlichen Verfahren hat sich vor dem Hintergrund der aktuellen Länderberichte und 

der Angaben des Vaters der minderjährigen Beschwerdeführer in der mündlichen 

Beschwerdeverhandlung auch nichts Gegenteiliges ergeben. 

2.3.2. Dass die minderjährigen Beschwerdeführer aktuell in Tschetschenien bzw. der 

Russischen Föderation nicht aus Gründen der Volksgruppenzugehörigkeit, der Religion, der 

Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 

politischen Ansichten bedroht sind, ergibt sich aus den folgenden Überlegungen: 

Weder der Vater der minderjährigen Beschwerdeführer noch der minderjährige 

Erstbeschwerdeführer waren in der mündlichen Beschwerdeverhandlung in der Lage, eigene 

Fluchtgründe für die minderjährigen Beschwerdeführer darzulegen. Auf die Frage nach 

aktuellen Fluchtgründen vermeinten der minderjährige Erstbeschwerdeführer bzw. dessen 

Vater (vgl. S 6 und 9 der Niederschrift der mündlichen Verhandlung am 03.08.2022) in der 

mündlichen Beschwerdeverhandlung lediglich, dass den minderjährigen Beschwerdeführern 

bei einer Rückkehr in die Russische Föderation respektive Tschetschenien Gefahr drohe, 

stellvertretend für ihren Vater festgenommen und als Druckmittel verwendet zu werden, da 

dieser nach wie vor gesucht werde. Diesbezüglich ist auszuführen, dass eine solche 

Gefährdung bereits vor dem Hintergrund der Länderberichte nicht erkannt werden kann. 

Darüber hinaus erscheint es nicht plausibel, dass die Gefahr, ins Blickfeld der russischen oder 

tschetschenischen Behörden im Falle der Rückkehr zu gelangen, für den Vater der 

minderjährigen Beschwerdeführer selbst rechtskräftig verneint wurde, eine solche jedoch für 

die minderjährigen Beschwerdeführer bestehen sollte. 

Anhaltspunkte, aus denen zu schließen wäre, dass die minderjährigen Beschwerdeführer im 

Fall einer Rückkehr in die Russische Föderation bzw. nach Tschetschenien individuell und 

konkret aufgrund bestimmter, in ihrer Person gelegener Umstände bedroht oder verfolgt 

wären, sind – insbesondere unter Berücksichtigung der in der Verhandlung eingebrachten 

Länderinformationen sowie der eigenen Aussagen des Vaters der minderjährigen 

Beschwerdeführer und des minderjährigen Erstbeschwerdeführers und des 

Beschwerdevorbringens – im gesamten Verfahren nicht einmal ansatzweise 
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hervorgekommen. Den Länderberichten zufolge besteht auch keine allgemeine Gefährdung 

für die körperliche Unversehrtheit von Rückkehrern in den Nordkaukasus. 

Gegen eine (fortbestehende) Bedrohung der minderjährigen Beschwerdeführer spricht nicht 

zuletzt auch, dass für die minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer sowie für deren 

Mutter bei der russischen Botschaft in Wien Auslandsreisepässe ausgestellt wurden, sie 

sodann auf legalem Wege per Flugzeug nach Russland einreisten, wobei sie die russischen 

Grenzkontrollen passieren mussten, anschließend einen Monat lang im Heimatdorf in 

Tschetschenien bei ihren Angehörigen verbrachten, und schließlich wiederum legal per 

Flugzeug aus Russland ausreisten, ohne dabei auf Probleme seitens der russischen oder 

tschetschenischen Behörden gestoßen zu sein. Vor diesem Hintergrund kann davon 

ausgegangen werden, dass die minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer in 

Tschetschenien keiner Sippenhaftung oder sonstiger Diskriminierung unterliegen. 

Soweit für den minderjährigen Erstbeschwerdeführer ausgeführt wurde, dass diesem die 

Gefahr der Einberufung und möglicherweise der Einsatz im Ukraine-Krieg drohen, ist dem 

entgegen zu halten, dass sich aus den eingebrachten und oben zitierten Länderberichten 

ergibt, dass der 16-jährige Erstbeschwerdeführer noch nicht einmal im wehrpflichtigen Alter 

ist, das zwischen 18 und 27 Jahren liegt. Eine etwaige Gefährdung seiner Person aufgrund des 

Ukraine-Krieges kann daher schon vor diesem Hintergrund nicht erkannt werden. Darüber 

hinaus ist auszuführen, dass lediglich rund ein Drittel aller Personen, die das wehrtaugliche 

Alter erreichen überhaupt einen Einberufungsbefehl erhalten und Tschetschenen einer 

nochmals begrenzteren Einberufung unterliegen. Des Weiteren besteht nach den 

Länderberichten zudem die Möglichkeit der Ableistung eines Wehrersatzdienstes aus 

Gewissensgründen. Dass diese Option aufgrund des derzeitigen Krieges nicht bestünde, ist 

den ins Verfahren eingeführten Länderberichten nicht zu entnehmen. Letztlich ist allen 

bisherigen Berichten zu entnehmen, dass nur Vertragssoldaten für die Kriegsführung in der 

Ukraine herangezogen werden, nicht jedoch russische Wehrpflichtige. Zwar gibt es Berichte, 

dass insbesondere zu Kriegsbeginn auch einige Wehrpflichtige in den Krieg geschickt wurden, 

nach allen vorhandenen Informationen handelt es sich dabei aber nicht um ein systematisches 

Vorgehen. Vielmehr deuten alle Berichte darauf hin, dass der russische Staat drauf bedacht 

ist, in der Kriegsführung mit Vertragssoldaten, Söldnern und ausländischen Kämpfern, zumal 

Personen mit entsprechender Ausbildung und Erfahrung, auszukommen. Ergänzend ist darauf 

hinzuweisen, dass der minderjährige Erstbeschwerdeführer die russische Sprache nicht 

beherrscht, was seine Einsetzung in der russischen Armee mangels Kenntnis der 

Befehlssprache umso unwahrscheinlicher macht. Berücksichtigt man nun all diese Umstände, 

ist nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass dem minderjährigen 
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Erstbeschwerdeführer nach einer Rückkehr selbst bei Erreichen des wehrpflichtigen Alters 

und unter der hypothetischen Annahme, dass der Ukraine-Krieg zu diesem Zeitpunkt noch 

nicht beendet ist, ein Einsatz im Krieg in der Ukraine droht. 

2.3.3. Anhaltspunkte dafür, dass die minderjährigen Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr 

in die Russische Föderation bzw. nach Tschetschenien gefährdet wären, der Folter oder 

unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden, von der 

Todesstrafe bedroht wären oder in eine existenzgefährdende Notlage geraten würden, sind 

im gesamten Verfahren nicht hervorgekommen und wurden auch in der Beschwerde nicht 

dargetan: 

Wie oben dargelegt, sind die minderjährigen Beschwerdeführer im Fall einer Rückkehr in die 

Russische Föderation bzw. nach Tschetschenien keiner wie immer gearteten Verfolgung 

ausgesetzt, sodass unter diesem Aspekt keine Gefährdung der minderjährigen 

Beschwerdeführer ersichtlich ist. 

Vor dem Hintergrund der in das Verfahren eingebrachten, aktuellen Länderberichte kann 

nicht erkannt werden, dass in der Russischen Föderation bzw. in Tschetschenien – auch unter 

Berücksichtigung der angespannten Lage in der Russischen Föderation aufgrund der 

Sanktionen wegen des Ukraine-Krieges sowie der angespannten Lage in Tschetschenien, wo 

es nach wie vor zu Menschenrechtsverletzungen insbesondere an islamistischen Extremisten, 

Regimekritikern und Menschenrechtsaktivisten sowie homosexuellen Personen kommt – 

aktuell eine solche extreme Gefährdungslage bestünde, dass gleichsam jeder, der dorthin 

zurückkehrt, einer Gefährdung ausgesetzt wäre. In der Russischen Föderation bzw. in 

Tschetschenien ist eine Zivilperson aktuell nicht alleine aufgrund ihrer Anwesenheit einer 

ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts ausgesetzt. 

Den Länderfeststellungen ist weiters zu entnehmen, dass die Versorgung mit Nahrungsmitteln 

in der Russischen Föderation ebenso wie medizinische Grundversorgung gewährleistet ist. Im 

Jahr 2019 betrug die Zahl der Erwerbstätigen in Russland ungefähr 62% der 

Gesamtbevölkerung. Zwar stehen den Länderberichten zufolge weite Teile der russischen 

Bevölkerung generell und auch Rückkehrer in der Russischen Föderation sowie insbesondere 

im Nordkaukasus vor wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen. Rückkehrende haben 

aber wie alle anderen russischen Staatsangehörigen Anspruch auf Teilhabe am 

Sozialversicherungs-, Wohlfahrts- und Rentensystem und können auch finanzielle und 

administrative Unterstützung bei Existenzgründungen in Anspruch nehmen. Die 
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wirtschaftliche Lage im Nordkaukasus hat sich zudem in den letzten Jahren einigermaßen 

stabilisiert und die materiellen Lebensumstände haben sich für die Mehrheit der 

tschetschenischen Bevölkerung seit dem Ende des Tschetschenienkrieges dank großer 

Zuschüsse aus dem russischen föderalen Budget deutlich verbessert, wenngleich 

Arbeitslosigkeit und die daraus resultierende Armut und Perspektivlosigkeit von Teilen der 

Bevölkerung problematisch bleiben. 

Der minderjährige Erstbeschwerdeführer absolvierte in Österreich Schulbildung und besucht 

derzeit die Oberstufe eines Gymnasiums, was ihm auch in der Russischen Föderation zu Gute 

kommt. Er beherrscht die Tschetschenische Sprache in Wort, weswegen ihm die Teilnahme 

am Erwerbsleben in Tschetschenien jedenfalls zumutbar ist. Der minderjährige 

Viertbeschwerdeführer besucht in Österreich eine Mittelschule. Auch er beherrscht – ebenso 

wie die minderjährigen Zweit- und Drittbeschwerdeführer die tschetschenische Sprache. 

Darüber hinaus fände eine hypothetische Rückkehr der minderjährigen Beschwerdeführer in 

die Russische Föderation nur im Familienverband mit ihren Eltern und Geschwistern statt; die 

Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer verfügen in Tschetschenien über zahlreiche enge 

Verwandte, mit denen sie nach wie vor in regelmäßigem Kontakt stehen und bei denen sie 

zumindest für die erste Zeit nach ihrer Rückkehr unterkommen können (zB. im Haus der 

Großmutter mütterlicherseits, wo die minderjährigen Zweit- bis Viertbeschwerdeführer 

gemeinsam mit ihrer Mutter bereits im Sommer 2019 einen Monat verbrachten. Vor dem 

persönlichen Hintergrund der minderjährigen Beschwerdeführer und jenem der getroffenen 

Länderfeststellungen sind keine Anhaltspunkte dafür zu erkennen, dass die minderjährigen 

Beschwerdeführer in der Russischen Föderation im Fall einer hypothetischen Rückkehr nach 

Tschetschenien – die nur im Familienverband mit ihren Eltern und Geschwistern erfolgen 

würde – in ihrer Existenz bedroht und nicht in der Lage wären, dort ein angemessenes Leben 

zu führen; solches wurde auch weder in der Beschwerde substantiiert vorgebracht noch 

äußerten der minderjährige Erstbeschwerdeführer oder dessen Vater im Rahmen der 

mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht dahingehende 

Rückkehrbefürchtungen. 

Die notorische Lage in der Russischen Föderation betreffend die COVID-19-Pandemie sowie 

die Definition von Risikogruppen ergeben sich aus allgemein zugänglichen, 

wissenschaftsbasierten Informationen von WHO (https://www.who.int) und CDC 

(https://www.cdc.gov/) sowie auf Basis von Informationen der österreichischen 

Bundesregierung 

(https://www.oesterreich.gv.at/?gclid=EAIaIQobChMI0ZWfp52a6QIVRaqaCh2o2gR4EAAYAS

AAEgL9NfD_BwE) und aus unbedenklichen tagesaktuellen Berichten. Da die minderjährigen 
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Beschwerdeführer körperlich gesund sind und mit Blick auf ihr Alter von 16, zwölf, sechs und 

fünf Jahren sowie aufgrund des Fehlens einschlägiger physischer (chronischer) 

Vorerkrankungen keiner spezifischen Risikogruppe betreffend COVID-19 angehören, besteht 

keine hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass die minderjährigen Beschwerdeführer bei einer 

Rückkehr in die Russische Föderation eine COVID-19-Erkrankung mit schwerwiegendem oder 

tödlichem Verlauf bzw. mit dem Bedarf einer intensivmedizinischen Behandlung bzw. einer 

Behandlung in einem Krankenhaus erleiden würden. Dafür spricht auch, dass die 

minderjährigen Beschwerdeführer im Jänner 2022 bereits mit einem milden Krankheitsverlauf 

an COVID-19 erkrankt sind. Schließlich ist auch nicht zu erkennen, dass sich im Zusammenhang 

mit der COVID-19-Pandemie die Wirtschafts- und Versorgungslage in einem Ausmaß 

verschlechtert hätte, dass die grundlegende Versorgung der russischen Bevölkerung aktuell 

nicht mehr gewährleistet wäre. 

 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 

3.1. Die Beschwerde ist zulässig und rechtzeitig. 

3.2. Zu A.) Abweisung der Beschwerden: 

3.2.1. Zu den Beschwerden gegen die jeweiligen Spruchpunkte I. der angefochtenen 

Bescheide (Aberkennung des Status des Asylberechtigten): 

3.2.1.1 Maßgebliche Rechtsgrundlagen: 

§ 7 AsylG 2005 lautet: 

„Aberkennung des Status des Asylberechtigten 

§ 7 (1) Der Status des Asylberechtigten ist einem Fremden von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen, wenn 

1. ein Asylausschlussgrund nach § 6 vorliegt; 

2. einer der in Art. 1 Abschnitt C der Genfer Flüchtlingskonvention angeführten Endigungsgründe 
eingetreten ist oder 

3. der Asylberechtigte den Mittelpunkt seiner Lebensbeziehungen in einem anderen Staat hat. 

(2) In den Fällen des § 27 Abs. 3 Z 1 bis 4 und bei Vorliegen konkreter Hinweise, dass ein in Art. 1 Abschnitt 
C Z 1, 2 oder 4 der Genfer Flüchtlingskonvention angeführter Endigungsgrund eingetreten ist, ist ein Verfahren 
zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten jedenfalls einzuleiten, sofern das Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß Abs. 1 wahrscheinlich ist. Ein Verfahren gemäß Satz 1 ist, wenn es auf Grund des § 27 
Abs. 3 Z 1 eingeleitet wurde, längstens binnen einem Monat nach Einlangen der Verständigung über den Eintritt 
der Rechtskraft der strafgerichtlichen Verurteilung gemäß § 30 Abs. 5 BFA-VG, in den übrigen Fällen 
schnellstmöglich, längstens jedoch binnen einem Monat ab seiner Einleitung zu entscheiden, sofern bis zum 
Ablauf dieser Frist jeweils der entscheidungsrelevante Sachverhalt feststeht. Eine Überschreitung der Frist gemäß 
Satz 2 steht einer späteren Aberkennung des Status des Asylberechtigten nicht entgegen. Als Hinweise gemäß 



- 76 - 

Satz 1 gelten insbesondere die Einreise des Asylberechtigten in seinen Herkunftsstaat oder die Beantragung und 
Ausfolgung eines Reisepasses seines Herkunftsstaates. 

(2a) Ungeachtet der in § 3 Abs. 4 genannten Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsberechtigung ist ein Verfahren 
zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten jedenfalls einzuleiten, wenn sich aus der Analyse gemäß § 3 
Abs. 4a ergibt, dass es im Herkunftsstaat des Asylberechtigten zu einer wesentlichen, dauerhaften Veränderung 
der spezifischen, insbesondere politischen, Verhältnisse, die für die Furcht vor Verfolgung maßgeblich sind, 
gekommen ist. Das Bundesamt hat von Amts wegen dem Asylberechtigten die Einleitung des Verfahrens zur 
Aberkennung des Status des Asylberechtigten formlos mitzuteilen. 

(3) Das Bundesamt kann einem Fremden, der nicht straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3), den Status eines 
Asylberechtigten gemäß Abs. 1 Z 2 nicht aberkennen, wenn die Aberkennung durch das Bundesamt – wenn auch 
nicht rechtskräftig – nicht innerhalb von fünf Jahren nach Zuerkennung erfolgt und der Fremde seinen 
Hauptwohnsitz im Bundesgebiet hat. Kann nach dem ersten Satz nicht aberkannt werden, hat das Bundesamt die 
nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, zuständige Aufenthaltsbehörde 
vom Sachverhalt zu verständigen. Teilt diese dem Bundesamt mit, dass sie dem Fremden einen Aufenthaltstitel 
rechtskräftig erteilt hat, kann auch einem solchen Fremden der Status eines Asylberechtigten gemäß Abs. 1 Z 2 
aberkannt werden. 

(4) Die Aberkennung nach Abs. 1 Z 1 und 2 ist mit der Feststellung zu verbinden, dass dem Betroffenen die 
Flüchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukommt. Dieser hat nach Rechtskraft der Aberkennung der 
Behörde Ausweise und Karten, die den Status des Asylberechtigten oder die Flüchtlingseigenschaft bestätigen, 
zurückzustellen.“ 

 

Art. 1 Abschnitt C der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) lautet: 

„Eine Person, auf die die Bestimmungen des Absatzes A zutrifft, fällt nicht mehr unter dieses Abkommen, 

1. wenn sie sich freiwillig erneut dem Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, unterstellt; 
oder 

2. wenn sie nach dem Verlust ihrer Staatsangehörigkeit diese freiwillig wiedererlangt hat; oder 

3. wenn sie eine neue Staatsangehörigkeit erworben hat und den Schutz des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit sie erworben hat, genießt; oder 

4. wenn sie freiwillig in das Land, das sie aus Furcht vor Verfolgung verlassen hat oder außerhalb dessen sie 
sich befindet, zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen hat; oder 

5. wenn sie nach Wegfall der Umstände, aufgrund derer sie als Flüchtling anerkannt worden ist, es nicht 
mehr ablehnen kann, den Schutz des Landes in Anspruch zu nehmen, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt. 
Hierbei wird jedoch unterstellt, dass die Bestimmung dieser Ziffer auf keinen Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des 
Abschnittes A dieses Artikels Anwendung findet, der sich auf zwingende, auf früheren Verfolgungen beruhende 
Gründe berufen kann, um die Inanspruchnahme des Schutzes des Landes abzulehnen, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt; 

6. wenn es sich um eine Person handelt, die keine Staatsangehörigkeit besitzt, falls sie nach Wegfall der 
Umstände, aufgrund derer sie als Flüchtling anerkannt worden ist, in der Lage ist, in das Land zurückzukehren, in 
dem sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz hat. Dabei wird jedoch unterstellt, dass die Bestimmung dieser Ziffer auf 
keinen Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des Abschnittes A dieses Artikels Anwendung findet, der sich auf 
zwingende, auf früheren Verfolgungen beruhende Gründe berufen kann, um die Rückkehr in das Land 
abzulehnen, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.“ 

3.2.1.2. Eingangs ist festzuhalten, dass den unbescholtenen minderjährigen 

Beschwerdeführern (zumindest zum gegenständlichen Entscheidungszeitpunkt) bereits vor 

mehr als fünf Jahren der Status der Asylberechtigten zuerkannt wurde. Da das Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl jedoch gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 die zuständige 
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Niederlassungsbehörde vom Sachverhalt verständigte und den minderjährigen 

Beschwerdeführern der Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt wurde, war eine 

Aberkennung des Status der Asylberechtigten sohin trotz der Tatsache, dass die Aberkennung 

durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (zumindest den minderjährigen 

Erstbeschwerdeführer, die minderjährige Zweitbeschwerdeführerin und den minderjährigen 

Viertbeschwerdeführer betreffend) nicht innerhalb von fünf Jahren nach Zuerkennung 

erfolgte, die minderjährigen Beschwerdeführer nicht straffällig sind und ihren Hauptwohnsitz 

im Bundesgebiet haben, gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 möglich. 

Die belangte Behörde stützte im gegenständlichen Fall die Aberkennung des den 

minderjährigen Beschwerdeführern zuerkannten Status der Asylberechtigten auf die 

Bestimmung des § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 – sohin auf die Bestimmung, dass der Status des 

Asylberechtigten einem Fremden von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen ist, wenn einer 

der in Art. 1 Abschnitt C GFK angeführten Endigungsgründe eingetreten ist. Konkret stützte 

sich das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl auf den Endigungsgrund gemäß Art. 1 

Abschnitt C Z 5 GFK, nämlich auf den Wegfall der Umstände, aufgrund derer die Eltern der 

minderjährigen Beschwerdeführer als Flüchtling anerkannt worden sind, sodass es diese nicht 

mehr ablehnen können, den Schutz des Landes in Anspruch zu nehmen, dessen 

Staatsangehörigkeit sie besitzen. 

Das Bundesverwaltungsgericht stellte in seinem Erkenntnis vom 08.06.2022, GZ. W189 

2253915-1/8E u.a., rechtskräftig fest, dass im Fall der Eltern der minderjährigen 

Beschwerdeführer, von denen die minderjährigen Beschwerdeführer ihren Status als 

Asylberechtigte ableiteten, ein Wegfall der ursprünglichen Verfolgungsgefahr, welche zur 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten im Jahr 2007 geführt hatte, vorliegt und 

erkannte den Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer (sowie vier weiteren 

Geschwistern) rechtskräftig den Status der Asylberechtigten ab. 

Für die minderjährigen Beschwerdeführer bedeutet dies Folgendes: 

Für die Aberkennung des einem Familienangehörigen im Familienverfahren zuerkannten 

Status des Asylberechtigten wegen Wegfalls der fluchtauslösenden Umstände kommt es nach 

der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 23.10.2019, Ra 2019/19/0059-6) 

darauf an, ob die Umstände, auf Grund derer die Bezugsperson als Flüchtling anerkannt 

worden ist, nicht mehr bestehen und es diese daher nicht weiterhin ablehnen kann, sich unter 

den Schutz ihres Herkunftsstaates zu stellen. Diese Frage hat die Behörde (bzw. das 

Verwaltungsgericht) ohne Bindung an eine allfällige diesbezügliche Entscheidung im 
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Verfahren über die Aberkennung des Asylstatus des Familienangehörigen selbstständig zu 

beurteilen. Gelangt die Behörde (bzw. das Verwaltungsgericht) in so einem Fall zu der 

Beurteilung, dass die Umstände, auf Grund derer die Bezugsperson als Flüchtling anerkannt 

worden ist, nicht mehr vorliegen, ist der Asylstatus eines Familienangehörigen, dem dieser 

Status im Familienverfahren (bzw. durch Asylerstreckung) zuerkannt worden ist, 

abzuerkennen, sofern im Entscheidungszeitpunkt hinsichtlich des Familienangehörigen nicht 

die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 

AsylG 2005 (drohende Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK) vorliegen. 

Wie ausgeführt, wurde den minderjährigen Beschwerdeführern, die sich in ihren 

Asylverfahren auf die Fluchtgründe insbesondere ihres Vaters bezogen, der Status der 

Asylberechtigten im Familienverfahren durch Erstreckung über ihre Eltern zuerkannt. Da die 

Umstände, auf Grund derer die Eltern der minderjährigen Beschwerdeführer als Flüchtling 

anerkannt worden sind, nicht mehr bestehen und diese es nicht weiterhin ablehnen können, 

sich unter den Schutz ihres Herkunftsstaates zu stellen, und auch im Fall der minderjährigen 

Beschwerdeführer – wie beweiswürdigend ausgeführt – zum Entscheidungszeitpunkt keine 

individuelle oder generelle Gefährdung vorliegt, welche einer Rückkehr in den Herkunftsstaat 

entgegenstehen und demnach eine Aufrechterhaltung des Asylstatus gebieten würde, ist der 

Aberkennungstatbestand des § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 iVm Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK auch im 

Fall der minderjährigen Beschwerdeführer erfüllt. 

Die Aberkennung des Status der Asylberechtigten ist gemäß § 7 Abs. 4 AsylG 2005 mit der 

Feststellung zu verbinden, dass den minderjährigen Beschwerdeführern die 

Flüchtlingseigenschaft nicht mehr zukommt. 

Die Beschwerden gegen die jeweiligen Spruchpunkte I. der angefochtenen Bescheide sind 

somit als unbegründet abzuweisen. 

3.2.2. Zu den Beschwerden gegen die jeweiligen Spruchpunkte II. der angefochtenen 

Bescheide (Nichtzuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten): 

3.2.2.1. Gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist einem Fremden, dem der Status des 

Asylberechtigten aberkannt worden ist, der Status des subsidiär Schutzberechtigten 

zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 

in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder 

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson 

eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt 

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
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Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ist gemäß 

§ 8 Abs. 2 AsylG 2005 mit der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 AsylG 

2005 zu verbinden. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich mit der bisherigen höchstgerichtlichen Rechtsprechung 

zum realen Risiko einer drohenden Verletzung der Art. 2 und 3 EMRK und zur ernsthaften 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

innerstaatlichen Konflikt auseinandergesetzt und diese wie folgt zusammengefasst (VwGH 

21.02.2017, Ra 2016/18/0137): 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes setzt die Beurteilung eines 

drohenden Verstoßes gegen Art. 2 oder 3 EMRK eine Einzelfallprüfung voraus, in deren 

Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer 

Person im Fall der Rückkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr („real risk“) insbesondere 

einer gegen Art. 2 oder 3 EMRK verstoßenden Behandlung droht. Es bedarf einer 

ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die persönliche Situation des 

Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. 

etwa VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0053 mwN). 

Um von der realen Gefahr („real risk“) einer drohenden Verletzung der durch Art. 2 oder 3 

EMRK garantierten Rechte eines Asylwerbers bei Rückkehr in seinen Heimatstaat ausgehen zu 

können, reicht es nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht aus, wenn eine 

solche Gefahr bloß möglich ist. Es bedarf vielmehr einer darüberhinausgehenden 

Wahrscheinlichkeit, dass sich eine solche Gefahr verwirklichen wird (vgl. etwa VwGH 

26.06.2007, 2007/01/0479 und 23.09.2009, 2007/01/0515 mwN). 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte erkennt in ständiger Rechtsprechung, dass 

ein „real risk“ (reales Risiko) vorliegt, wenn stichhaltige Gründe („substantial grounds“) dafür 

sprechen, dass die betroffene Person im Falle der Rückkehr in die Heimat das reale Risiko 

(insbesondere) einer Verletzung ihrer durch Art. 3 EMRK geschützten Rechte zu gewärtigen 

hätte. Dafür spielt es grundsätzlich keine Rolle, ob dieses reale Risiko in der allgemeinen 

Sicherheitslage im Herkunftsstaat, in individuellen Risikofaktoren des Einzelnen oder in der 

Kombination beider Umstände begründet ist. Allerdings betont der EGMR in seiner 

Rechtsprechung auch, dass nicht jede prekäre allgemeine Sicherheitslage ein reales Risiko iSd 

Art. 3 EMRK hervorruft. Im Gegenteil lässt sich seiner Judikatur entnehmen, dass eine 

Situation genereller Gewalt nur in sehr extremen Fällen („in the most extreme cases“) diese 

Voraussetzung erfüllt (vgl. etwa EGMR 28.11.2011, Nr. 8319/07 und 11449/07, Sufi und Elmi 
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gg. Vereinigtes Königreich, RNr. 218 mit Hinweis auf EGMR 17.07.2008, Nr. 25904/07, NA gg. 

Vereinigtes Königreich). In den übrigen Fällen bedarf es des Nachweises von besonderen 

Unterscheidungsmerkmalen („special distinguishing features“), aufgrund derer sich die 

Situation des Betroffenen kritischer darstellt als für die Bevölkerung im Herkunftsstaat im 

Allgemeinen (vgl. etwa EGMR Sufi und Elmi, RNr. 217). 

Thurin (Der Schutz des Fremden vor rechtswidriger Abschiebung2 [2012] 203) fasst die 

bezughabenden Aussagen in der Rechtsprechung des EGMR dahingehend zusammen, dass 

der maßgebliche Unterschied zwischen einem „realen Risiko“ und einer „bloßen Möglichkeit“ 

prinzipiell im Vorliegen oder Nichtvorliegen von „special distinguishing features“ zu erblicken 

ist, die auf ein „persönliches“ („personal“) und „vorhersehbares“ („foreseeable“) Risiko 

schließen lassen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz bestehe nur in sehr extremen Fällen 

(„most extreme cases“), wenn die allgemeine Lage im Herkunftsstaat so ernst sei, dass 

praktisch jeder, der dorthin abgeschoben wird, einem realen und unmittelbar drohenden 

(„real and imminent“) Risiko einer Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sei. 

Diesfalls sei das reale Risiko bereits durch die extreme allgemeine Gefahrenlage im Zielstaat 

indiziert. 

Auch im ergangenen Urteil der Großen Kammer vom 23.08.2016, Nr. 59166/12, J.K. u.a. gegen 

Schweden, beschäftigte sich der EGMR mit seiner einschlägigen Rechtsprechung und führte 

u.a. aus, dass die Beweislast für das Vorliegen eines realen Risikos in Bezug auf individuelle 

Gefährdungsmomente für eine Person grundsätzlich bei dieser liege (v.a. RNr. 91 und 96), 

gleichzeitig aber die Schwierigkeiten, mit denen ein Asylwerber bei der Beschaffung von 

Beweismitteln konfrontiert sei, in Betracht zu ziehen seien und bei einem entsprechend 

substantiierten Vorbringen des Asylwerbers, weshalb sich seine Lage von jener anderer 

Personen im Herkunftsstaat unterscheide (vgl. RNr. 94), im Zweifel zu seinen Gunsten zu 

entscheiden sei (RNr. 97). Soweit es um die allgemeine Lage im Herkunftsstaat gehe, sei 

jedoch ein anderer Ansatz heranzuziehen. Diesbezüglich hätten die Asylbehörden vollen 

Zugang zu den relevanten Informationen und es liege an ihnen, die allgemeine Lage im 

betreffenden Staat (einschließlich der Schutzfähigkeit der Behörden im Herkunftsstaat) von 

Amts wegen festzustellen und nachzuweisen (RNr. 98). 

Der Tatbestand einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer 

Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes in § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 orientiert sich an Art. 15 lit. c der 

Statusrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EG) und umfasst – wie der Gerichtshof der Europäischen 

Union erkannt hat – eine Schadensgefahr allgemeiner Art, die sich als „willkürlich“ erweist, 
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also sich auf Personen ungeachtet ihrer persönlichen Situation erstrecken kann. Entscheidend 

für die Annahme einer solchen Gefährdung ist nach den Ausführgen des EuGH, dass der den 

bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, 

dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, eine Zivilperson liefe bei einer Rückkehr 

in das betreffende Land oder gegebenenfalls die betroffene Region allein durch ihre 

Anwesenheit im Gebiet dieses Landes oder dieser Region tatsächlich Gefahr, einer ernsthaften 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit ausgesetzt zu sein. Dabei ist zu beachtend, 

dass der Grad willkürlicher Gewalt, der vorliegen muss, damit der Antragsteller Anspruch auf 

subsidiären Schutz hat, umso geringer sein wird, je mehr er möglicherweise zu belegen 

vermag, dass er aufgrund von seiner persönlichen Situation innewohnenden Umständen 

spezifisch betroffen ist (vgl. EuGH 17.02.2009, C-465/07, Elgafaji, und vom 30.01.2014, C-

285/12, Diakité). 

Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine 

Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage 

vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) 

nicht gedeckt werden können. Nach der auf der Rechtsprechung des EGMR beruhenden 

Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist eine solche Situation nur unter exzeptionellen 

Umständen anzunehmen (vgl. VwGH vom 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Darüber hinaus ist auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte zu verweisen, wonach es 

grundsätzlich der abschiebungsgefährdeten Person obliegt, mit geeigneten Beweisen 

gewichtige Gründe für die Annahme eines Risikos nachzuweisen, dass ihr im Falle der 

Durchführung einer Rückführungsmaßnahme eine dem Art. 3 EMRK widersprechende 

Behandlung drohen würde (vgl. VwGH 05.10.2016, Ra 2016/19/0158 mit Verweis auf das 

Urteil des EGMR vom 05.09.2013, I gegen Schweden, Nr. 61204/09 und mwH). 

3.2.2.2. Dies ist den minderjährigen Beschwerdeführern im vorliegenden Fall nicht gelungen: 

Wie aufgezeigt, sind die minderjährigen Beschwerdeführer bei einer Rückkehr in die Russische 

Föderation bzw. nach Tschetschenien keiner Verfolgung ausgesetzt, weshalb auch keinerlei 

dahingehende Bedrohung im Sinne des § 8 AsylG 2005 zu erkennen ist. 

Ausgehend von den dem gegenständlichen Erkenntnis zugrundeliegenden Länderberichten 

zum Herkunftsstaat besteht weiters kein Grund, davon auszugehen, dass jeder 

zurückgekehrte Staatsangehörige der Russischen Föderation einer reellen Gefahr einer 

Gefährdung gemäß Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre. Es ist nicht ersichtlich, dass im gesamten 

Gebiet der Russischen Föderation bzw. Tschetscheniens – trotz der vom 
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Bundesverwaltungsgericht nicht außer Acht gelassenen angespannten Situation in 

Tschetschenien und der Russischen Föderation aufgrund der Sanktionen wegen des Ukraine-

Krieges – derzeit eine „extreme Gefahrenlage“ im Sinne einer dermaßen schlechten 

wirtschaftlichen oder allgemeinen (politischen) Situation herrschen würde, die für sich 

genommen bereits die Zulässigkeit der Abschiebung als unrechtmäßig erscheinen ließe. 

Außergewöhnliche Umstände, angesichts derer die Abschiebung der minderjährigen 

Beschwerdeführer in die Russische Föderation – die nur im Familienverband mit den Eltern 

und Geschwistern stattfinden würde – die Garantien des Art. 3 EMRK verletzen würde, sind 

unter Berücksichtigung der höchstgerichtlichen Rechtsprechung somit zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht zu erblicken. Wie beweiswürdigend dargelegt, ist die Versorgung mit 

Nahrungsmitteln in der Russischen Föderation bzw. Tschetschenien ebenso wie medizinische 

Grundversorgung gewährleistet und würden die minderjährigen Beschwerdeführer bei einer 

Rückkehr in die Russische Föderation bzw. nach Tschetschenien nicht in eine 

existenzgefährdende Notlage geraten. Wie ebenfalls beweiswürdigend ausgeführt, stellt auch 

die aktuell vorherrschende COVID-19-Pandemie kein Rückkehrhindernis– weder in 

medizinischer noch in wirtschaftlicher Hinsicht – dar. 

Eine völlige Perspektivenlosigkeit für die minderjährigen Beschwerdeführer ist schlichtweg 

nicht zu erkennen. Ziel des Refoulementschutzes ist es nicht, Menschen vor unangenehmen 

Lebenssituationen, wie es die Rückkehr in die Russische Föderation sein wird, zu beschützen, 

sondern einzig und allein Schutz vor exzeptionellen Lebenssituationen zu geben. 

Gemäß der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann auch aus schlechten 

Lebensbedingungen keine gegenständlich relevante Gefährdung bzw. Bedrohung abgeleitet 

werden (vgl. etwa VwGH 30.1.2001, 2001/01/0021; vgl. auch VwGH 16.07.2003, 

2003/01/0059, wonach z.B. die Situation einer in einem beheizbaren Zelt von neun 

Quadratmetern untergebrachten fünfköpfigen Familie zwar als prekär, aber unter dem 

Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK als noch erträglich zu beurteilen sei). 

Durch eine hypothetische Rückführung der minderjährigen Beschwerdeführer in den 

Herkunftsstaat besteht zwar die Möglichkeit, dass die minderjährigen Beschwerdeführer mit 

einer schwierigen Lebenssituation insbesondere in wirtschaftlicher Hinsicht konfrontiert 

wären. Unter Berücksichtigung der Länderberichte und der persönlichen Situation der 

minderjährigen Beschwerdeführer ist jedoch in einer Gesamtbetrachtung nicht zu erkennen, 

dass sie im Fall ihrer hypothetischen Rückkehr in die Russische Föderation bzw. nach 

Tschetschenien – die darüber hinaus nur im Familienverband mit den Eltern und Geschwistern 
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stattfinden würde – in eine ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen 

würden, eine Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle 

Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention geschützten Rechte zu erleiden. 

Der Klarstellung des Verwaltungsgerichtshofs folgend, dass von einer wirtschaftlichen 

angespannten Situation das Prüfungskalkül des Art. 3 EMRK, welches für die Annahme einer 

solchen Menschenrechtsverletzung das Vorhandensein einer die Grundbedürfnisse der 

menschlichen Existenz bedrohenden Lebenssituation unter exzeptionellen Umständen 

fordert, zu unterscheiden ist (VwGH 19.06.2017, Ra 2017/19/0095), ist für den 

gegenständlichen Fall entscheidend, dass beim Beschwerdeführer aufgrund obenstehender 

Erwägungen eine solche Situation nicht gegeben ist. 

Die Prüfung der maßgeblichen Kriterien führt im konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass den 

minderjährigen Beschwerdeführern eine Rückkehr in die Russische Föderation nach 

Tschetschenien möglich ist. 

Die Beschwerden gegen die jeweiligen Spruchpunkte II. der angefochtenen Bescheide sind 

daher als unbegründet abzuweisen. 

3.2.3. Zu den Beschwerden gegen die jeweiligen Spruchpunkte III. der angefochtenen 

Bescheide (Nichterteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005): 

Gemäß § 58 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 hat das Bundesamt die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 von Amts wegen zu prüfen, wenn einem Fremden der Status des Asylberechtigten 

aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

kommt. Da keine der Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 AsylG 2005 vorliegen, dies auch von den minderjährigen Beschwerdeführern oder 

ihrer Vertretung im Einzelnen nicht behauptet wurde, waren die Beschwerde gegen die 

jeweiligen Spruchpunkte III. der angefochtenen Bescheide daher als unbegründet abzuweisen. 

3.2.4. Zum Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels aus Gründen des Art. 8 EMRK gemäß § 

55 AsylG 2005 

Die minderjährigen Beschwerdeführer stellten in ihrer Beschwerde einen Antrag auf Erteilung 

eines Aufenthaltstitels aus Gründen des Art. 8 EMRK gemäß § 55 AsylG 2005. Da über eine 

derartige Erteilung nicht bescheidmäßig abgesprochen wurde, ist diese auch nicht 

Gegenstand des Beschwerdeverfahrens. Der Antrag ist daher als unzulässig zurückzuweisen. 
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3.2.5. Zum Antrag auf Befangenheit des einvernehmenden Organwalters des Bundesamtes für 

Fremdenwesen und Asyl gemäß § 7 AVG 

Die minderjährigen Beschwerdeführer stellten in ihrer Beschwerde zudem einen Antrag auf 

Befangenheit des einvernehmenden Organwalters des Bundesamtes für Fremdenwesen und 

Asyl aus dem Grunde des § 7 Abs. 1 Z 3 AVG.  § 7 AVG räumt kein förmliches Antrags- oder 

Ablehnungsrecht ein, sondern haben Verwaltungsorgane ihre allfällige Befangenheit von 

Amts wegen wahrzunehmen (Hengstschläger/Leeb, AVG § 7, Rn 17). Der Antrag ist daher als 

unzulässig zurückzuweisen. 

Im Übrigen kann aus den geltend gemachten Fragen zum Personenstand, zur Religion und zum 

Glauben des Vaters der minderjährigen Beschwerdeführer eine Befangenheit des 

einvernehmenden Organwalters ein (zumal wesentlicher) Verfahrensmangel keineswegs 

erkannt werden. In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass nach den 

Länderberichten „Extremisten“ in Tschetschenien der Verfolgung ausgesetzt sind, weshalb 

nähere Fragen zur Glaubenswelt des Vaters der minderjährigen Beschwerdeführer sogar im 

(potentiellen) Interesse der minderjährigen Beschwerdeführer und ihrer Eltern zu einem 

vollständigen Ermittlungsverfahren beizutragen vermögen. 

Es ist daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 

3.3. Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche 

Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher 

Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Insoweit die in der 

rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu früheren 
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Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die 

inhaltlich meist völlig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage 

unverändert übertragbar. 

Es ist daher spruchgemäß zu entscheiden. 


